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 I 
Abstract 
Anlass zur vorliegenden Masterarbeit gab der Umstand, dass am 1.1.2013 
das neue Erwachsenenschutzrecht in Kraft trat und mit ihm neue Instrumen-
te, welche das Selbstbestimmungsrecht jedes Einzelnen stärken sollen, unter 
anderem die Patientenverfügung. 
Die Gefahr, an einem psychischen Leiden zu erkranken, kann in jedem Alter 
auftreten, steigert sich aber prozentual klar mit fortgeschrittenem Alter. Im 
ersten Teil dieser Arbeit wird dargelegt, was unter psychischen Erkrankun-
gen zu verstehen ist, wie diese klassifiziert und diagnostiziert werden. Des 
Weiteren wird beleuchtet, weshalb die aktuellen statistischen Daten zu psy-
chischen Erkrankungen für die Schweiz von Relevanz sind und welche 
volkswirtschaftlichen Auswirkungen sie haben. Im zweiten Teil wird anhand 
der Patientenverfügung aufgezeigt, wie das Recht auf Selbstbestimmung bei 
Menschen mit psychischen Erkrankungen gewährleistet werden kann. 
Die Auswertung der Untersuchung hat ergeben, dass aus Gründen der 
(Selbst-)Stigmatisierung, aber auch aus mangelnder Verfügbarkeit von 
Therapeuten immer noch eine grosse Anzahl von psychisch erkrankten Per-
sonen unbehandelt bleibt. Die sich daraus ergebenden volkswirtschaftlichen 
Auswirkungen sind enorm und verursachen neben den sozialen Problemen 
hohe Kosten. Die Patientenverfügung erweist sich als geeignetes Instrument 
der eigenen Vorsorge und ist insbesondere für Personen mit einer psychi-
schen Erkrankung geeignet. Das Selbstbestimmungsrecht bleibt damit ge-
wahrt. Probleme ergeben sich dann, wenn eine Person in urteilsunfähigem 
Zustand einen anderen Willen äussert, als sie dies in der Patientenverfügung 
getan hat. Ethische Überlegungen spielen diesbezüglich eine grosse Rolle 
und finden ihren Niederschlag in der Rechtsprechung. 
In dieser Arbeit nicht berücksichtigt werden die speziellen rechtlichen und 
sozialen Gegebenheiten bei Kindern und Jugendlichen.  
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1. Einleitung  
In Art. 7 der Schweizerischen Bundesverfassung (BV) ist festgehalten, dass 
die Würde des Menschen zu achten und zu schützen ist. Hinter diesem kur-
zen und prägnanten Satz verbirgt sich eine Fülle von Aufgaben für den Staat 
und Rechtsansprüche für den Einzelnen. So zählt zur Würde eines Men-
schen auch die Gewährleistung der Selbstentfaltung in allen Lebenslagen. 
Aus diesen Gründen darf gemäss Art. 8 niemand diskriminiert werden. Nicht 
wegen der Herkunft, der Rasse, des Geschlechts, des Alters, der Sprache, 
der sozialen Stellung, der Lebensform, der religiösen, weltanschaulichen o-
der politischen Überzeugung oder wegen einer körperlichen, geistigen oder 
psychischen Behinderung. Die BV sieht demnach eine Rechtsgleichheit aller 
Einwohnerinnen und Einwohnern vor, inklusiver derjeniger, welche an einer 
geistigen oder psychischen Erkrankung leiden. Die BV geht sogar noch einen 
Schritt weiter und bestimmt, dass das Gesetz Massnahmen zur Beseitigung 
von Benachteiligungen von Behinderten vorsieht (umgesetzt im Behinderten-
gleichstellungsgesetz (BehiG)). Diese Beseitigungspflicht ergibt sich aus dem 
in Art. 10 vorgesehenen Recht auf persönliche Freiheit, insbesondere auf 
körperliche und geistige Unversehrtheit und auf Bewegungsfreiheit. Die Be-
wegungsfreiheit in Zusammenhang mit dem Recht auf persönliche Freiheit 
drückt das Recht auf ein selbstbestimmtes Leben in allen Phasen des Le-
bens aus.  
Besonders komplex wird dieses letzte Recht in Zusammenhang mit der in 
Art. 8 genannten Rechtsgleichheit bei Personen, die geistig oder psychisch 
eingeschränkt sind. Ein selbstbestimmtes Leben und die diesbezüglichen 
Entscheidungen sollen auch in der letzten Phase eines Lebens gewährleistet 
werden. Dazu hat der Schweizer Gesetzgeber das Instrument der Patienten-
verfügung eingeführt. Wie dieses Instrument auch bei psychisch erkrankten 
Personen sinnvoll eingesetzt werden kann, ist Untersuchungsgegenstand 
dieser Arbeit.  
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1.1 Ausgangslage / Fragestellung 
Am 1.1.2013 trat das neue Kindes- und Erwachsenenschutzrecht in Kraft und 
eine neue Behörde nahm an Stelle der ehemaligen Vormundschaftsbehör-
den ihre Tätigkeit auf. Der Gesetzgeber beabsichtigte, neben der generellen 
Anpassung des 100-jährigen Vormundschaftsrechts an die heutige Zeit das 
Selbstbestimmungsrecht der einzelnen Personen zu fördern. Mit einem Vor-
sorgeauftrag oder einer Patientenverfügung kann eine urteilsfähige Person 
nun vorsorglich regeln, wer im Fall ihrer Urteilsunfähigkeit für sie handeln soll 
respektive, wer im Falle der Urteilsunfähigkeit medizinischen Massnahmen 
zustimmen oder diese ablehnen darf sowie welche Massnahmen grundsätz-
lich ergriffen werden sollen. Auch wurden die Rechte von Ehepartnern und 
eingetragenen Partnern gestärkt1.  
Mit dieser Arbeit soll untersucht werden, inwieweit die Patientenverfügung 
Ausdruck des Selbstbestimmungsrechts ist, wie sich dieses Selbstbestim-
mungsrecht in Hinblick auf psychische Erkrankungen äussert und welche 
Problematiken damit verbunden sind. Als Erstes soll untersucht werden, wa-
rum psychische Erkrankungen und deren Diagnosen so schwierig sind und 
welche gesellschaftspolitische Relevanz psychische Erkrankungen haben. 
Anhand von aktuellem, statistischem Datenmaterial wird eine Darstellung des 
Ist-Zustands im Bereiche der psychischen Erkrankungen aufgezeigt. Nach 
Klärung des komplexen Begriffes Psychische Erkrankungen wird auf die ei-
gentliche Fragestellung, nämlich wie das Recht auf Selbstbestimmung bei 
psychisch Erkrankten gewährleistet werden kann, eingegangen, und diesbe-
züglich anhand der Patientenverfügung eine Analyse durchgeführt.  
1.2 Motivation 
Die Thematik der Selbstbestimmung bei psychischen Erkrankungen und der 
Patientenverfügung ist deshalb relevant, da die Lebenserwartung der Bevöl-
kerung in der Schweiz weltweit eine der höchsten ist2. Die Auswirkungen der 
längeren Lebenserwartung hängen aber stark davon ab, wie sich der Ge-
sundheitszustand der Bevölkerung entwickelt. Trotz Prävention und den 
Fortschritten im medizinischen und technischen Bereich, nehmen die chro-
                                               
1 Botschaft Erwachsenenschutz (2006). S. 7013. 
2 Vgl. Bundesamt für Statistik (2014). Bevölkerungsbewegung, Indikatoren, Lebenserwartung. 
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nisch-degenerativen Erkrankungen im Alter zu. Diese Krankheiten sind mit 
einem Autonomieverlust verbunden. Gleichzeitig steigt die Langzeitpflegebe-
dürftigkeit der älteren Menschen. Es stellt sich deshalb die Frage, wie die 
Autonomie und die Selbstbestimmung gefördert werden kann, damit ältere 
Menschen ihr Leben und ihr Lebensende würdig und ihren persönlichen 
Wünschen und Bedürfnissen entsprechend gestalten können. Dazu ist die 
Patientenverfügung ein geeignetes Mittel. Sie ermöglicht ein selbstbestimm-
tes Leben im medizinischen Bereich und soll dies auch dann gewährleisten, 
wenn die Urteilsfähigkeit nicht  mehr gegeben ist.  
Andererseits gibt es aber auch immer mehr Menschen, welche dem Druck 
und den Anforderungen an die heutige Leistungsgesellschaft nicht mehr ge-
wachsen sind. Die Anzahl der Rentner, welche eine Rente der Invalidenver-
sicherung (IV) beziehen, hat sich in den vergangenen fünf bis zehn Jahren 
strukturell deutlich verändert und belastet mittlerweile die 2. Säule, nament-
lich die berufliche Vorsorge. Dies ist darauf zurückzuführen, dass gerade Ar-
beitskräfte aus dem oberen Lohnsegment, das heisst Mitarbeitende mit ho-
hem Verantwortungsgrad und entsprechend hohen Belastungen, öfters an 
psychischen Leiden wie Depression und Burnout erkranken. Daraus resultie-
ren für die 2. Säule oft Rentenleistungen, die im Durchschnitt wesentlich hö-
her sind als diejenigen der Invalidenversicherung3. „Psychische Störungen 
sind Beeinträchtigungen der Funktionsfähigkeit des menschlichen Erlebens 
und Verhaltens. Sie können sich in emotionalen, kognitiven, behavioralen, 
interpersonalen und/oder körperlichen Einschränkungen äussern.“4 Dieser 
Aussage aus dem Obsan-Bericht 52 kann entnommen werden, dass psychi-
sche Störungen eine erhebliche Krankheitslast mit sich bringen.  
Es geht also auch hier darum, entsprechend vorzusorgen und somit die Au-
tonomie der Patientinnen und Patienten so weit als möglich zu erhalten und 
zu fördern.  
2. Psychische Erkrankungen 
Als Erstes gilt es zu klären, was man unter dem Begriff Psychische Erkran-
kung versteht und wie diese diagnostiziert werden. Da es verschiedene Er-
                                               
3 Vgl. pk:rück (2013). Psychische Krankheiten sind auf dem Vormarsch. 
4 Schuler/Burla (2012). Obsan-Bericht 52, S. 7. 
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scheinungsformen von psychischen Erkrankungen gibt, lässt sich der Begriff 
nicht so einfach definieren. Aufgrund der Vielzahl der möglichen psychologi-
schen Erkrankungen und deren Diagnosemöglichkeiten wurden sogenannte 
Klassifizierungssysteme ausgearbeitet:  
„Klassifikations- und Diagnosesysteme wie die internationale Klassifikati-
on der Krankheiten ICD-10 der Weltgesundheitsorganisation (WHO) oder 
das Diagnostische und Statistische Manual Psychischer Störungen DSM-
IV der American Psychiatric Association (APA) geben verbindliche Krite-
rien vor, ab wann eine psychische Beeinträchtigung als Störung mit 
Krankheitswert zu bezeichnen ist.“5 
In diesen Klassifikationssystemen werden psychische Erkrankungen in 
Gruppen eingeteilt, damit die Diagnosen im psychologischen und psychiatri-
schen Bereich schneller eingeordnet werden können. Jede psychische Er-
krankung wird als ein auffälliges Verhaltensmuster interpretiert, welches bei 
einem Menschen kurzfristig mit plötzlichen Leiden bzw. mit der Zeit mit chro-
nischen Leiden auftreten kann. Das Leiden führt oftmals dazu, dass soziale 
Kontakte umgangen werden, was bis zur Selbstisolation führen kann. Psy-
chische Erkrankungen sind von Aussen her oftmals nicht leicht zu erkennen. 
Oftmals sind Anzeichen von psychischen Erkrankungen erahnbar, um dar-
über aber Klarheit zu bekommen, ist eine medizinische Abklärung sowie eine 
Diagnose notwendig.  
Das Klassifikationssystem der Weltgesundheitsorganisation (WHO), das 
ICD-106, wird vorwiegend in den europäischen Ländern angewendet. In der 
Schweiz ist seit dem 1.1.2015 für alle Spitäler und Kliniken (einschliesslich 
Psychiatrie-, Rehabilitations- und Spezialkliniken) die ICD-10-GM 2014 obli-
gatorisch7. Die WHO beschreibt mentale (psychische) Gesundheit in ihrem 
Factsheet N 220 vom August 2014 in drei Attributen. Zunächst ist mentale 
Gesundheit ein integraler Bestandteil der Gesundheit und das wird mit dem 
Ausdruck „es gibt keine Gesundheit ohne mentale Gesundheit“ unterstrichen. 
Ausserdem ist mentale Gesundheit mehr als nur das Fehlen von mentalen 
                                               
5 Schuler/Burla (2012). Obsan-Bericht 52, S. 8. 
6 Vgl. Anhang 1: Übersichtsliste ICD-10. 
7 Vgl. Bundesamt für Statistik (2014). Internationale Klassifikation der Krankheiten (ICD-10).  
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Störungen und wird hinblicklich sozio-ökonomischen, biologischen und um-
weltsbezogenen Faktoren bestimmt8.  
Die WHO unterstreicht im oben genannten Factsheet, dass multiple soziale, 
psychologische und biologische Faktoren das Niveau an mentaler Gesund-
heit mitbestimmen. So ist z.B. andauernder sozioökonomischer Druck ein 
anerkanntes Risiko für die mentale Gesundheit von Individuen und Gemein-
schaften. Speziell an dieser Feststellung ist, dass auch Gemeinschaften da-
von betroffen sein können. Eine Gruppe aus mehreren Personen kann also 
die Gesundheit ihrer einzelnen Mitglieder widerspiegeln. Dass das gesell-
schaftliche oder strukturelle Umfeld die Gesundheit im Allgemeinen und die 
mentale Gesundheit im Besonderen gefährdet, wird auch durch das oben 
zitierte Factsheet unterstrichen: 
„The clearest evidence is associated with indicators of poverty, including 
low levels of education. Poor mental health is also associated with rapid 
social change, stressful work conditions, gender discrimination, social 
exclusion, unhealthy lifestyle, risks of violence, physical ill-health and 
human rights violation.“9 
Daraus lässt sich ableiten, dass für eine wirksame Vorsorge und Therapie 
bei psychischen Erkrankungen auch das soziale Umfeld miteinbezogen wer-
den muss, denn nur so besteht die Chance, dass auf die mentale Gesundheit 
eingewirkt werden kann. 
2.1 Definition und Allgemeines 
In Kapitel V des zitierten ICD-10-Klassifikationssystems wird von Psychische 
und Verhaltensstörungen gesprochen; diese werden in weitere Gruppen von 
Störungen unterteilt. Es handelt sich dabei um eine weitläufige Definition. 
Diese weitläufige Definition versteht psychische Erkrankungen als Verhal-
tensmuster, die für die klinische Analyse von Bedeutung sind und welche 
dann von der Norm abweichen, wenn sie zu subjektivem, aber objektiv fest-
stellbarem Unwohlsein, Schmerzen oder gar sozialer Isolation führen. Diese 
Verhaltensmuster können (müssen aber nicht immer) auf persönliche Stim-
mungsschwankungen zurückzuführen sein, die, sporadisch aufgetreten, kei-
                                               
8 WHO, Factsheet N 220 vom Aug. 2014. Mental health: strengthening our response. 
9 ebd. 
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ne besondere Bedeutung haben müssen. Wenn diese aber wiederholt oder 
sogar chronisch auftreten, dann sind sie von klinischer Relevanz, da es mit 
diesen Störungen oft zu der nachfolgend beschriebenen Isolation und Stig-
matisierung kommt. Nicht vergessen werden darf, dass auch die psychischen 
Erkrankungen/Diagnosen einem stetigen Wandel unterworfen sind. So wurde 
z.B. Homosexualität bis ins Jahr 1992 im ICD-Katalog der WHO als eigene 
Krankheit aufgeführt.  
Die sog. Cochrane Collaboration, welche im Jahre 1993 ins Leben gerufen 
wurde, besteht aus einem weltweiten Netz von Wissenschafterinnen und 
Wissenschaftern sowie Ärztinnen und Ärzten und hat das Ziel, gut strukturier-
te Übersichtsarbeiten (Reviews) im Bereich von diagnostischen und thera-
peutischen Krankheitsbildern zu erarbeiten. Themen der Psychiatrie und 
psychotherapierelevante Themen werden derzeit von fünf Reviewgruppen in 
folgenden Bereichen erarbeitet: 
- Dementia und Cognitive Improvement Group, 
- Depression, Anxiety and Neurosis Group, 
- Drug and Alcohol Group, 
- Schizophrenia Group, 
- Tobacco Addiction Group10. 
Die Aufgaben dieser Gruppen ist es, laufend ihre Untersuchungen aufgrund 
der eingegangenen Daten in den einzelnen Bereichen zu aktualisieren. Sie 
tragen so dazu bei, dass die diagnostischen und therapeutischen Erkennt-
nisse auf dem neusten Stand bleiben. Gerade die richtige Diagnose stellt bei 
psychischen Erkrankungen eine besondere Herausforderung dar. Das inter-
aktive Gespräch in der psychologischen Befunderhebung wird nach wie vor 
das wichtigste Instrumentarium einer ersten Anamnese sein: 
„In einem ersten Gespräch geht es zunächst darum, ein Vertrauensver-
hältnis herzustellen, das als notwendige Voraussetzung für ein effektives 
Bündnis zwischen Arzt und Patient im Hinblick auf die weitere Behand-
lungen anzusehen ist. Der Arzt hat dabei die gesellschaftlichen, kulturel-
len wie individuellen Lebenserfahrungen des Patienten zu beachten. (…) 
Die Arzt-Patient-Beziehung wirkt i.S. eines unspezifischen Therapiefak-
                                               
10 Berger (2015). Psychische Erkrankungen. Kap. 1.2.2, S. 5. 
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tors und ermöglicht es dem Patienten, Vertrauen und Hoffnung zu schöp-
fen, um damit Perspektiven für die Zukunft und neue Sichtweisen der ei-
genen Krankheit zu entwickeln.“11 
Die Schwierigkeit liegt zunächst in der Erkenntnis der Betroffenen, dass 
psychologische Hilfe benötigt wird und, in weiterer Folge, dass evtl. auch die 
Unterstützung von Behörden und Institutionen notwendig ist. Diese können 
bei Bedarf weitergehende Unterstützung auch in anderen Bereichen anbie-
ten. Für den Therapieerfolg ist also eine Therapiemotivation, die vom nähe-
ren gesellschaftlichen und behördlichen Umfeld gefördert werden sollte, von 
entscheidender Bedeutung. Der psychiatrische Befund setzt nicht nur eine 
individuelle Krankheitsanamnese voraus, sondern erfordert auch eine soma-
tische und familiengeschichtliche Anamnese. Auch eine genauere Betrach-
tung des gesellschaftlichen Umfelds gehört in der Regel dazu. Von grosser 
Bedeutung ist zudem die Beurteilung der Persönlichkeitsstruktur, auf deren 
Grundlage sich psychopathologische Symptome entwickeln können. Dabei 
wird versucht, auffällige Persönlichkeitszüge sowie bestimmte strukturelle 
Dimensionen der Persönlichkeit zu erfassen. 
Eine anerkannte technische Hilfestellung zum psychopathologischen Be-
fund12, also dem Ergebnis der psychiatrischen Untersuchung, bietet das vom 
Verein der Arbeitsgemeinschaft für Methodik und Dokumentation in der Psy-
chiatrie (AMDP) als AMDP-System bekannte Modell der Befunderhebung. 
Dieses Modell unterteilt den Befundungsprozess in folgende Merkmalsberei-
che:  
„Äusseres Erscheinungsbild, Verhalten in der Untersuchungssituation, 
Sprechverhalten und Sprache, Bewusstsein, Orientierung, Aufmerksam-
keit und Gedächtnis, Antrieb und Psychomotorik, Affektivität, Formales 
Denken, Inhaltliches Denken, Sinnestäuschungen, Ich-Störungen, Zirka-
diane Besonderheiten (Morgen- oder Abendtief), Sozial- und Krankheits-
verhalten, Aggressives Erlebens- und Verhaltensmuster, Dissoziative 
                                               
11 Berger (2015). Psychische Erkrankungen. Kap. 2.1.1, S. 17. 
12 Vgl. Berger (2015). Psychische Erkrankungen. Kap. 2.2.8, S. 23. 
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Symptome (Trance, Lähmungen), Somatische Symptome (Appetitverlust, 
Tremor, Impotenz).“13 
Bereits aus dieser Zusammenstellung geht klar hervor, dass sowohl die psy-
chische Erkrankung einerseits wie auch deren Ursachen und diesbezügli-
chen Befunde andererseits einer komplexen Analyse bedürfen. Dies setzt 
zwingend die Zusammenarbeit des familiären und gesellschaftlichen Umfelds 
mit den Behörden wie Sozialbehörden, KESB und in manchen Fällen auch 
der Polizei voraus. Die zitierten Merkmale weisen darauf hin, dass der ganz-
heitliche Seelenzustand bei Vorhandensein einer psychischen Erkrankung 
beeinträchtigt sein kann. Dies mit der Folge, dass sich auch der Gesetzgeber 
mit psychischen Erkrankungen befassen muss, da diese unmittelbare Aus-
wirkungen auf die Urteils- und Handlungsfähigkeit und somit auch auf die 
Schuldfähigkeit einer Person haben können.  
In Kapitel 4 dieser Arbeit wird die rechtliche Situation einer Analyse unterzo-
gen und es wird dargelegt, weshalb sich der Gesetzgeber intensiv mit psy-
chischen Erkrankungen auseinandergesetzt hat. So viel sei vorweggenom-
men: Die psychische Erkrankung kann die selbstbestimmte Entscheidungs-
findung derart beeinflussen, dass Betroffene Rechtsgeschäfte abschliessen, 
die für sie nachteilig sind. Aus dem Grundgedanken des Schutzes des 
Schwachen stehen deshalb diverse gesetzliche und freiwillige Massnahmen 
zur Verfügung, damit diese Personen trotzdem ein möglichst selbstbestimm-
tes Leben führen können.  
Ein weiteres Problem liegt darin, dass in der heutigen Gesellschaft psychi-
sche Erkrankungen oftmals ignoriert resp. tabuisiert werden. Dies zeigt sich 
unter anderem darin, dass die Inanspruchnahme psychologischer oder psy-
chiatrischer Hilfe so lange wie möglich hinausgezögert wird mit der Folge, 
dass die Erkrankung nicht rechtzeitig diagnostiziert und behandelt werden 
kann. Die logische Folge davon ist eine Verschlechterung des allgemeinen 
Zustands. Es kann zur sozialen Isolation kommen, aus der die Betroffenen 
allein nur sehr schwer herausfinden. Ein Grund dafür liegt in der heutigen 
Gesellschaft, in welcher die absolute Perfektion – besonders in der Werbung 
- als Mass aller Dinge dargestellt wird. Psychologische oder gar psychiatri-
                                               
13 Berger (2015). Psychische Erkrankungen. Tab. 2.4, S. 23. 
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sche Gebrechen werden nur am Rande erwähnt und von der Gesellschaft 
leider nach wie vor als „Tabu“ wahrgenommen. Ein psychisch erkrankter 
Mensch wird zuallererst als „Spinner“ wahrgenommen. Dass hinter dem Ver-
halten eine ernsthafte und nicht zu unterschätzende Erkrankung steckt, er-
fahren die zuständigen Behörden meistens erst zu einem Zeitpunkt, bei dem 
sich die Erkrankung bereits chronisch bemerkbar macht. Man spricht in die-
sem Zusammenhang von Stigmatisierung. Anerkannte wissenschaftliche Au-
toren haben diese gesellschaftliche Stigmatisierung analysiert: 
„Menschen mit psychischen Erkrankungen stehen vor einer zweifachen 
Schwierigkeit. Erstens müssen sie die Symptome ihrer Erkrankung be-
wältigen. Zweitens leiden sie unter der Tatsache, dass in der Gesell-
schaft psychische Erkrankungen noch immer mit einem Stigma behaftet 
sind. (…). Falls Arbeitgeber Kenntnis ihrer Vorgeschichte erhalten, 
schliessen sie sie häufig unabhängig ihrer Qualifikation aus dem Bewer-
bungsprozess aus (öffentliche Stigmatisierung). Eine weitere Belastung 
besteht darin, dass Menschen mit psychischen Erkrankungen die ver-
breiteten Vorurteile gegenüber ihrer Erkrankung akzeptieren (…) (Selbst-
stigmatisierung). Auch Gesetzgebung, Versicherungsbedingungen, Res-
sourcenverteilung usw. können Menschen mit psychischen Erkrankun-
gen benachteiligen, (strukturelle Diskriminierung).“14 
Diese drei Arten von Stigmatisierung können die Betroffenen oder sogar ihr 
näheres soziales Umfeld in die gesellschaftliche und/oder in die individuelle 
Isolation führen. Die Furcht vor einer Stigmatisierung führt dazu, dass die 
Betroffenen die notwendige Behandlung ablehnen, um nicht als psychisch 
krank bezeichnet zu werden. Will man inskünftig erreichen, dass psychisch 
erkrankte Personen vermehrt und schneller psychiatrische oder therapeuti-
sche Behandlung in Anspruch nehmen, so ist darauf hinzuarbeiten, dass 
Stigmen erst gar nicht entstehen können. Dazu braucht es umfassende Auf-
klärung/Kampagnen in der Öffentlichkeit und die Unterstützung der Politik, 
welche die entsprechenden finanziellen Mittel sprechen muss. 
Besonders schwerwiegende Auswirkungen haben psychische Erkrankungen 
im Bereich unserer leistungsorientierten Arbeitswelt. Diese Erkenntnis wurde 
                                               
14 Berger (2015). Psychische Erkrankungen. Kap. 32.1, S. 807. 
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von der PKRück, einer Lebensversicherung, welche sich auf Pensionskassen 
und Sammelstiftungen spezialisiert hat, gemacht. Bei der Auswertung von 
6000 Schadensfällen, welche potenzielle Invaliditätsfälle darstellen, wurde 
Folgendes festgestellt: 
„Trotz aller Bemühungen produziert die moderne Dienstleistungsgesell-
schaft in der Schweiz auch weiterhin eine hohe Anzahl an Fällen, in de-
nen die Erwerbsfähigkeit von Personen gesundheitsbedingt ganz oder 
teilweise verloren geht. (…) Zudem hat sich der Bestand der IV-Rentner 
in den vergangenen fünf bis zehn Jahren strukturell deutlich verändert 
und belastet die 2. Säule mit einem Risiko, das sich in Relation zum In-
validitätsrisiko der 1. Säule zunehmend erhöht. (…) Immer mehr Arbeits-
kräfte aus dem oberen Lohnsegment (…) erkranken stressbedingt an 
psychischen Leiden wie Depression oder Burnout. Daraus resultieren für 
die 2. Säule oft sehr hohe Rentenleistungen, die im Durchschnitt wesent-
lich höher als diejenigen der Invalidenversicherung sind.“15 
2.2 Statistische Daten 
Das Schweizerische Gesundheitsobservatorium (Obsan) analysiert im Auf-
trag von Bund und Kantonen die vorhandenen Gesundheitszahlen und bietet 
Unterstützung im Hinblick auf zukünftige Handlungsweisen und Entscheide. 
Der Obsan-Bericht 52 konzentrierte sich auf das Thema Psychische Ge-
sundheit in der Schweiz. Dazu veröffentlichte der Bund im Jahr 2012 eine 
Medienmitteilung, welche die nachfolgenden Feststellungen wiedergibt und 
insbesondere das Folgende unterstreicht: 
„Psychische Krankheiten gehören zu den häufigsten und den einschrän-
kendsten Krankheiten überhaupt. Sie wirken sich auf alle Lebensberei-
che der Betroffenen aus (…). Jede sechste Person ist mittel bis stark 
psychisch belastet (…). So sind gut vier Prozent der Bevölkerung stark 
und rund dreizehn Prozent mittel psychisch belastet. Bei diesen siebzehn 
Prozent – immerhin jede sechste Person – ist es aus klinischer Sicht 
wahrscheinlich, dass eine psychische Störung vorliegt.“16 
                                               
15 pk:rück (2013). Psychische Krankheiten sind auf dem Vormarsch. 
16 Bundesamt für Statistik (2012). Medienmitteilungen. Psychische Gesundheit in der 
 Schweiz – Monitoring 2012. 
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Bei 17 von 100 Personen ist also anzunehmen, dass sie an einer psychi-
schen Störung leiden. Zu dieser Feststellung von amtlicher Seite gesellt sich 
zusätzlich der schwerwiegende Befund, dass in Bezug auf die Inanspruch-
nahme therapeutischer Hilfe, nur eine geringe Anzahl von Personen, die ihre 
Beschwerden behandeln lassen, zu verzeichnen ist: 
„2009 wurden 78‘000 stationäre Aufenthalte mit psychiatrischer Haupt-
diagnose in Schweizer Spitälern gezählt. Dies entspricht 12 Hospitalisa-
tionen pro 1000 Einwohner/innen. (.). [Männer werden am häufigsten 
wegen Störungen durch Alkohol stationär behandelt]. Bei den Frauen 
standen Depressionen an erster Stelle (…).“17 
Diese doch erschreckend hohe Zahlen finden sich auch in anderen Mitteilun-
gen wieder, so z.B. in der Pressemitteilung des Internationalen Kongresses 
der Welt-Psychiatriegesellschaft (WPA) im Oktober 2013. Darin wurde infor-
miert, dass weltweit rund 450 Millionen Menschen an einer psychischen Er-
krankung leiden, was nebst der Belastung für die Angehörigen auch erhebli-
che Kosten für die Gesundheitssysteme zur Folge habe. Allein in Europa 
seien rund 165 Millionen Menschen betroffen. Diesem Umstand müsse 
grösste Priorität entgegen gebracht werden18. 
Auch in Kapitel 1 des Berichts über Psychische Gesundheit und Beschäfti-
gung: Schweiz von der Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und 
Entwicklung in Europa (OECD) wird, was die Kosten psychischer Erkrankun-
gen anbelangt, eindrücklich das Folgende unterstrichen: 
„Psychische Krankheiten sind ein ernsthaftes Problem für das gute Funk-
tionieren von Arbeitsmärkten und die Sozialpolitik in OECD-Ländern. 
Diese Herausforderung wurde bis anhin nicht genügend angegangen, 
spielen doch weitverbreitete Stigmata und Tabus eine Rolle (…). Die 
durch psychische Krankheiten verursachten Kosten für die Gesellschaft 
sind hoch: Die geschätzten (direkten und indirekten) Kosten belaufen 
sich auf 3 bis 4,5 % des BIP einer Reihe ausgewählter OECD-Länder. In 
der Schweiz beträgt dieser Anteil 3,2 % (…) Die meisten dieser Kosten 
fallen nicht im Gesundheitssektor an, sondern betreffen indirekte Kosten 
                                               
17 Schuler/Burla (2012). Obsan-Bericht 52, S. 5. 
18 Welt-Psychiatriekongress (2013). Häufigkeit psychischer Krankheiten unterschätzt. 
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(…) Diese indirekten Kosten sind viel höher als die direkten Gesund-
heitskosten. Basierend auf umfassenden Kostenschätzungen in Gus-
tavsson et al. (2011) belaufen sich indirekte Kosten, direkte medizinische 
Kosten und direkte nichtmedizinische Kosten auf 53 %, 36 % bzw. 11 % 
der Gesamtkosten, die der Gesellschaft durch psychische Störungen an-
fallen.“19 
Der Bericht hält unter anderem fest, dass die Gesamtausgaben für die durch 
die obligatorische Krankenversicherung gedeckten Gesundheitsleistungen im 
Jahr 2010 rund 32 Milliarden Franken betrugen. Davon würden 30 Milliarden 
Franken (94 %) in die somatische Versorgung und 2 Milliarden Franken 
(6 %) in die spezialisierte psychiatrisch-psychotherapeutische Versorgung 
fliessen. Von Letzteren würden 56 % für die stationäre Versorgung, 14 % für 
ambulante Dienste/Tageskliniken und 30 % für Privatpraxen aufgewendet20.  
Daraus kann abgeleitet werden, dass psychische Erkrankungen nebst hohen 
Kosten und Belastungen für das Sozialsystem dieses auch wesentlich beein-
flussen. Die Möglichkeit, bei Auftreten von Symptomen einen schnellen Zu-
gang zu Fachärztinnen und Fachärzten zwecks rascher Diagnose zu erhal-
ten und somit auch die richtige Therapie einleiten zu können, würde gegen 
eine Zunahme der Krankheit und der sozialen Isolation helfen. Allerdings gibt 
der gleiche Bericht darüber eher ein verbesserungswürdiges Bild. 
So wurde nämlich eine in der Schweiz durchgeführte Studie, in der die klini-
schen Symptome einer akuten Depression und einer akuten psychotischen 
Störung simuliert wurden, aufgezeigt, dass es viel schwieriger ist, bei einem 
Psychiater einen Termin zu vereinbaren als bei einem Hausarzt. Bei den 
Psychiatern war es nur in 50 % der Fälle möglich, einen persönlichen Kon-
takt herzustellen. Für einen fixen Termin mussten durchschnittlich sieben 
Anrufe getätigt werden, was schlussendlich nur bei 30 % aller kontaktieren 
Psychiater gelang. Selbst bei einem akuten Problem betrug die durchschnitt-
liche Wartezeit rund 6 Tage. Die Behandlungsdauer beträgt rund sechzig 
Monate, wie eine Umfrage 2010 im Kanton Bern ergab21. 
                                               
19 OECD (2013). Psychische Gesundheit und Beschäftigung: Schweiz. Kap. 1, S. 24. 
20 OECD (2013). Psychische Gesundheit und Beschäftigung: Schweiz. Kap. 5, S. 120. 
21 OECD (2013). Psychische Gesundheit und Beschäftigung: Schweiz. Kap. 5, S. 123. 
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Diese Erhebungen zeigen deutlich auf, wie schwierig es für Personen mit 
einer psychischen Erkrankung ist, überhaupt fachliche Hilfe zu bekommen. 
Wie frustrierend muss es für Personen mit einem akuten psychischen Prob-
lem sein, unzählige Anrufe zu tätigen, ohne ein konkretes Hilfsangebot zu 
bekommen. Von diesem Standpunkt aus erstaunt es nicht, dass es in der 
Praxis zu immer mehr Selbsteinweisungen der Betroffenen in Kliniken 
kommt. Anscheinend ist nur so die unmittelbare Hilfe möglich. Aus eigener 
Erfahrung kann festgehalten werden, dass es auch im behördlichen Alltag 
äusserst schwierig ist, in Akutsituationen kurzfristig einen Psychiater oder 
eine Psychiaterin beizuziehen. Dies kann in der Regel nur mit viel Aufwand 
und Nachdruck umgesetzt werden. Sind Personen in einer Therapie einge-
bunden, dauert diese ungewöhnlich lange an, was wiederum den Zugang für 
neue Patientinnen und Patienten einschränkt. 
2.3 Demografische Entwicklungen 
Gemäss der bereits vorgängig zitierten Medienmitteilung des Obsan vom 
12. April 2012 hat sich die psychische Gesundheit der Schweizer Bevölke-
rung über die letzten Jahre kaum verändert. Allerdings wird im Bericht fest-
gehalten, dass mutmasslich jede sechste Person an einer psychischen Stö-
rung leidet22. 
Das Bundesamt für Statistik vermutet im Jahr 2015 nach dem Referenz-
szenario eine Bevölkerungszahl von insgesamt 8‘339‘500 Personen23. Wird 
dieses Szenario mit den Zahlen vom dritten Gesundheitsbericht Obsan 
hochgerechnet, bedeutet dies, dass in der Schweiz 1‘389‘861 Personen psy-
chisch krank sind. Da sich psychische Erkrankungen wie bereits erwähnt 
oftmals schleichend entwickeln, kann es bis zu einer geeigneten Behandlung 
zur Chronifizierung der Krankheit kommen. Die individuellen Auswirkungen 
können sich in der Spannbreite von Isolation bis zu schwerwiegenden De-
pressionen bemerkbar machen. Die Zahl jener Personen, die sich behandeln 
lassen, ist laut dem Gesundheitsbericht unterdurchschnittlich. Gerade mal 4–
                                               
22 Schuler/Burla (2012). Obsan-Bericht 52, S. 3. 
23 Bundesamt für Statistik, BSF (2015). Zukünftige Bevölkerungsentwicklung – Daten, Indika-
 toren – Schweiz Szenarien. 
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5 % lassen sich behandeln24. Gemäss der oben angeführten Rechnung wä-
ren dies demnach 55‘594–69‘493 Personen. 
Gemäss dem Referenzszenario ist im Jahr 2030 mit einer Bevölkerungszahl 
von 9‘541‘500 zu rechnen25. Damit eine möglichst frühzeitige Diagnose res-
pektive Behandlung der psychischen Erkrankung gemacht werden kann, ist 
eine höhere Sensibilisierung der Bevölkerung wünschenswert. Kann dieses 
Ziel nicht erreicht werden, bedeutet dies im Sinne der obengenannten Rech-
nung laut Obsan, dass 1‘590‘186 Personen an einer psychischen Erkrankung 
leiden und sich davon lediglich 63‘607–79‘509 Personen ärztlich behandeln 
lassen. 
Abgesehen von der persönlichen Betroffenheit sind die Auswirkungen auch 
volkswirtschaftlich nicht zu unterschätzen und dürften inskünftig für Ge-
sprächsthemen sorgen. Das Bundesamt für Gesundheit und weitere Akteure 
haben als Folge des dritten Obsan-Berichts beschlossen, die psychische 
Gesundheit der Bevölkerung weiter zu stärken. Gemeinsame Massnahmen-
bereiche und Handlungsfelder wurden 2014 erhoben und finden ihren Nie-
derschlag im Bericht Psychische Gesundheit in der Schweiz. Bestandsauf-
nahme und Handlungsfelder. Die Autorinnen nehmen dann auch in Kap. 
2.2.4 eine volkswirtschaftliche Hochrechnung über die Kosten von psychi-
schen Erkrankungen vor:  
„Die Kosten der wichtigsten psychiatrischen Erkrankungen26 in der 
Schweiz belaufen sich nach Schätzungen auf rund 7,8 Milliarden Fran-
ken pro Jahr. Davon betreffen 38 % die direkten Gesundheitskosten, 5,7 
% die direkten nicht medizinischen Kosten und 56,3 % die indirekten 
Kosten. (.…) Bei mittelschweren und milden Depressionen verlagert sich 
dieses Verhältnis in Richtung indirekte Kosten. Pro Jahr und Patient 
schlägt eine schwere Depression mit ca. 40‘000 Franken, eine mittel-
                                               
24 Schuler/Burla (2012). Obsan-Bericht 52, S. Abb. 4.2, S. 42. 
25 Bundesamt für Statistik, BSF (2015). Zukünftige Bevölkerungsentwicklung – Daten, Indika-
 toren – Schweiz Szenarien. 
26 Angststörungen, affektive Störungen, Persönlichkeitsstörungen, psychotische Störungen, 
 somatoforme Störungen. 
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schwere mit etwa 28‘000 und eine milde Depression mit rund 15‘000 
Franken zu Buche.“27 
Ein weiterer volkswirtschaftlicher Schaden entsteht durch die verminderte 
Leistungsfähigkeit am Arbeitsplatz bis hin zum Verlust der Anstellung. Dies 
ist bedenklich, da die Beschäftigung nicht nur der Existenzsicherung dient, 
sondern in der Regel auch zur Persönlichkeitsentwicklung beiträgt; in Form 
von Anerkennung, Kritik, Wertschätzung und sozialer Kontakte. Dies alles ist 
für eine gute psychische Gesundheit wichtig. Nicht geeignete Arbeitsbedin-
gungen haben somit nicht nur eine Auswirkung auf das Selbstwertgefühl, 
sondern auch auf die körperliche und psychische Gesundheit.  
Die Arbeitssicherheit hat das Ziel, für die Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh-
mer sichere und gesunde Arbeitsplätze zu schaffen. Das Arbeitsgesetz (ArG, 
SR 822.11) und die jeweiligen Verordnungen sind darauf bedacht, vor den 
mit den Arbeitsbedingungen verbundenen gesundheitlichen Beeinträchtigun-
gen zu schützen. In Art. 6 Abs. 1 ArG ist unter anderem festgehalten, dass 
der Arbeitgeber ebenfalls die erforderlichen Massnahmen zum Schutz der 
persönlichen Integrität der Arbeitnehmer vorzusehen hat: 
„Als Verletzung der persönlichen Integrität zählen z.B. alle Formen der 
Diskriminierung aufgrund der Rasse, der Religion oder des Geschlechts 
wie sexuelle Belästigung sowie das Androhen und Ausüben von körperli-
cher und psychischer Gewalt, wie z.B. Mobbing.“28 
In Verordnung 3 zu diesem Gesetz (ArGV) wird diese Anforderung im 
Grundsatz in Art. 2 konkretisiert: „Der Arbeitgeber muss alle Massnah-
men treffen, die nötig sind, um den Gesundheitsschutz zu wahren und zu 
verbessern und die physische und psychische Gesundheit der Arbeitnehmer 
zu gewährleisten.“ 
Das Problem ist aber, dass das ArG explizite Bestimmungen zur Verminde-
rung körperlicher, nicht aber psychischer Gesundheitsrisiken enthält. Zu den 
Folgeproblemen äussert sich der Chefarzt der Psychiatrischen Universitäts-
klinik, Bern, Dr. med. Gregor Hasler, in einem Zeitungsinterview wie folgt: 
                                               
27 Bürli / Amstad et al. (2015). Psychische Gesundheit in der Schweiz. Bestandsaufnahme 
 und Handlungsfelder, S. 21. 
28 Staatssekretariat für Wirtschaft (o.J.). Schutz der Persönlichkeit. 
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„Die Unfallversicherer betrachten psychische Störungen nicht als Berufs-
krankheit.“29 In demselben Interview bemängelt Dr. med. Gregor Hasler, 
dass die IV-Revisionen der letzten Jahre zwar Neurenten massiv reduziert 
haben, dass man aber nichts dagegen unternommen habe, dass der Anteil 
der IV-Renten aufgrund von psychischen Störungen stetig zunimmt. Dazu 
muss festgestellt werden, dass Art. 118 der BV zwar den Schutz der Ge-
sundheit vorsieht, darin die psychische Gesundheit aber nicht ausdrücklich 
erwähnt wird. Somit ist bei Streitigkeiten die effektive Auslegung im Einzelfall 
durch Gerichte und Behörden vorzunehmen. 
Oftmals gehen psychische Erkrankungen mit kollateralen Erkrankungen wie 
z.B. Suchterkrankungen einher. Kollaterale Erkrankungen sind gegeben, 
wenn gleichzeitig mehrere Erkrankungen vorliegen. Zu den volkswirtschaftli-
chen Auswirkungen führt der vorgängig zitierte Bericht Psychische Gesund-
heit in der Schweiz. Bestandsaufnahme und Handlungsfelder aus: 
„Wie im Abschnitt zu Komorbidität ausgeführt, gehen Suchterkrankungen 
häufig mit anderen psychischen Erkrankungen einher. Die Kostenfolgen 
sind gross: Der Alkoholkonsum beispielsweise verursacht jährlich Kosten 
in Höhe von rund 4,2 Milliarden Franken (…). Auch somatische Krankhei-
ten können von psychischen Faktoren mit verursacht werden. (…) Das 
Eidgenössische Staatssekretariat für Wirtschaft (SECO) schätzt die jähr-
lichen volkswirtschaftlichen Kosten aufgrund von Rückenbeschwerden 
auf 0,97 Milliarden Franken, wenn die Produktionsausfälle hinzukommen, 
sind es 3,3 Milliarden Franken.“30 
Das dargelegte Zahlenmaterial lässt eindeutig darauf schliessen, dass psy-
chische Erkrankungen und deren Folgen als ernst zu nehmende Beeinträch-
tigungen der volkswirtschaftlichen Entwicklung angesehen werden müssen. 
Dies insbesondere auch darum, weil sich die Zahl der Erwerbstätigen dia-
metral entgegen den Kosten für psychische Erkrankungen entwickelt, diese 
Kosten aber irgendwie finanziert werden müssen. Diese Schlussfolgerung 
wird unterstrichen durch einen weiteren OECD-Bericht aus dem Jahr 2012 
                                               
29 Vgl. Hasler (2015). Ein krankes System. Interview im TagesAnzeiger vom 8. November 2015. 
30 Bürli / Amstad et al. (2015). Psychische Gesundheit in der Schweiz. Bestandsaufnahme 
 und Handlungsfelder, S. 21. 
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mit dem Titel Sick on the Job? Myths and Realities about Mental Health and 
Work31. Dieser wird vorliegend aber nicht weiter erläutert. 
Neben den volkswirtschaftlichen Folgen ist mitunter auch die demografische 
Entwicklung für den Anstieg psychischer Erkrankungen verantwortlich. Die 
steigende Lebenserwartung und die abnehmende Geburtenhäufigkeit bringt 
eine Überalterung der Gesellschaft mit sich: „Im 20. Jahrhundert stieg der 
Anteil der älteren Personen von 5,8 auf 17,6 % während der Anteil der Ju-
gendlichen von 40,7 auf 20,30 % sank.“ 32 
2.4 Auswirkungen auf die Gesellschaft 
Eine funktionierende Wirtschaft ist die Grundlage für den allgemeinen Wohl-
stand, da sie neben Beschäftigung und somit gesichertem Einkommen auch 
das Konsum-, Spar- und Investitionsverhalten, sprich die Konjunktur, nach-
haltig beeinflusst. Die internationalen Verflechtungen im Wirtschaftskreislauf 
bedingen allerdings auch ein immer schnelleres Reagieren auf das Marktge-
schehen. Die sogenannt kosmopolitische Gesellschaft, die durch die Globali-
sierung entstanden ist, bewirkt eine Umgestaltung der bisherigen Lebens- 
und Verhaltensweisen, die auf einen lokalen, begrenzten Markt in Bezug auf 
den Gewinn oder Verlust ausschlaggebend waren33. Der mittels Internet im-
mer schnellere Informationsfluss erhöht also den Leistungsdruck auf die Er-
werbstätigen. Diese Schlussfolgerung wird durch den dritten Obsan-Bericht 
bestätigt. Der Bericht hält fest, dass fast 42 % der Erwerbstätigen der Mei-
nung sind, bei der Arbeit einer hohen psychischen Belastung ausgesetzt zu 
sein34. 
So hält der Bericht des Weiteren fest, dass der Anteil an neuen IV-Renten, 
die sich auf psychische Erkrankungen zurückführen lassen, „von 36 % im 
Jahr 2000 auf 43 % im Jahr 2010 zugenommen“35 hat. Der Bericht beziffert 
die dadurch entstandenen Kosten auf über 11 Milliarden Franken pro Jahr36.  
Psychische Störungen verursachen also hohe volkswirtschaftliche Kosten, 
entweder in direkter (Kosten für das Gesundheits- und Sozialsystem) oder in 
                                               
31 Vgl. OECD (2012). Sick on the Job? Myths and Realities about Mental Health and Work. 
32 Vgl. Bundesamt für Statistik (2015). Das Panorama zur Bevölkerung. 
33 Vgl. Giddens (2001). Entfesselte Welt, S. 3. 
34 Vgl. Schuler/Burla (2012). Obsan-Bericht 52, S. 5. 
35 Vgl. Schuler/Burla (2012). Obsan-Bericht 52, S. 5. 
36 Vgl. Schuler/Burla (2012). Obsan-Bericht 52, S. 6. 
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indirekter Weise (z.B. durch krankheitsbedingte Ausfälle in Unternehmen, 
schwächere Konjunktur etc.). Der Grossteil dieser Kosten fällt aber nicht di-
rekt beim Gesundheitswesen an, sondern betrifft den Verlust der Arbeitsstel-
le, was eine Kettenreaktion hervorruft: Verringerung der Arbeitsleistung, 
Schmälerung des Konsum- und Investitionspotenzials und natürlich Minde-
rung/Verlust der Selbstachtung sowie Gefahr der Flucht in Abhängigkeiten. 
Wie in Kap. 2 dieser Arbeit erläutert wurde, treten psychische Erkrankungen 
in verschiedenen Formen auf. Zwei davon weisen eine besonders hohe Ver-
breitung auf: Gemäss den erhobenen Daten des Obsan-Berichts in den Jah-
ren 2002 und 2007 betrug der Anteil von Personen mit einer diagnostizierten 
Depression 25,6 %, während hingegen 38,5 % demenzkrank sind37. Für die 
Gesellschaft entstehen dadurch Kosten für die Aufnahme und Betreuung in 
ambulanten, teilstationären und stationären psychiatrischen Institutionen. Je 
nach Kanton variieren die in ambulanten und teilstationären psychischen Ein-
richtungen behandelten Fälle zwischen 11 und 65 pro 1000 Einwohnerinnen 
und Einwohnern38. 
Neben den oben ausgeführten Kosten müssen auch die Kosten für die medi-
kamentöse Behandlung übernommen werden. Nachfolgendes Zitat aus dem 
Obsan-Bericht zeigt auf, wie sich das Verhältnis bei Frauen und Männern in 
Bezug auf die Einnahme von psychotropen Medikamenten präsentiert: 
„Mit zunehmender psychischer Belastung werden häufiger psychotrope 
Medikamente konsumiert. Dieses Muster gilt für Männer wie für Frauen. 
Der Unterschied zwischen den Geschlechtern nimmt mit zunehmendem 
Belastungsgrad ab: Bei schwacher Belastung gilt das Verhältnis 1,9 
(Frauen):1 (Männer), bei starker psychischer Belastung ist es noch 1,1:1. 
Drei Viertel (74,5 %) der Personen, die im letzten Jahr wegen eines psy-
chischen Problems in Behandlung waren, nahmen in der Woche vor der 
Befragung ein Medikament ein, bei 54,6 % war mindestens ein psycho-
tropes Medikament darunter.“39 
Eine andere gesellschaftspolitische Auswirkung findet im familiären und so-
zialen Umfeld der Betroffenen statt. Das Umfeld ist von der psychischen Er-
                                               
37 Vgl. Schuler/Burla (2012). Obsan-Bericht 52, S. 25/30. 
38 Vgl. Schuler/Burla (2012). Obsan-Bericht 52, S. 49. 
39 Vgl. Schuler/Burla (2012). Obsan-Bericht 52, S. 45. 
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krankung oft stark belastet, oftmals auch überfordert, was wiederum zu Isola-
tion, persönlichem Rückzug und somit zur Verschlechterung des Gesund-
heitszustandes aller Betroffenen führt. Um diesen Kreislauf zu stoppen, be-
darf es der Unterstützung von professionellen Anbietern wie z.B. der psychi-
atrischen Spitex oder der Kinder- und Erwachsenenschutzbehörde (KESB). 
Das Problem ist, dass sich die gesellschaftspolitischen Auswirkungen von 
psychischen Erkrankungen im Spannungsfeld von immer knapper werden-
den finanziellen Mitteln und dem Fortschritt der Medizin bewegen.  
Neben den in diesem Kapitel zitierten Auswirkungen auf die Gesellschaft und 
die Volkswirtschaft sind aber auch die individuellen Folgen einer psychischen 
Erkrankung einer genaueren Analyse zu unterziehen. Dies wird im nachfol-
genden Kapitel versucht. 
2.5 Individuelle Auswirkungen 
Aus rechtlicher Sicht liegt die Herausforderung bei psychischen Erkrankun-
gen darin, dass ein Spannungsfeld zwischen dem Schutzgedanken zuguns-
ten der psychisch erkrankten Person und deren Autonomie besteht. Das „alte 
Vormundschaftsrecht“, welches aus dem Jahre 1912 stammte, zeichnete 
sich durch wenig Flexibilität in Bezug auf die Berücksichtigung der vorhande-
nen Urteils- und Handlungsfähigkeit im Einzelfall aus. Es fehlte an der soge-
nannten „Masschneiderung“, welche das neue Recht auszeichnet. Die Über-
arbeitung wurde an die Hand genommen, da das alte Recht mit der gesell-
schaftlichen Entwicklung und den neuen medizinischen Erkenntnissen nicht 
mehr Schritt halten konnte. Insbesondere wird die persönliche Freiheit und 
das Selbstbestimmungsrecht des Einzelnen heute viel höher gewichtet, als 
dies früher der Fall war. Es wurde also eine Verlagerung von der pauschalen 
Fremdbestimmung des Schwächeren hin zum Schutz und Wohl des Schwä-
cheren vorgenommen.  
Das Recht auf eine möglichst selbstbestimmte Lebensgestaltung entspricht 
dann auch Art. 10 der BV, dem Recht auf Leben und auf persönliche Freiheit. 
Diese wird umschrieben mit „körperlicher und geistiger Unversehrtheit“ und 
mit „Bewegungsfreiheit“, weshalb „Folter und jede andere Art grausamer, 
unmenschlicher oder erniedrigender Behandlung oder Bestrafung verboten 
sind“.  
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In der Charta der Grundrechte der Europäischen Union (GRC) ist in Art. 1 
festgehalten, dass das Recht auf Leben und persönliche Freiheit Ausdruck 
der Würde des Menschen sind. Diese Rechte werden auch von der BV in Art. 
7 geschützt. Die Würde des Menschen setzt das Recht auf Leben und das 
Recht auf Unversehrtheit voraus, wobei die Unversehrtheit die körperliche 
und die geistige Unversehrtheit meint, wie Abs. 2 des Art. 10 der BV verlaut-
bart. Die Art. 11 und 12 der BV können diesbezüglich als logische Folge des 
Rechts auf Leben und auf Freiheit angesehen werden.  
Die Einschränkung von Grundrechten bedarf gemäss Art. 36 BV einer ge-
setzlichen Grundlage und muss durch ein öffentliches Interesse oder den 
Schutz von Grundrechten Dritter begründet sein. Vor allem müssen die Ein-
schränkungen aber verhältnismässig sein. Der Verhältnismässigkeit wird 
durch die Möglichkeit von massgeschneiderten Lösungen im neuen Kinder- 
und Erwachsenenschutzrecht, welche auf die individuelle psychische Beein-
trächtigung Rücksicht nimmt, Rechnung getragen. Somit bleiben auch das 
Selbstbestimmungsrecht und der Schutzgedanke so weit wie möglich ge-
wahrt. 
In der Übersicht der Botschaft zum Erwachsenenschutz von Juni 2006 wer-
den dieser Schutz und der damit zusammenhängende Selbstbestimmungs-
gedanke sichtbar. Die Botschaft hält fest, dass das geltende Vormund-
schaftsrecht des Schweizerischen Zivilgesetzbuches (ZGB) seit seinem In-
krafttreten im Jahr 1912 praktisch unverändert geblieben sei und deshalb 
nicht mehr heutigen Verhältnissen und Vorstellungen entspreche. Eines der 
Ziele der Revision sei es, das Selbstbestimmungsrecht zu fördern40. 
Dieses Selbstbestimmungsrecht äussert sich insbesondere im Schutze des 
Schwachen. Dazu treffend Häfeli:  
„Die Rücksicht auf das Wohl des Schwachen hängt aufs Engste zusam-
men mit der Respektierung der Menschenwürde. Diese geht aus vom 
unverfügbaren Eigenwert jeder menschlichen Person. Diese Einzigartig-
keit und Unverfügbarkeit des Menschen findet ihren Ausdruck in seiner 
Selbstbestimmung auf der Grundlage des Eigenwertes auch der Mitmen-
schen. Menschenwürde hat demnach ein Doppelgesicht: Sie wird ver-
                                               
40 Vgl. Botschaft Erwachsenenschutz (2006). S. 7002. 
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letzt, wenn über den Menschen wie über eine Sache verfügt wird; sie 
wird aber auch verletzt, wenn dem Menschen in seinen grundlegendsten 
Bedürfnissen Hilfe versagt wird.“41 
Zusammenfassend kann festgehalten werden, dass die individuellen Auswir-
kungen psychischer Erkrankungen sich im Grade der Urteilsfähigkeit wider-
spiegeln. Auch bei einer Beeinträchtigung der Urteilsfähigkeit steht jedem 
Menschen basierend auf dem Grundrecht zu, so weit als möglich selbstbe-
stimmt durch dieses Leben zu gehen. Die neuen KESB haben die Heraus-
forderung angenommen, mittels neuer gesetzlicher Möglichkeiten und In-
strumente diese Selbstbestimmung weiter zu verfestigen.  
In Kapitel 3 wird dieses Selbstbestimmungsrecht einer genaueren Analyse 
unterzogen.  
2.6 Zwischenfazit 
Der Begriff Psychische Gesundheit lässt sich im Sinne der in Kapitel 2 erläu-
terten Definition der WHO auf das Fehlen von psychischen Störungen, wel-
che auf soziale psychologische oder biologische Faktoren zurückzuführen 
sind, umschreiben. Es hat also viel mit Normenvorstellungen der jeweils ak-
tuellen Zeitepoche zu tun. Das Institut für Präventivmedizin der Universität 
Zürich (ISPM) hat dies treffend umschrieben: „Was nicht der Norm entspricht, 
läuft Gefahr, als krank stigmatisiert zu werden, auch wenn es keine gesund-
heitliche Beeinträchtigung gibt.“42 Allerdings geht die Wissenschaft davon 
aus, dass auch Vererbung sowie erlebte Traumata das Verhalten beeinflus-
sen und zu einer zeitweiligen oder chronischen Einschränkung der Urteils- 
und Handlungsfähigkeit führen können. Die Ursachen von psychischen Er-
krankungen und ihre Symptome sind äusserst vielschichtig und deshalb oft 
schwierig zu diagnostizieren.  
Die allgemein besseren Lebensbedingungen und der medizinische Fortschritt 
führen dazu, dass die Lebenserwartung der Menschen gestiegen ist. Dies 
bringt es mit sich, dass chronische Krankheiten (körperlicher und/oder geisti-
ger Natur) und der Pflegebedarf im Alter zunehmen. Früher war es möglich, 
allein aufgrund des Alters Rückschlüsse auf die Gesundheit eines Menschen 
                                               
41 Häfeli (2013). Grundriss zum Erwachsenenschutzrecht, S. 1. 
42 ISPM (2012). S. 10. 
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zu ziehen. Heute sind eine Vielzahl von Faktoren sowie die individuelle Natur 
für den Gesundheitszustand im Hier und Jetzt, aber auch im Alter verantwort-
lich. 
Die allgemeine Zunahme von psychischen Erkrankungen verursacht hohe 
volkswirtschaftliche Kosten, welche auch in Zukunft finanziert sein wollen. 
Dies erfordert zwingend Lösungen von Seiten der Politik. Das Obsan geht 
durch den Anstieg der 80-jährigen Personen davon aus, dass sich die Kosten 
für die Langzeitpflege in den nächsten 20 Jahren verdoppeln werden. Von 
den geschätzten 18 Milliarden Gesamtkosten für die Langzeitpflege entfallen 
dann fast 15 Milliarden auf Alters- und Pflegeheime43. Erforderlich ist auch 
eine Umgestaltung der Strukturen. Die herkömmlichen Pflegeplätze müssen 
dringend ausgebaut werden, damit dem errechneten Anstieg Rechnung ge-
tragen werden kann. 
Mit den sog. Hochbetagten werden die psychischen Erkrankungen, Depres-
sionen und Demenzen zunehmen. Gesellschaftliche Stigmatisierungen ge-
genüber diesen Krankheitsbildern können zur Isolation und zu einer Ver-
schleierung des möglichen Krankheitsbildes der Betroffenen führen. Dies 
wiederum bewirkt eine späte Diagnostizierung resp. Einleitung einer Thera-
pie. Im schlimmsten Fall kommt es zur Chronifizierung des Krankheitsbildes. 
Allgemein ist im Bereich der psychischen Erkrankungen gesellschaftspoli-
tisch noch viel an Sensibilisierung, Prävention und Vorsorge zu leisten, um 
diesen Gegebenheiten entgegenwirken zu können. 
„Psychische Erkrankungen stellen klar eine gesamteuropäische Herausforde-
rung dar.“44 Dies geht aus dem Bericht der Europäischen Ministeriellen 
WHO-Konferenz hervor, welche im Jahr 2005 in Helsinki stattfand. In der 
Präambel wird das Nachfolgende ausgeführt:  
„Wir erinnern an unsere Verpflichtung durch Resolution EUR/RC51/R5 
zur Erklärung von Athen über psychische Gesundheit, durch menschli-
ches Einwirken verursachte Katastrophen, Stigmatisierung und gemein-
denahe Versorgung und durch die vom WHO Regionalkomitee für Euro-
pa im September 2003 verabschiedete Resolution EUR/RC53/R4, in der 
                                               
43 Vgl. Schuler/Burla (2012). Obsan-Bericht 52, S. 74. 
44 Ministerielle WHO-Konferenz (2005), S. 1. 
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die Sorge zum Ausdruck gebracht wurde, dass die durch psychische Stö-
rungen in der Europäischen Region verursachte Krankheitslast nicht ab-
nimmt und dass viele Menschen mit psychischen Gesundheitsproblemen 
trotz der Entwicklung wirksamer Interventionsmöglichkeiten nicht die er-
forderliche Behandlung und Versorgung erhalten.“45 
Zur gleichen Schlussfolgerung kommt das Grünbuch der Europäischen 
Kommission aus dem Jahr 2005 mit der Feststellung, dass die Verbesserung 
der psychischen Gesundheit der Bevölkerung die Entwicklung einer Strategie 
für die Förderung der psychischen Gesundheit in der Europäischen Union 
bedarf46.  
Zusammenfassend lässt sich vereinfacht festhalten, dass psychische Krank-
heiten sowohl auf nationaler, aber auch auf europäischer Ebene mehr Auf-
merksamkeit und Engagement erfordern, damit psychisch kranken Personen 
und ihrem Umfeld auch in Zukunft ein menschenwürdiges und selbstbe-
stimmtes Leben gewährleistet werden kann. 
3. Das Recht auf ein selbstbestimmtes Leben 
3.1 Das Selbstbestimmungsrecht im Allgemeinen 
In den medizinisch-ethischen Grundsätzen der Schweizer Akademie der Me-
dizinischen Wissenschaften (SAMW) wird unter Präambel erläutert, dass je-
der Patient das Recht auf Selbstbestimmung hat47.  
Was unter Selbstbestimmung zu verstehen ist, wird vom Gesetzgeber nicht 
genauer definiert. Es entspricht aber dem geltenden Rechtsverständnis, dass 
urteils- und handlungsfähige Personen ihr Leben selbstbestimmt wahrneh-
men sollen. Um zu verdeutlichen, was unter einem selbstbestimmten Leben 
zu verstehen ist, betrachten wir die sog. Bedürfnispyramide nach Abraham 
Harold Maslow48. Ein Mensch wird in der Regel als Erstes versuchen, seine 
grundlegenden Existenzbedürfnisse zu befriedigen (z.B. Nahrung, Woh-
nung). Konnte dies erreicht werden, konzentriert er sich auf die Befriedigung 
                                               
45 Ministerielle WHO-Konferenz (2005), S. 4. 
46 Vgl. Grünbuch für Psychische Gesundheit (2005), S. 3. 
47 Vgl. SAMW (2013). Patientenverfügung, S. 5. 
48 Vgl. Bedürfnispyramide nach Maslow (o.J.). 
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der Sicherheitsbedürfnisse (Stabilität) und der sozialen Bedürfnisse (Bezie-
hungen) bis zum Streben nach Selbstverwirklichung.  
Es gibt also verschiedene Aspekte von Bedürfnissen. Sofern eine Person in 
der Lage ist, diese Bedürfnisse selbstbestimmt anzugehen und auch selb-
ständig über die Vorgehensweise entscheidet kann, dann ist das ein wichti-
ger Bestandteil selbstbestimmten Lebens. Dieser Vorgang ist eng mit dem 
Begriff der „Würde“ verknüpft. Die Würde einer Person wird verletzt, wenn 
selbst getroffene Entscheidungen nicht respektiert, nicht ernst genommen 
werden.  
In Art. 7 der BV ist unter dem Titel Menschenwürde der Grundsatz verankert, 
dass die Würde des Menschen zu achten und zu schützen ist. Auch die 
Charta der Grundrechte der Europäischen Union (GRC) sieht den Grundsatz 
vor, dass die „Würde des Menschen unantastbar ist. Sie ist zu achten und zu 
schützen.“49 In Art. 10 Abs. 2 BV unterstreicht man, dass jede Person das 
Recht auf Freiheit hat, insbesondere das Recht auf körperliche und geistige 
Unversehrtheit und Bewegungsfreiheit. 
Das Recht auf persönliche Freiheit nach Art. 10 Abs. 2 BV verbrieft nach 
dem Bundesgericht „neben dem Recht auf körperliche und geistige Unver-
sehrtheit sowie der Bewegungsfreiheit … all jene Freiheiten …, die elementa-
re Erscheinungen der Persönlichkeitsentfaltung darstellen.“50 Oder ebenfalls 
das Bundesgericht: „Sie umfasst ein Mindestmass an persönlicher Entfal-
tungsmöglichkeit und die dem Bürger eigene Fähigkeit, eine gewisse tat-
sächliche Begebenheit zu würdigen und danach zu handeln.“51 
Daraus lässt sich ableiten, dass das Selbstbestimmungsrecht grundsätzlich 
ein Bestandteil des Rechts auf Leben und entsprechend des Rechts auf kör-
perliche und geistige Unversehrtheit ist, da der Mensch selbst darüber ent-
scheidet, wie er sein Leben lebt, auch im Hinblick auf gesundheitliche Aspek-
te. 
                                               
49 GRC (2000). Art. 1. 
50 BGE 128 II 259 E. 3.2. 
51 BGE 133 I 58 E. 6.1. 
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3.2 Selbstbestimmungsrecht im Gesundheits- und Sozialwesen 
Die Würde des Menschen umfasst also auch das Recht auf körperliche und 
geistige Unversehrtheit. Für kranke Personen bedeutet dies, dass im Rah-
men von medizinischen Eingriffen der folgende Grundsatz gilt: 
„Jeder Patient hat das Recht auf Selbstbestimmung. Die frühzeitige, um-
fassende, nach der Schwere des Eingriffs abgestufte und verständliche 
Aufklärung des Patienten oder seiner Vertreter über die medizinische Si-
tuation ist Voraussetzung für die Willensbildung und Entscheidfindung. 
Die Respektierung des Patientenwillens ist zentral für die Behandlung 
und Betreuung. Dem Recht auf Selbstbestimmung sind jedoch auch 
Grenzen gesetzt: Dem Willen des Patienten oder seines Vertreters eine 
bestimmte Behandlung durchführen zu lassen, muss nur entsprochen 
werden, wenn diese Behandlung medizinisch indiziert ist. Hingegen ist 
die Verweigerung einer Behandlung oder Betreuung durch den urteilsfä-
higen Patienten verbindlich.“52 
Im Sozialwesen gilt der Grundsatz „Hilfe zur Selbsthilfe“, was so viel bedeu-
tet, dass eine Person, welche soziale Dienstleistungen beanspruchen muss, 
sich auf diejenigen Leistungen beschränken kann, die sie für ein weitgehend 
selbstbestimmtes Leben benötigt.  
Natürlich steht es in der Eigenverantwortung eines jeden, sich um seine kör-
perliche und geistige Unversehrtheit zu kümmern. Trotzdem ist in Art. 41 der 
BV festgehalten, dass Bund und Kantone sich in Ergänzung zu persönlicher 
Verantwortung und privater Initiative dafür einsetzen, dass: 
a.  jede Person an der sozialen Sicherheit teilhat; 
b.  jede Person die für ihre Gesundheit notwendige Pflege erhält; 
c.  Familien als Gemeinschaften von Erwachsenen und Kindern geschützt 
und gefördert werden. 
Jede Person trägt also zunächst eine persönliche Verantwortung im Rahmen 
seines selbstbestimmten Lebens hinsichtlich seiner körperlichen und geisti-
gen Unversehrtheit. In Ergänzung dazu verfolgen die Behörden ihre Sozial-
ziele. Die Schutzobjekte der Selbstbestimmung beziehen sich demnach auf 
                                               
52 SAMW (2013). Patientenverfügung. S. 5. 
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„körperliche und geistige Integrität“, wobei mit geistiger Integrität vor allem 
der „freie Wille“ gemeint ist53.  
Der Wille wird auch in der Präambel der medizinisch-ethischen Grundsätze 
der SAMW angeführt, wo es heisst, dass „die frühzeitige, umfassende, nach 
der Schwere des Eingriffs abgestufte und verständliche Aufklärung des Pati-
enten oder seiner Vertreter über die medizinische Situation Voraussetzung 
für die Willensbildung und Entscheidungsfindung ist (informed consent)“54. 
Somit kann festgehalten werden, dass die Selbstbestimmung im medizini-
schen Bereich zunächst eine Phase der Willensbildung voraussetzt, welche 
dann in einer Entscheidungsfindung mündet. Die Phase der Willensbildung 
erfordert, dass das Verstehen beurteilt werden kann, wozu ein gewisses 
Mass an Intellekt notwendig ist. 
3.3 Das Selbstbestimmungsrecht beim Behandlungsvertrag 
Der Behandlungsvertrag zwischen dem medizinischen Personal und den Pa-
tienten kommt in der Regel durch konkludentes Handeln zwischen den Par-
teien in einer Sprechstunde zustande, während dies in einem Krankenhaus 
bei der Aufnahme durch das Ausfüllen des Eintrittsformulars geschieht. Um 
einen Behandlungsvertrag abschliessen zu können, müssen Patientinnen 
und Patienten handlungsfähig sein. Die Handlungsfähigkeit besteht im Sinne 
von Art. 12 ZGB in der Möglichkeit, durch Handlungen Rechte und Pflichten 
zu begründen. Dies wiederum setzt Urteilsfähigkeit und Volljährigkeit voraus 
(Art. 13 ZGB). Gemäss Art. 16 ZGB ist die Urteilsfähigkeit die Fähigkeit, ver-
nunftgemäss handeln zu können. Somit wird intellektuelles Denken voraus-
gesetzt.  
„Die Urteilsfähigkeit als Fähigkeit, vernunftgemäss zu handeln (Art. 16 ZGB), 
bildet die subjektive Seite der Handlungsfähigkeit.“55 Im Falle von Urteilsun-
fähigkeit sind aber auch jene Momente in der konkreten Situation zu bewer-
ten, bei denen durch sog. luzide Intervalle56 die Urteilsfähigkeit zeitlich befris-
tet gegeben war. Somit muss in jedem Einzelfall in der konkreten Situation 
                                               
53 Vionnet (2014). Die Behandlung urteilsunfähiger Patienten nach dem neuen Erwachsenen-
 schutzrecht vom 1. Januar 2013, Rz 54.  
54 Vgl. SAMW (2013). Patientenverfügung, S. 5. 
55 Aebi-Müller (2014), Rz 10. 
56 luzide Intervalle = eine vorübergehende Unterbrechung einer Urteilsunfähigkeit durch  
 einen lichten Moment. 
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verifiziert werden, ob die betroffene Person urteilsfähig war oder nicht, wobei 
die Komplexität der Entscheidung und deren Tragweite zu berücksichtigen 
sind57. Bei erwachsenen Personen gilt aber die Vermutung, dass bei einer 
bislang handlungsfähigen Person auch weiterhin die Handlungsfähigkeit ge-
geben ist. Somit ist das Vorhandensein der Urteilsfähigkeit fundamental für 
die Rechtsgültigkeit des Behandlungsvertrags zwischen dem medizinischen 
Personal und den Patienten. Sie bildet die Basis für die Einwilligung in den 
mittels Behandlungsvertrag vorgesehenen Eingriff in die körperliche Integrität 
der Patientinnen und Patienten. Zur Einwilligung gehört vorab die Aufklärung 
über die Art des vorgesehenen Eingriffs, dessen Zweck, Risiken, Behand-
lungsalternativen, Kosten sowie Folgen von Unterlassen durch das medizini-
sche Personal58. Nur so können die Patienten verstehen, in was sie einwilli-
gen. Unterlässt oder verletzt das medizinische Personal die Aufklärungs-
pflicht und kommt es in der Folge zu einer Einwilligung, die nicht aufgrund 
einer vollständigen und verständlichen Information vorgenommen wurde, 
haften diese bei Fehler des Eingriffs59. 
In der Schweiz sind mangels einer umfassenden Bundeskompetenz grund-
sätzlich die Kantone für die Regelung der Patientenrechte zuständig. Diese 
gesetzliche Situation führte dazu, dass schweizweit eine grosse Divergenz 
und unterschiedliche Regelungsdichte bestand. Deshalb wurde der Bundes-
rat gleich mittels dreier gleichlautender Postulate aufgefordert, die Lage zu 
analysieren und allenfalls Empfehlungen auszusprechen.60 
In Beantwortung der Postulate hält der Bundesrat in seinem Bericht Patien-
tenrechte und Patientenpartizipation in der Schweiz vom 25. Juni 2015 fest, 
dass sich die Uneinheitlichkeit und Zersplitterung nicht nachteilig auswirke, 
da die zentralen Patientenrechte (z.B. das Recht auf medizinische Behand-
lung, auf hinreichende Aufklärung und Einwilligung sowie auf den Schutz der 
Patientendaten) Ausfluss von Grundrechten seien, die auf allen Staatsebe-
nen zu beachten seien61. Daneben wird im Bericht in der Zusammenfassung 
ebenfalls erwähnt, dass das Recht auf Schutz der Würde und der Integrität 
                                               
57 Vgl. BK-Bucher (Fn. 42), N 90 zu Art. 16 ZGB. 
58 Vgl. SAMW (2013). Rechtliche Grundlagen im medizinischen Alltag, S. 40. 
59 Vgl. SAMW (2013). Rechtliche Grundlagen im medizinischen Alltag, S. 43. 
60 Vgl. Postulate Kessler/Gilli/Steiert. 
61 Bericht des Bundesrates in Erfüllung der Postulate Kessler/Gilli/Steiert. 
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und die Willenskundgebung, z.B. in der Patientenverfügung, ebenfalls zu den 
Patientenrechten gehört.  
3.4 Der Behandlungsvertrag und das Selbstbestimmungsrecht 
bei urteilsfähigen Personen 
Art. 16 ZGB definiert, was unter einer urteilsfähigen Person zu verstehen ist: 
„Urteilsfähig im Sinne dieses Gesetzes ist ein jeder, dem nicht wegen seines 
Kindesalters oder infolge von Geisteskrankheit, Geistesschwäche, Trunken-
heit oder ähnlichen Zuständen die Fähigkeit mangelt, vernunftgemäss zu 
handeln.“  
Im Januar 2005 veröffentlichte der Verein „patienten.ch“ die Schweizer Pati-
enten-Charta. Diese hält im ersten Teil unter den Patientenrechten fest, dass 
„die Persönlichkeitsrechte der Patientinnen, von Pflegebedürftigen sowie von 
Verunfallten besonders zu schützen sind. Ihre Menschenwürde sowie ihre 
psychische und physische Integrität sind unter allen Umständen zu achten 
und zu wahren.“ Dies bringt mit sich, dass Patientinnen und Patienten und 
Pflegebedürftige nur „mit ihrer ausdrücklichen Zustimmung“62 untersucht und 
behandelt werden dürfen. Umgekehrt bedeutet dies, dass im Rahmen des 
Selbstbestimmungsrechts auch der Abbruch einer Behandlung akzeptiert 
werden muss. Urteilsfähige Personen entscheiden also selbst, ob und wel-
chen Eingriffen medizinischer bzw. therapeutischer Natur sie sich unterzie-
hen wollen. Das Bundesgericht hat unter Berufung auf verschiedene Autoren 
festgehalten, dass „jede ärztliche, die körperliche Integrität berührende Mass-
nahme den objektiven Tatbestand der Körperverletzung erfüllt.“63 Aus diesen 
Gründen ist eine ausdrückliche Einwilligung nach entsprechender Aufklärung 
notwendig, wobei es den urteilsfähigen Patientinnen und Patienten überlas-
sen bleibt, ob sie der Körperverletzung zustimmen oder nicht. Das Bundes-
gericht hat ebenfalls festgehalten, dass „der professionelle Massstab des 
Arztes und die Wertewelt des Patienten nicht zwangsläufig zu denselben 
Entscheidungen über Gesundheit und Krankheit führen, zumal es bei einer 
Vielzahl von Erkrankungen (...) um die Frage nach etwas mehr Gesundheit 
                                               
62 Schweizer Patienten-Charta (2005). S. 5. 
63 BGE 99 IV 208  
Master-Thesis Nicoletta Giger  
 
 
 Seite 29  
oder etwas weniger Krankheit geht, bei deren Beantwortung vielfältige, sub-
jektiv geprägte Abwägungen vorzunehmen sind.“64 
Im besagten Urteil ging es darum, dass die Beschwerdegegnerin weder eine 
ausdrückliche noch eine stillschweigende Einwilligung zur Operation gab und 
folglich klarerweise erkennbar mit dieser nicht einverstanden war. Eine ur-
teilsfähige Person hat also im Rahmen von medizinischen oder therapeuti-
schen Eingriffen immer die Entscheidungshoheit darüber, ob ein Eingriff 
durchgeführt werden soll oder nicht.  
3.5 Der Behandlungsvertrag und das Selbstbestimmungsrecht 
bei urteilsunfähigen Personen 
Mit Bezug auf die Definition urteilsfähiger Personen in Art. 16 ZGB lässt sich 
ableiten, wer nicht urteilsfähig ist: Kinder, Geisteskranke, an Geistesschwä-
che leidende Personen, sich im Zustand der Trunkenheit oder ähnlichen Zu-
ständen befindlichen Personen, denen es an der Fähigkeit mangelt, „ver-
nunftgemäss“ zu handeln. Bei Kindern verpflichtet Art. 301 ZGB primär die 
Eltern, für das Wohl des Kindes, für seine Pflege und Erziehung zu sorgen 
und die entsprechenden Entscheidungen zu treffen, allerdings unter Vorbe-
halt der eigenen Handlungsfähigkeit. Die in Abs. 2 enthaltene Bestimmung, 
dass die Eltern „dem Kind die seiner Reife entsprechende Freiheit der Le-
bensgestaltung gewähren und in wichtigen Angelegenheiten, soweit tunlich, 
auf seine Meinung Rücksicht nehmen“ sollen, impliziert laut herrschender 
Lehre ein sog. „beschränktes Selbstbestimmungsrecht“.65 
Ein Instrument zur Gewährleistung des Selbstbestimmungsrechts sind die 
Patientenverfügung oder der Vorsorgeauftrag, welche im neuen Erwachse-
nenschutzrecht eingeführt wurden (Art. 360–373 ZGB). Sie dienen primär 
dazu, dass der Wille von Personen zum Zeitpunkt ihrer Urteilsunfähigkeit 
respektiert werden soll. Bei Eintritt der Urteilsunfähigkeit überbrückt der Ge-
setzgeber diesen Eintritt mit dem vor diesem Zeitpunkt erklärten Willen. Da-
mit soll das Selbstbestimmungsrecht „über den Eintritt der Urteilsunfähigkeit 
hinweg fortbestehen“66. Mit einer Patientenverfügung soll eine urteilsfähige 
                                               
64 BGE 124 IV 258 
65 Vionnet (2014). Die Behandlung urteilsunfähiger Patienten nach dem neuen Erwachse-
 nenschutzrecht vom 1. Januar 2013, Rz 63. 
66 Vionnet (2014). Die Behandlung urteilsunfähiger Patienten nach dem neuen Erwachse-
 nenschutzrecht vom 1. Januar 2013, Rz 59. 
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Person zum einen festlegen können, welchen medizinischen Massnahmen 
sie im Falle ihrer Urteilsunfähigkeit zustimmt oder nicht zustimmt, zum an-
dern aber auch eine natürliche Person bezeichnen dürfen, die in der Situati-
on ihrer Urteilsunfähigkeit entscheidungsbefugt ist67.  
3.6 Herleitung 
Während Kinder ein beschränktes Selbstbestimmungsrecht haben, wird auch 
den urteilsunfähigen Personen mittels einer Patientenverfügung oder dem 
Vorsorgeauftrag das Selbstbestimmungsrecht gewährt. Die Schweizerische 
Patienten-Charta umschreibt Sinn und Zweck einer Patientenverfügung wie 
folgt: 
„Schriftliche Patientenverfügungen oder -vereinbarungen sowie direkt vor 
der Behandlung in urteilsfähigem Zustand erfolgte Willensäusserungen 
sind zu respektieren [und ausserdem ist] sicherzustellen, dass in den 
ärztlichen Patientendossiers auch Willensäusserungen der Patientinnen 
festgehalten werden. Willensäusserungen können insbesondere den 
Verzicht auf  lebensverlängernde Massnahmen, eine Obduktion sowie 
Widersprüche gegen die Entnahme von Organen, Gewebe und Zellen 
betreffen.“68 
Die Schweizer Patienten-Charta besagt also, dass schriftliche Patientenver-
fügungen sowie direkt vor der Behandlung in urteilsfähigem Zustand erfolgte 
Willensäusserungen zu respektieren sind. Willensäusserungen können auch 
ausdrückliche Verzichte betreffen. 
Aufgrund des medizinischen Fortschritts führen auch umfassende gesund-
heitliche Beeinträchtigungen heutzutage nicht mehr zwangsläufig zum Tod. 
Allerdings können die Folgen solcher massiven gesundheitlichen Beeinträch-
tigungen eine dauernde Urteilsunfähigkeit, z.B. in Form einer Demenz, sein. 
Wie die SAMW erläutert, empfiehlt es sich deshalb, rechtzeitig Vorsorge zu 
treffen und festzulegen, durch wen und wie man in einer solchen Situation 
betreut werden will und wer vertretungsweise einer medizinischen Mass-
nahme zustimmen oder diese ablehnen darf. Damit kann das Selbstbestim-
mungsrecht aufrechterhalten werden.  
                                               
67 Vgl. Botschaft Erwachsenenschutz (2006). S. 7002.  
68 Schweizer Patienten-Charta (2005). S. 8. 
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Patientenverfügungen ermöglichen Personen vor allem auch am Lebensen-
de, dass sie ihren eigenen Willen zum Ausdruck bringen können und sei es 
nur, dass sie das Ausschöpfen aller möglichen Behandlungsmöglichkeiten 
ablehnen. Mit Art. 377 ff. ZGB wurde dem Bedürfnis Rechnung getragen, 
dass Angehörige von urteilsunfähigen Personen von Gesetzes wegen Ent-
scheidungen im medizinischen Bereich fällen dürfen. Die Kaskade in Art. 378 
ZGB hält fest, wer in welcher Reihenfolge das medizinische Vertretungsrecht 
ausüben soll/darf, sofern keine Patientenverfügung vorliegt.  
4. Die Patientenverfügung als Instrument der eige-
nen Vorsorge (bei psychischen Erkrankungen) 
4.1 Zielsetzungen des Gesetzgebers 
Das revidierte Vormundschaftsrecht aus dem Jahre 1912 beinhaltete für die 
heutige Zeit nicht mehr adäquate Instrumentarien. Deshalb sah der Gesetz-
geber eine Revision vor. Im Bericht der Expertenkommission zum Vorentwurf 
im Jahr 2003 ist zu entnehmen, dass eines der Ziele der Revision die Förde-
rung des Selbstbestimmungsrechts ist: 
„Die Vorlage stellt unter dem Titel „Die eigene Vorsorge“ (Art. 360–373) 
drei neue Rechtsinstitute im Zivilgesetzbuch zur Diskussion. (…) In einer 
Patientenverfügung schliesslich soll eine urteilsfähige Person festlegen 
können, welche medizinische Behandlung sie im Falle ihrer Urteilsunfä-
higkeit wünscht oder ablehnt. (…) Statt der Anordnung standardisierter 
Massnahmen ist inskünftig von den Behörden Massarbeit gefordert, da-
mit im Einzelfall nur soviel staatliche Betreuung erfolgt, wie wirklich nötig 
ist.“69 
Daraus wird ersichtlich, dass sich das allgemeine Denken auf dem europäi-
schen Kontinent in der Gesellschaft in den letzten 100 Jahren dahingehend 
entwickelte, dass das Recht auf ein selbstbestimmtes Leben einen immer 
grösseren Stellenwert einnahm. Um dem gesellschaftlichen Denken auch in 
der Rechtsordnung gerecht zu werden, wurde mit der Revision des Erwach-
senenschutzrechtes im ZGB der Abschnitt mit dem Titel „Die eigene Vorsor-
ge70“ eingefügt. Dieser Abschnitt enthält zwei neue Instrumente: Den Vorsor-
                                               
69 BerichtExpK Erwachsenenschutz 03. S. 2. 
70 Vgl. Art. 360–373 ZGB. 
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geauftrag und die Patientenverfügung. In Ersterem bestimmt die den Vorsor-
geauftrag betreffende Person eine andere handlungsfähige Person, die im 
Falle, falls Erstere urteilsunfähig werden sollte, die Sorge für sie oder ihr 
Vermögen übernehmen würde. Dies beinhaltet auch die Vertretung im 
Rechtsverkehr.  
Mit einer Patientenverfügung kann eine Person vorsorgen resp. festlegen, 
welchen medizinischen Massnahmen sie im Falle ihrer Urteilsunfähigkeit zu-
stimmt oder ablehnt. Ein wichtiger Bestandteil dieser schriftlichen Wil-
lensäusserung ist die Benennung und Bestimmung derjenigen Person, die im 
Falle einer Urteilsunfähigkeit der verfügenden Person entscheidungsbefugt 
sein soll. Das Ziel ist auch hier der Schutz des Schwächeren, derjenigen 
Person, bei welcher Urteilsunfähigkeit eintritt. Es geht darum, das Selbstbe-
stimmungsrecht, den Anspruch auf Hilfe, auf subsidiärer Basis und eben 
nicht mit einer gesetzlichen Massnahme zum Ausdruck bringen zu können. 
Somit müssen betroffene Personen ihr Selbstbestimmungsrecht auch in 
Momenten der Urteilsunfähigkeit nicht aufgeben und dürfen davon ausgehen, 
dass ihr Wille umgesetzt wird.  
Das Ziel des Gesetzes war das Wohl des Schwachen, wobei dieses eng mit 
der Respektierung der Menschenwürde zusammenhängt, was sich wiederum 
im Selbstbestimmungsrecht niederschlägt. Häfeli zum Selbstbestimmungs-
recht: „Dabei beinhaltet das Selbstbestimmungsrecht der Person zwei Aus-
gestaltungen: Zum einen kann über den Menschen nicht wie über eine Sa-
che bestimmt werden und zum anderen kann dem Menschen auch nicht die 
für die jeweilige Situation notwendige Hilfe verwehrt werden.“71 Der Gesetz-
geber verfolgte mit der Revision des Erwachsenenschutzrechtes also die 
Absicht, dass ein jede Person auf sich selbst massgeschneiderte individuelle 
Vorkehrungen treffen kann, welche spezifisch auf seine Situation ausgelegt 
sind.  
Aus dem Kapitel 1.3 zur Botschaft zur Änderung des Schweizerischen Zivil-
gesetzbuches vom 28. Juni 2006, welche den Titel Die zentralen Revisions-
anliegen trägt, gehen die eigentlichen Zielsetzungen der Reform hervor: 
                                               
71 Häfeli (2013). Grundriss zum Erwachsenenschutzrecht. S. 25. 
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-  Förderung des Selbstbestimmungsrechts in der Form der eigenen Vor-
sorge, 
-  Stärkung der Solidarität in der Familie und Entlastung des Staates, 
-  Besserer Schutz urteilsunfähiger Personen in Wohn- oder Pflege-
einrichtungen,  
-  Behördliche Massnahmen nach Mass,  
-  Beschränkung der Beistandschaft auf natürliche Personen, 
-  Verzicht auf die erstreckte elterliche Sorge, 
-  Verzicht auf die Veröffentlichung der Einschränkung oder des Entzugs 
der Handlungsfähigkeit,  
-  Verbesserung des Rechtsschutzes und Schliessung von Lücken bei der 
fürsorgerischen Freiheitsentziehung,  
-  Fachbehörden als Kindes- und Erwachsenenschutzbehörde,  
-  Verankerung der wesentlichen Verfahrensgrundsätze im Zivilgesetz-
buch,  
-  Einbezug des Personen- und Kindesrechts72. 
Die Vorlage verfolgte neben diesen vorgenannten Zielen auch die Absicht, 
dass das nähere Umfeld, nämlich die Angehörigen oder anderweitig nahe-
stehende Personen, Entscheidungen treffen können, wenn Personen urteils-
unfähig werden. Das nähere soziale Umfeld, oftmals die Familie, ist bei Ein-
treten von Urteilsunfähigkeit einer Person direkt betroffen. Gemäss Art. 378 
ZGB sollen Angehörige oder nahestehende Personen das Recht zugespro-
chen bekommen, die Zustimmung für einer medizinische Behandlung zu er-
teilen oder zu verweigern. Damit erhoffte sich der Gesetzgeber die Stärkung 
der Solidarität innerhalb der Familie. 
4.2 Die Instrumentarien des Selbstbestimmungsrechts 
Die Berücksichtigung des Wohles des Schwachen hat nicht nur mit der Ach-
tung der Menschenwürde zu tun, sondern auch mit der ethisch-moralischen 
Grundhaltung einer Gesellschaft. Niemand ist vor Krankheit und Gebrech-
                                               
72 Vgl. Botschaft Erwachsenenschutz (2006). S. 7011. 
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lichkeit gefeit und Unfälle, die eine vorübergehende oder dauernde Urteilsun-
fähigkeit nach sich ziehen, können sich oft innerhalb von Sekunden ergeben. 
Aufgrund der steigenden Lebenserwartung nehmen aber auch die Diagnosen 
von Krankheiten wie Demenz und Alzheimer zu, die im fortgeschrittenen 
Stadium Urteilsunfähigkeit mit sich bringen. Aus diesem Grund besagt die 
Charta (GRC), dass „angesichts der Weiterentwicklung der Gesellschaft, des 
sozialen Fortschritts und der wissenschaftlichen und technologischen Ent-
wicklungen der Schutz der Grundrechte gestärkt werden muss, indem sie in 
einer Charta sichtbarer gemacht werden.“73 
Diese Grundrechte eines Menschen sind in Kapitel 1 der Charta (GRC) unter 
dem Oberbegriff Würde des Menschen zusammengefasst und enthalten das 
Recht auf Leben, das Recht auf Unversehrtheit, Recht auf Freiheit und Si-
cherheit und Achtung des Privat- und Familienlebens sowie den Schutz per-
sonenbezogener Daten, das Recht auf Bildung und Berufsfreiheit, das Recht 
auf Gesundheit und Eigentum u.v.m.. Alle diese in den Art. 1–38 der Charta 
enthaltenen Rechte machen in ihrer Summe das Selbstbestimmungsrecht 
aus. 
4.2.1 Der Vorsorgeauftrag 
In Art. 360 ZGB ist festgehalten, dass eine handlungsfähige Person eine na-
türliche oder juristische Person beauftragen kann, im Fall ihrer Urteilsunfä-
higkeit die Personensorge oder die Vermögenssorge zu übernehmen oder 
sie im Rechtsverkehr zu vertreten. Gemäss Art. 361 Abs. 1 ZGB ist der Vor-
sorgeauftrag eigenhändig zu errichten oder öffentlich zu beurkunden.  
Der Gesetzgeber hat somit für den Vorsorgeauftrag die gleichen Formvor-
schriften wie für die Errichtung eines Testaments vorgesehen74. Dies kann so 
interpretiert werden, dass der Gesetzgeber damit die gleichzeitige Errichtung 
eines Testaments und eines Vorsorgeauftrages forcieren wollte. Vorausset-
zung für die Errichtung des Vorsorgeauftrags ist die Handlungsfähigkeit75. 
Die Urteilsfähigkeit allein reicht nicht aus, um einen Vorsorgeauftrag zu er-
richten. Dies ist ein wesentlicher Unterschied zur Patientenverfügung.  
                                               
73 GRC (2000). Präambel. 
74 Vgl. BJ (2012). Vorsorgeauftrag und Patientenverfügung stärken das Selbstbestimmungs-
 recht. 
75 Vgl. 360 ZGB. 
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Grundsätzlich ist es im Interesse der auftraggebenden Person, dass die 
KESB vom Vorliegen eines Vorsorgeauftrags Kenntnis hat. Es besteht aber 
auch die Möglichkeit, das Vorhandensein eines Vorsorgeauftrags und des-
sen Hinterlegungsort vom Zivilstandsamt in einer zentralen Datenbank ein-
tragen zu lassen76. Der Vorsorgeauftrag kann jederzeit im Rahmen der vor-
geschriebenen Formen widerrufen werden77. Es ist die Aufgabe der KESB, 
zu überprüfen, ob die formellen Voraussetzungen nach Art. 361 ZGB und die 
inhaltlichen Mindestvoraussetzungen nach Art. 360 ZGB eingehalten wurden. 
Ebenso, ob die Person bei Erstellung des Vorsorgeauftrags handlungsfähig 
resp. urteilsfähig war, was sich in der Praxis oftmals als sehr schwierig er-
weist. Auch muss die Erwachsenenschutzbehörde überprüfen, ob die beauf-
tragte Person für die Wahrnehmung der Aufgaben auch fachlich und persön-
lich geeignet ist78. Der KESB kann für das Ausführen der Tätigkeit auch eine 
angemessene Entschädigung aussprechen, wenn der Vorsorgeauftrag dies-
bezüglich nichts festhält, dies aber angemessen ist79. Weitere Zuständigkei-
ten der KESB liegen in der Möglichkeit, die erteilten Befugnisse vollständig 
oder teilweise zu entziehen, eine periodische Rechnungslegung bzw. Be-
richterstattung zu verlangen und Weisungen vor allem in vermögensrechtli-
cher Hinsicht zu erteilen80. Die beauftragte Person unterliegt der Verantwort-
lichkeit nach Art. 456 ZGB. Der Vorsorgeauftrag endet mit der Kündigung der 
beauftragten Person81, mit dem Entzug82 durch die KESB oder durch die 
Wiedererlangung der Urteilsfähigkeit der auftraggebenden Person83. 
4.2.2 Die Patientenverfügung 
4.2.2.1  Historisches 
Das nachfolgende Zitat von Platzer zeigt auf, dass Patientenverfügungen in 
jüngster Zeit immer mehr an Bedeutung gewonnen haben und vermehrt auch 
kontrovers diskutiert werden. Dies dürfte insbesondere auch mit den fort-
                                               
76 Vgl. 361 Abs. 3 ZGB. 
77 Vgl. 362 ZGB.  
78 Vgl. 360 Abs. 3 ZGB. 
79 Vgl. 366 Abs. 1 ZGB. 
80 Vgl. 368 ZGB. 
81 Vgl. 367 ZGB. 
82 Vgl. 368 ZGB. 
83 Vgl. 369 ZGB. 
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schrittlichen Bedingungen in der Schweiz im Zusammenhang mit der Sterbe-
hilfe zusammenhängen. 
„Patientenverfügungen sind relativ junge Instrumente im klinischen All-
tag, die vor allem durch den wachsenden Fortschritt der Medizin ver-
mehrt zum Thema geworden sind. Die immer grösser werdenden Mög-
lichkeiten der modernen Medizin zur Verlängerung des Lebens haben 
nicht nur viele Erwartungen geweckt, sondern auch neue Ängste hervor-
gebracht. Viele Menschen sind im Hinblick auf medizinische Behandlun-
gen am Lebensende verunsichert. Dieser Angst vor dem Nicht-sterben-
Dürfen auf der einen Seite stehen allerdings auch Sorgen anderer Art 
gegenüber, nämlich darüber, einmal nicht bestmöglich medizinisch und 
palliativ versorgt zu werden.“84 
Der Ursprung der Patientenverfügung liegt in Amerika. Mit dem Begriff Pati-
entenverfügung wird das in Amerika entwickelte Rechtsinstitut des Living will 
übersetzt85. Die Entwicklung basierte auf den Ereignissen des sog. Fall Quin-
lan. Die Eltern der 22-jährigen Karen Ann Quinlan verlangten im Jahr 1975 
die Abschaltung der Beatmungsgeräte, da sich ihre Tochter im Koma befand 
und keine Aussicht auf Heilung bestand. Die Eltern mussten den Weg bis 
zum Obersten Gerichtshof gehen, um den einmal geäusserten Wunsch von 
Karen Ann Quinlan umsetzen zu können, nicht mit aussergewöhnlichen Me-
thoden am Leben erhalten zu bleiben.  
Grundlage dieser Entscheidung von Seiten der amerikanischen Behörden 
war das right to be let alone86, welches vom englischen Philosophen John 
Stuart Mill statuiert wurde. Mill setze sich für den absoluten Schutz des Indi-
viduums vor staatlichen und gesellschaftlichen Übergriffen, also für Pri-
vatsphäre, ein. Er definierte, dass das Selbstbestimmungsrecht als Schranke 
der Macht gegenüber steht, die die Gesellschaft auf das Individuum ausüben 
darf: 
„(…) dass der einzige Grund, aus dem die Menschheit, einzeln oder ver-
eint, sich in die Handlungsfreiheit eines ihrer Mitglieder einzumengen be-
                                               
84 Platzer (2010). Im Vorwort. 
85 Vgl. Verrel, (o.J.). Strafrechtliche Aspekte von Patientenverfügungen.  
86 Vgl. Höntzsch (2009). Individuelle Freiheit zum Wohle Aller. Die soziale Dimension des 
 Freiheitsbegriffs im Wert des John Stuart Mill. S. 11.  
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fugt ist, der ist: sich selbst zu schützen. Dass der einzige Zweck, um 
dessentwillen man Zwang gegen den Willen eines Mitglieds einer zivili-
sierten Gemeinschaft rechtmässig ausüben darf, der ist: die Schädigung 
anderer zu verhüten. Man kann einen Menschen nicht rechtmässig zwin-
gen, etwas zu tun oder zu lassen, weil diese besser für ihn wäre, weil es 
ihn glücklicher machen, weil er nach Meinung anderer klug oder sogar 
richtig handeln würde. (…) Nur insoweit sein Verhalten andere in Mitlei-
denschaft zieht, ist jemand der Gesellschaft verantwortlich. Soweit er da-
gegen selbst betroffen ist, bleibt seine Unabhängigkeit von Rechts we-
gen unbeschränkt. Über sich selbst, über seinen eigenen Körper und 
Geist ist er der einzelne souveräne Herrscher.“87 
Auf diesen subjektiven Autonomiegedanken aufbauend entwickelte sich im 
medizinischen Bereich die sog. doctrine of informed consent. Dies bedeutet 
so viel, als dass jeder ärztliche Eingriff einer Rechtfertigung bedarf, da er im 
Grunde der Rechtsnormen eine Körperverletzung darstellt. Im Gegenzug 
dazu beinhaltet der hippokratische Eid, den jeder Arzt leisten muss, nicht 
unbedingt die Respektierung des Patientenwillens, sondern die Pflicht, nach 
bestem Wissen und Gewissen Gutes zu tun und jeden Schaden für den Pati-
enten zu vermeiden. Der Inhalt des hippokratischen Eides steht somit im 
Spannungsfeld zum Selbstbestimmungsrecht des Einzelnen.  
Dass das Recht auf Selbstbestimmung auch in Europa immer mehr an Be-
deutung gewann, zeigte ein Fall im Nachbarstaat Italien. Dieser Fall wurde 
bekannt unter dem Namen „Welby“. Herr Piergiorgio Welby war noch hand-
lungsfähig und litt an einer muskulären Dystrophie, als er dem damaligen 
italienischen Staatspräsidenten den Antrag stellte, dass man ihm Sterbehilfe 
als Ausdruck des Selbstbestimmungsrechts gewähren möge. Dies entgegen 
dem im italienischen Recht verankerten Verbot der Sterbehilfe. Piergiorgio 
Welby erklärte am 24. November 2006 ausdrücklich und im Vollbesitze sei-
ner geistigen Kräfte, er wolle, dass die lebenserhaltenden Instrumente abge-
schaltet werden. Die behandelnden Ärzte haben in der Folge am 25. Novem-
ber 2006 schriftlich erklärt, dass sie den Willen des Patienten zwar nachvoll-
ziehen könnten, es ihnen aber aufgrund der von der italienischen Rechtsord-
                                               
87 Mill (1986). S. 16. 
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nung und im Rahmen der im Hippokrates-Eid vorgesehenen Pflichten nicht 
möglich sei, diesem Wunsch zu folgen. Die mit dem Fall betrauten Richterin-
nen und Richter zitierten dann eine Reihe gerichtlicher Entscheidungen, aus 
denen hervorging, dass das Selbstbestimmungsrecht des Einzelnen dem von 
der italienischen Rechtsordnung geschütztem Recht auf Leben untergeord-
net werde, und wiesen am 16. Dezember 2006 seinen Antrag auf passive 
Sterbehilfe ab. Dies ist ein Beispiel, welches zeigt, wo die europäischen 
Rechtsauffassungen und -ordnungen an ihre Grenzen kamen (notabene: 
Piergiorgio Welby verstarb im Verlaufe des Gerichtsverfahrens eines völlig 
natürlichen Todes88). 
In ganz Europa entwickelte sich ab diesem Zeitpunkt das Gedankengut auf 
selbstbestimmtes Leben, aber alle betreffenden Institutionen waren mit der 
herkömmlichen, traditionellen, ethischen Betrachtungs- und Handlungsweise 
des übergeordneten Schutzes eines Menschenlebens immer noch zu stark 
behaftet. 
Zum right to be let alone gehört im amerikanischen Raum auch das right to 
die, das „Recht zu Sterben“. Da die Betroffenen physisch oftmals nicht mehr 
in der Lage sind, dieses right to die selbständig auszuüben, benötigen sie zur 
Ausübung dieses Rechts eine Hilfsperson. So wie in Italien ist auch in Öster-
reich und Deutschland eine Tötung auf Verlangen strafrechtlich verboten. 
Das Selbstbestimmungsrecht des Einzelnen endet somit dort, wo es für die 
Umsetzung eine andere Person benötigt.  
Mittels der Patientenverfügung besteht also die Möglichkeit, das Selbstbe-
stimmungsrecht bei einer medizinisch als „nicht lebenswert“ erachteten Si-
tuationen zu wahren (in Form einer Sterbehilfe). Dass dies für den Einzelnen 
etwas völlig anderes bedeuten kann, liegt auf der Hand. In der Botschaft Er-
wachsenenschutz wird dies wie folgt erläutert: 
„Sie erlauben einer Patientin oder einem Patienten, insbesondere am 
Lebensende den Willen zum Ausdruck zu bringen, dass in bestimmten 
Situationen nicht mehr alle zur Verfügung stehenden Behandlungsmög-
lichkeiten ausgeschöpft werden. Die Tragweite solcher Patientenverfü-
gungen wird aber unterschiedlich beurteilt. Fest steht, dass das Selbst-
                                               
88 Vgl. Schwarzenegger et al. (2010). Nationale Befragung zur Sterbehilfe in der Schweiz. 
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bestimmungsrecht seine Grenze darin findet, dass niemand eine andere 
Person dazu verpflichten kann, ihm etwa Beihilfe zum Selbstmord zu 
leisten.“89 
Somit wird durch die Patientenverfügung das Selbstbestimmungsrecht in der 
Form der eigenen Vorsorge gestärkt und das soziale Umfeld von Entschei-
dungsfindungen in schwierigen Fällen verschont. 
In der Botschaft wird ebenfalls unterstrichen, dass die Verankerung der Pati-
entenverfügung im ZGB und somit auf Bundesebene eine einheitliche Lö-
sung für die ganze Schweiz darstellt und einer Empfehlung der Schweizeri-
schen Akademie der Medizinischen Wissenschaften (SAMW) entspricht90. 
Die Botschaft führt in besagtem Kapitel weiter aus, dass nach herrschender 
Lehre und Rechtsprechung ein ärztlicher Eingriff eine Verletzung der Persön-
lichkeit darstelle. Dies sei nach Art. 28 Abs. 2 ZGB nur zulässig, sofern der 
Betroffene einwillige, ein privates oder öffentliches Interesse bestehe oder 
ein Gesetz dies billige. Als wichtiges Kriterium wird die Einwilligung ange-
führt, welche aber voraussetze, dass die Patientin oder der Patient urteilsfä-
hig sei. Eine Krankheitssituation werde in einer Patientenverfügung vorweg-
genommen. Dies für den Fall, dass man mangels Urteilsfähigkeit nicht mehr 
in der Lage ist, selbständige Entscheidungen zu treffen. Alternativ könne 
man auch eine Person bezeichnen, welche bei Urteilsunfähigkeit berechtigt 
sei, für einen selbst in Bezug auf medizinische Massnahmen zu entscheiden.  
Diese Überlegungen sind dann auch in den seit dem 1. Januar 2013 im ZGB 
verankerten Art. 370 eingeflossen, welcher den Grundsatz wiedergibt. Das 
Resultat präsentiert sich wie folgt: 
1 Eine urteilsfähige Person kann in einer Patientenverfügung festlegen, 
welchen medizinischen Massnahmen sie im Fall ihrer Urteilsunfähigkeit 
zustimmt oder nicht zustimmt. 
2 Sie kann auch eine natürliche Person bezeichnen, die im Fall ihrer Ur-
teilsunfähigkeit mit der behandelnden Ärztin oder dem behandelnden 
Arzt die medizinischen Massnahmen besprechen und in ihrem Namen 
entscheiden soll. Sie kann dieser Person Weisungen erteilen. 
                                               
89 Botschaft Erwachsenenschutz (2006). S. 7012. 
90 Vgl. Botschaft Erwachsenenschutz (2006). S. 7030. 
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3 Sie kann für den Fall, dass die bezeichnete Person für die Aufgaben 
nicht geeignet ist, den Auftrag nicht annimmt oder ihn kündigt, Ersatzver-
fügungen treffen. 
4.2.2.2  Rechtliche Voraussetzungen 
Die rechtliche Verbindlichkeit einer Patientenverfügung ergibt sich aus den 
Art. 370 ff. ZGB. Es ist eine schriftliche Vorausverfügung für ein mögliches 
zukünftiges Ereignis der Urteilsunfähigkeit und der Notwendigkeit medizini-
scher Behandlungen, zu deren Errichtung es der Urteilsfähigkeit bedarf. Zum 
Unterschied zum Vorsorgeauftrag kann die Patientenverfügung somit auch 
von nicht handlungsfähigen, aber urteilsfähigen Personen gemacht werden. 
Handlungsfähigkeit muss hier nicht vorliegen, da es sich beim Entscheid be-
züglich medizinischer Massnahmen um ein höchstpersönliches Recht (Art. 
19c ZGB) handelt91. Demnach verlangt der Gesetzgeber bei einer Patienten-
verfügung nicht die Zustimmung des gesetzlichen Vertreters, sofern die Ur-
teilsfähigkeit gegeben ist. „Damit ist die Urteilsfähigkeit der entscheidende 
Faktor für die Abgrenzung zwischen Selbst- und Fremdbestimmung.“92 Die 
Urteilsfähigkeit gemäss Art. 16 ZGB basiert auf der Grundlage, dass eine 
Person vernunftgemäss handeln mag. Hierzu wunderschön Egger:  
„Es müssen alle seelischen Kräfte spielen, welche richtiges Denken und 
Handeln erst ermöglichen, es müssen jene geistigen Vermögen funktio-
nieren, welche notwendig sind zur Bildung und Ausführung eines Ent-
schlusses. Das Handeln muss das Ergebnis eines (physiologisch) unge-
störten, von pathologischen Einwirkungen freien Zusammenwirkens der 
erforderlichen Kräfte sein. Das Wahrnehmen, die Bildung von Vorstellun-
gen, von Erinnerungsbildern (Gedächtnis), das Denken (die Assoziatio-
nenbildung), das Urteilen und Bewerten, die zeitliche und örtliche Orien-
tierung, die Aufmerksamkeit und Konzentration, die Affektivität, die Ent-
schlussfähigkeit, das Wollen und die Auslösung desselben im Handeln – 
alle diese Kräfte wirken mit (…), sie dürfen nicht fehlen, wenn Urteilsfä-
higkeit vorhanden sein soll.“93 
                                               
91 Vgl. Hrubesch-Millauer/Jakob (2012). S. 100. 
92 Michel (2009). Rechte von Kindern in medizinischen Heilbehandlungen. S. 44, Fn. 2. 
93 ZK-Egger, N 4 zu Art. 16 ZGB. 
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Die Urteilsfähigkeit basiert in der Lehre und Rechtsprechung auf zwei Säu-
len: Die Willensbildungsfähigkeit als Eigenschaft, sich über eine Sache einen 
eigenen Willen zu bilden und die Willensumsetzungsfähigkeit, die darin be-
steht, gemäss dem gebildeten Willen zu handeln (sog. informed consent)94. 
Ist eine Patientenverfügung in einem Vorsorgeauftrag integriert, richten sich 
die Formvoraussetzungen nach den gesetzlichen Vorschriften des Vorsorge-
auftrags. In der Regel wird die Patientenverfügung aber separat vom Vorsor-
geauftrag errichtet. Dann geltenden die weniger strengen Formvorschriften 
wie vorgängig beschrieben.  
Es liegt in der Verantwortung der errichtenden Person, die Zugänglichkeit der 
Patientenverfügung zu gewährleisten. Dies kann z.B. durch deren Hinterle-
gung beim Hausarzt oder einer Person des Vertrauens sichergestellt werden. 
Der Gesetzgeber sieht auch die Möglichkeit vor, dass das Vorhandensein 
und die Hinterlegung einer Patientenverfügung auf der Versichertenkarte 
eingetragen werden kann95. 
4.2.2.3  Verbindlichkeit oder mutmasslicher Wille 
Gemäss Art. 372 Abs. 2 ZGB ist einer Patientenverfügung zu entsprechen, 
wenn der Patient urteilsunfähig ist und eine Patientenverfügung vorliegt. Die 
Anordnungen des Betroffenen sind mit anderen Worten verbindlich, und zwar 
grundsätzlich auch dann, wenn sie aus medizinischer Sicht vielleicht „unver-
nünftig“ erscheinen. 
Diese vorgegebene Verbindlichkeit wird aber im zweiten Teil des Satzes von 
Art. 372 Abs. 2 ZGB wieder relativiert, heisst es doch: „Die Ärztin oder der 
Arzt entspricht der Patientenverfügung, ausser … wenn begründete Zweifel 
bestehen, dass sie … noch dem mutmasslichen Willen der Patientin oder 
des Patienten entspricht.“ Auch nach den Ausführungen der Botschaft ist der 
Patientenverfügung nur grundsätzlich zu entsprechen. Auch kann von ihr ab-
gewichen werden, wenn begründete Zweifel bestehen, dass die Anordnung 
in der eingetretenen Situation noch dem mutmasslichen Willen der Patientin 
oder des Patienten entspricht96. 
                                               
94 Vgl. BK-Bucher, N 42 ff. zu Art. 16 ZGB. 
95 Vgl. Art. 371 ZGB. 
96 Botschaft Erwachsenenschutz (2006). S. 7033. 
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Boente dazu folgerichtig: „Die Patientenverfügung bindet damit als antizipier-
te Einwilligung nur, soweit keine abweichende mutmassliche Willensbestim-
mung nachfolgt (zur Massgeblichkeit des mutmasslichen Willens im Aus-
gangspunkt und zum grundsätzlichen Fehlen einer Verbindlichkeit vorausge-
henden Selbstbestimmung).“97 
Wie im vorigen Kapitel festgestellt wurde, braucht es für die rechtsgültige 
Erstellung einer Patientenverfügung Urteilsfähigkeit. Schwierigkeiten in der 
Praxis bereiten die Fragen, ob die Urteilsfähigkeit zum Zeitpunkt der Erstel-
lung der Patientenverfügung auch wirklich gegeben war und ab welchem 
Zeitpunkt die Urteilsunfähigkeit eingetreten ist. Da die Grenzen zwischen Ur-
teilsfähigkeit und Urteilsunfähigkeit fliessend sind, ist die Frage danach, ob 
der in der Patientenverfügung ausgedrückte Wille dem mutmasslichen Willen 
entspricht, selbst für Experten schwierig zu beantworten.  
Ein abweichender mutmasslicher Wille ist z.B. aus zeitlicher Sicht möglich, 
da seit der Errichtung der Patientenverfügung einige Jahre vergangen sind 
und „wenn die medizinische Entwicklung Massnahmen ermöglicht, die in der 
Verfügung nicht vorgesehen waren, z.B. den Einsatz neuer Medikamente mit 
geringeren unerwünschten Nebenwirkungen.“98 Ein von der Patientenverfü-
gung abweichender mutmasslicher Wille ist aber auch möglich, wenn deren 
Verfasserin oder Verfasser später eine andere Meinung geäussert hat. Eine 
abweichende Willensäusserung kann aber auch gegeben sein, wenn sich 
eine Person gegen eine Behandlung zur Wehr setzt99.  
„Ist die Patientin oder der Patient urteilsunfähig im Sinne des Art. 16 und 
hat damit eine aktuelle Willensbestimmung oder Äusserung nach Art. 18 
unmittelbar keine rechtliche Wirkung als abweichender „Wille“, so kann 
doch mittelbar über das Verfahren der Bestimmung des mutmasslichen 
Willens durch die vertretungsberechtige Person ein abweichender Wille 
der urteilsunfähigen Person zum Ausdruck kommen.“100 
Die obigen Ausführungen zeigen, dass die Nichtentsprechung des mutmass-
lichen Willens gemäss Art. 372 Abs. 2 ZGB ein Grund ist, von der Patienten-
                                               
97 ZK-Boente, Art. 372 ZGB, N 84. 
98 Botschaft Erwachsenenschutz (2006). S. 7033. Gleicher Meinung Schmid, Erwachsenen-
 schutz. N 11 zu Art. 372. 
99 Vgl. Rosch (2014) in AJP, S. 3.  
100 ZK-Boente, Art. 372 ZGB, N 89. 
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verfügung abzuweichen. Die Verbindlichkeit der Patientenverfügung für die 
Ärztinnen und Ärzte, aber auch für das medizinische Personal wird also dann 
relativiert, wenn der Inhalt bzw. eventuell auch die Form auf die in Art. 372 
ZGB vorgesehenen Gründe für eine Nichtanwendung schliessen lassen. Das 
medizinische Personal nimmt in diesen Fällen die Auslegung der Patienten-
verfügung vor, unter Beizug von Zweitmeinungen. Dies können Angehörige, 
frühere Ärzte etc. sein101. Fallen hingegen nur bestimmte Teile der Patien-
tenverfügung unter die in Art. 372 ZGB vorgesehenen Gründe für eine Nicht-
anwendung, dann werden nur diese unwirksam, während der Rest bestehen 
bleibt. Die Verbindlichkeit ist also – abgesehen von den Formvoraussetzun-
gen – daran gebunden, dass der mutmassliche aktuelle Wille mit dem in der 
Patientenverfügung geäusserten Willen übereinstimmt, sodass man vom 
Selbstbestimmungsrecht ausgehen darf. „Sind die ernsthaften Zweifel be-
gründet, so entfaltet die Patientenverfügung keine Wirkung.“102 
Ärztinnen und Ärzte sind in diesem Fall gut beraten, bei einer Nichtbeach-
tung respektive Verweigerung einer Anordnung einer Patientenverfügung die 
Gründe dafür im Patientendossier festzuhalten, da sie sich dem Risiko einer 
Klage aussetzen103.  
In den Richtlinien der SAMW zur Patientenverfügung wird unterstrichen, dass 
„der Arzt einer Patientenverfügung entsprechen muss, ausser diese verstösst 
gegen die gesetzlichen Vorschriften oder es bestehen begründete Zweifel, 
dass die Patientenverfügung auf freiem Willen beruht oder noch dem mut-
masslichen Willen des Patienten entspricht.“104 Dies bedeutet, dass die Ärz-
tinnen und Ärzte nicht von einer achtsamen Interpretationstätigkeit des In-
halts und der Form der Patientenverfügung enthoben sind. Sowohl die Richt-
linien als auch das Gesetz sehen vor, dass die Ärztinnen und Ärzte überprü-
fen müssen, ob der in der Patientenverfügung zum Ausdruck gebrachte Wil-
len noch dem Willen der Patientinnen und Patienten entspricht. „Dabei darf 
aber nie vergessen gehen, dass die Beurteilung der Urteilsfähigkeit immer 
                                               
101 Vgl. Aebi-Müller (2014), Rz 167. 
102 Botschaft Erwachsenenschutz (2006). S. 7034. 
103 Vgl. Art. 372 Abs. 3 ZGB. 
104 Vgl. SAMW (2013). Rechtliche Grundlagen im medizinischen Alltag. S. 7. 
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wertend erfolgt und den ganzen Patienten in seiner spezifischen Situation im 
Blick behalten muss.“105 
Die Verbindlichkeit der Patientenverfügung wird in der Lehre als problema-
tisch angeschaut, da sie in gewissem Widerspruch zum Übereinkommen 
über Menschenrechte und Biomedizin steht. In Art. 9 der Konvention ist fest-
gehalten, dass vor Eintritt der Urteilsunfähigkeit geäusserte Behandlungs-
wünsche lediglich zu berücksichtigen sind. Allgemein stelle sich die Frage, 
inwieweit die Betroffenen beim Verfassen der Verfügung in der Lage waren, 
die nun konkret vorliegende Behandlungssituation zu antizipieren106. 
Für die grösstmögliche Verbindlichkeit der Patientenverfügung spricht aus 
ethischer Sicht, dass Eingriffe in die körperliche Integrität von den betroffe-
nen Personen als Eingriffe in ihre persönliche Identität verstanden werden 
können. Dies rechtfertigt es, auch ihre persönlichen Wertvorstellungen in die 
Entscheidungen einfliessen zu lassen und zu berücksichtigen. Man muss 
sich bewusst sein, dass bei einer Beschränkung der Wirksamkeit der Patien-
tenverfügung an Stelle der beabsichtigten Selbstbestimmung Fremdbestim-
mung eintritt, was zu stossenden Ergebnissen führen kann. 
4.2.2.4  Sonderfälle 
Wenn bei der Patientenverfügung zur rechtsgültigen Erstellung die Urteilsfä-
higkeit verlangt wird, stellt sich die Frage, wie die Patientenverfügung rechts-
gültig zustande kommt, wenn diese Urteilsfähigkeit durch besondere Um-
stände fehlt. So z.B. bei Demenz, Depression oder auch in Notfällen. Wie 
vorgängig bereits festgehalten, handelt es sich bei Depressionen und De-
menz um psychische Störungen, welche Beeinträchtigungen der Funktions-
fähigkeit des menschlichen Erlebens und Verhaltens darstellen. Diese äus-
sern sich in emotionalen, kognitiven und auch körperlichen Beeinträchtigun-
gen. Psychische Störungen können insbesondere phasenweise auftreten 
und es stellt sich somit die Frage, ob das Vorhandensein einer für die Aus-
senwelt nicht erkennbaren psychischen Erkrankung den in der Patientenver-
fügung geäusserten Willen rechtsgültig entstehen lässt.  
                                               
105 Aebi-Müller (2014), Rz 28. 
106 Vgl. Aebi-Müller (2014), Rz 163. 
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Die im vorigen Kapitel beschriebene Interpretationstätigkeit der Ärztinnen 
und Ärzte kann natürlich in Unwissenheit der Anamnese der Patientinnen 
und Patienten nicht so weit gehen, dass die Verbindlichkeit einer Patienten-
verfügung angezweifelt wird.  
Die Willensbildungsfähigkeit und Willenshandlungsfähigkeit107, welche die 
Urteilsfähigkeit ausmachen, können durch das Bestehen einer zeitweiligen 
(schwer diagnostizierbaren) psychischen Erkrankung getrübt oder einge-
schränkt werden. Insbesondere bei der Diagnose von Depression und De-
menz als besondere Formen von psychischen Erkrankungen ist die Diagno-
se im Anfangsstadium nicht immer eindeutig und leicht. „Die Fähigkeit, sich 
einen eigenen Willen zu bilden, beruht wiederum auf unterschiedlichen Teil-
fähigkeiten, welche kumulativ erfüllt sein müssen, damit von einem eigenen, 
rechtlich relevanten Willen des Betroffenen gesprochen werden kann.“108 
Bedeutet dies nun, dass bei Vorliegen einer Depression die Urteilsfähigkeit 
beeinträchtigt ist? Je nach Schweregrad der Depression dürfte dies wohl im 
einen oder anderen Fall zu bejahen sein. Hier sei nochmals in Erinnerung 
gerufen, dass für Erwachsene eine Wahrscheinlichkeit von 20 % besteht, in 
ihrem Leben einmal an einer Depression zu erkranken. Eine demenzielle 
Entwicklung gehört mittlerweile zu den altersbedingten degenerativen Er-
scheinungen und auch hier ist es äusserst schwierig – wenn nicht sogar un-
möglich – deren Diagnose unmittelbar beim Ausbruch machen zu können.  
Sowohl bei der Demenz als auch einer Depression ist eine allfällige Urteils-
unfähigkeit für Dritte in der Praxis also nicht immer gleich erkennbar. Erstellt 
eine Person nun in diesem Zustand eine Patientenverfügung, so kann es 
durchaus sein, dass die für die Rechtsgültigkeit und entsprechende Verbind-
lichkeit notwendige Urteilsfähigkeit angezweifelt werden kann. Die Schwie-
rigkeit liegt darin, dass die Patientenverfügung in einem Stadium der Krank-
heit angefertigt wurde, in dem die Urteilsfähigkeit noch gegeben schien.  
Wie kann man aber sicher sein, ob die Urteilsfähigkeit in diesem Stadium 
noch ausreichend war, bzw. ob die in der Patientenverfügung geäusserten 
Entscheidungen auch tatsächlich so gewollt waren? Eine dementielle Ent-
                                               
107 Vgl. Ausführungen zu Willensbildungsfähigkeit/Willenshandlungsfähigkeit in Aebi-Müller 
 (2014), Rz 28. 
108 Aebi-Müller (2014), Rz 29. 
Master-Thesis Nicoletta Giger  
 
 
 Seite 46  
wicklung bringt oftmals auch eine Änderung der Persönlichkeit der Patientin-
nen und Patienten mit sich und es gilt nun festzustellen, ob die in der Patien-
tenverfügung erklärten Anordnungen befolgt werden sollen. Was, wenn Pati-
entinnen und Patienten in ihrem aktuellen dementen Zustand ihre eigenen 
Entscheidungen verneinen?  
Diesbezüglich gibt es zwei Ansätze. Erster ist der sogenannte Dworkin-
Ansatz des Rechtsphilosophen Ronald Dworkin, welcher bei einem Men-
schen zwischen experiential interests und critical interests unterscheidet. 
Während die critical interests einer Person etwas über deren Einstellung zum 
Leben und deren Wertvorstellung aussagen, beziehen sich experiential inte-
rests auf die gegenwärtigen Erfahrungen der Betroffenen109. Für Dworkin 
ändert sich eine Person nicht so grundlegend, dass sie mit einer Demenz-
erkrankung andere critical interests hätte und folglich die in einer Patienten-
verfügung getroffenen Entscheidungen zu befolgen sind110.  
Der zweite Ansatz ist der von Medizinethikerin Rebecca Dresser vertretene 
Ansatz, der allerdings von einer persönlichen Identität des Demenzerkrank-
ten ausgeht und Dworkins Ansatz dahin gehend kritisiert, dass er Demenzer-
krankten die selbstbestimmte Entscheidungsfähigkeit für sich selbst aber-
kennt111. 
„Die ganze h.L. geht demgegenüber zu Recht davon aus, dass auch eine 
Äusserung, welche der Patient tätigt, während die volle Urteilsfähigkeit nicht 
mehr bejaht werden kann, nicht völlig unberücksichtigt bleiben darf.“112 Dies 
kann als Akt der Selbstbestimmung angesehen werden. 
Kritisch dazu aus der Praxis Jens Tilman, der miterlebte, wie die Patienten-
verfügung seines an Demenz erkrankten Vaters nicht berücksichtigt wurde: 
„Die schriftliche Erklärung der letzten Wünsche dient ja just dem einen 
Zweck: für den Fall der eigenen Entscheidungsunfähigkeit verbindliche 
Handlungsanweisungen zu geben.“113 Oder: „Die Missachtung von Patien-
                                               
109 Weitere Ausführungen zu experiential und critical interests siehe auch: 
<http://www.alzheimer-europe.org/Ethics/Ethical-issues-in-practice/Advance-directives-and-
personhood/Critical-interests> 
110 Monteverde (2010). S. 80. 
111 Vgl. Dresser (1995). S. 32–38. 
112 Vgl. BSK-Geiser, N 5 ff. zu Art. 372 ZGB. 
113 Tilman (2015). S. 17. 
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tenverfügungen und die Kriminalisierung der Sterbehilfe sind letztlich zwei 
Seiten ein und derselben Medaille.“114 
Das ZGB scheint die Berücksichtigung des Patientenwillens in Art. 377 Abs. 
3 ZGB zu teilen: „In der Erstellung des Behandlungsplanes für eine urteilsun-
fähige Person ist diese so weit als möglich beizuziehen.“ 
Als rechtliche Schlussfolgerung ergibt sich demnach, dass für die Erstellung 
einer Patientenverfügung die Urteilsfähigkeit gegeben sein muss, hingegen 
bei Widerruf diese Urteilsfähigkeit nicht mehr zwingend notwendig ist! Somit 
ist der aktuell geäusserte Wille zum Leben zu respektieren, was im Einklang 
mit dem Grundrecht auf Leben einhergeht115. 
4.2.2.5  Dringliche Fälle 
Ist z.B. in einem unmittelbaren Notfall medizinische Hilfe notwendig, klärt das 
ärztliche Personal nicht als Erstes ab, ob eine Patientenverfügung vorliegt 
oder nicht, sondern versucht, Leben zu retten. „Dringlichkeit kann sich aber 
auch daraus ergeben, dass die Vertretungsverhältnisse strittig sind und bis 
zur rechtskräftigen Klärung dieser Fragen nicht zugewartet werden kann.“116 
Somit liegt es an den Ärztinnen und Ärzten, die medizinische Massnahme 
anhand des mutmasslichen Willens festzulegen und die Interessen der ur-
teilsunfähigen Person zu wahren (Art. 379 ZGB). 
Ist die Patientenverfügung zum Zeitpunkt des Notfalls bekannt, muss sie 
selbstverständlich beachtet werden. Die medizinisch-ethischen Richtlinien 
des SAMW raten aber vom generellen Ausschluss bestimmter Massnahmen 
ab, da die medizinischen Massnahmen situationsbedingt ergriffen werden 
müssen117. Wird in einer solchen Situation in einer Patientenverfügung das 
Einleiten bestimmter, für die Wiederherstellung der Lebensfunktionen not-
wendiger Massnahmen verneint, könnte dies für die Patienten verheerende 
Folgen haben.  
Im unmittelbaren Notfall kann also nicht auf eine Patientenverfügung Rück-
sicht genommen werden. Es kann aber in der Folge, wenn die Wirkung eines 
Eingriffs ersichtlich wird, immer noch in Befolgung der abgefassten Patien-
                                               
114 Tilman (2015). S. 7. 
115 GRC (2000). Art. 2. 
116 Botschaft Erwachsenenschutz (2006). S. 7037. 
117 SAMW (2013), Patientenverfügung. Kap. 4.4, S. 10. 
Master-Thesis Nicoletta Giger  
 
 
 Seite 48  
tenverfügung die lebenserhaltene Massnahme abgebrochen werden. Dies 
wird auch so von den medizinisch-ethischen Richtlinien der SAMW vorgese-
hen: „Die Dringlichkeit, mit welcher in einer Notfallsituation Massnahmen ein-
geleitet werden müssen, z.B. bei einem Unfall auf der Strasse, lassen es in 
der Regel nicht zu, vorgängig das Vorhandensein einer Patientenverfügung 
abzuklären. Die nötigen lebenserhaltenden Massnahmen müssen deshalb 
eingeleitet werden. Es muss aber danach geprüft werden, ob eine Patienten-
verfügung verfasst wurde und diese muss bei der Behandlungsplanung ein-
bezogen und eingeleitete Massnahmen müssen unter Umständen abgebro-
chen werden.“118 
4.2.2.6  Inhalt und unklar abgefasste Verfügungen 
Die Bandbreite des Inhalts einer Patientenverfügung erstreckt sich von An-
ordnungen über die erwünschten und nicht erwünschten medizinischen Be-
handlungen zum Zeitpunkt der Urteilsfähigkeit bis hin zur Bezeichnung einer 
vertretungsberechtigten Person. Gemäss Art. 370 Abs. 2 ZGB kann diese 
Person im Fall ihrer Urteilsunfähigkeit mit der behandelnden Ärztin oder dem 
behandelnden Arzt die medizinischen Massnahmen besprechen und in ihrem 
Namen entscheiden. Dieser Person können Weisungen erteilt werden. Zum 
Unterschied zum Vorsorgeauftrag muss es sich allerdings um eine natürliche 
Person handeln, schliesslich handelt es sich um sehr persönliche Entschei-
dungen. Der bezeichneten Person ist es freigestellt, den Auftrag nicht anzu-
nehmen oder den Auftrag zu kündigen (Abs. 3 ZGB). Um für solche Fälle 
gewappnet zu sein, bietet es sich an, Ersatzverfügungen vorzusehen. Darin 
kann eine weitere Person genannt werden. Wird dies nicht gemacht, kommt 
Art. 378 ZGB zum Zug: „Fehlt in dieser Situation eine Ersatzverfügung, 
kommt die Kaskadenregelung von Art. 378 über die vertretungsberechtigte 
Person in medizinischen Belangen zur Anwendung.“119 
Wird die Form nicht gewahrt, ist die Patientenverfügung rechtlich nicht ein-
fach unbedeutend120. Wenn zum Beispiel mündlich Anordnungen getroffen 
worden sind, gelten diese zwar nicht als vorgängige Zustimmung oder Ab-
lehnung zu einer Behandlung. Sie können indessen als mutmasslicher Wille 
                                               
118 SAMW (2013), Patientenverfügung. Anhang, S. 21. 
119 Rosch et al. (2011). N 14 zu Art. 370 ZGB. 
120 Vgl. SAMW (2013), Patientenverfügung. Kap. 3.4, S. 8. 
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der urteilsunfähigen Person, nach dem die vertretungsberechtigte Person 
oder das ärztliche Personal zu entscheiden hat, zum Tragen kommen.  
Bei unklar abgefassten Patientenverfügungen wird also auf dem mutmassli-
chen Willen der urteilsunfähigen Person abgestellt. Es dürfte nicht immer 
leicht sein, den mutmasslichen Willen der Patienten zu eruieren, weshalb 
subjektive Werthaltungen in der Patientenverfügung von Vorteil sind. Mit die-
sen können die Ausrichtung des Willens der Patienten in bestimmten Situati-
onen leichter eruiert werden. Je nach konkretem Einzelfall kann eine Zu-
stimmung erforderlich sein. Dazu äussern sich die Richtlinien der SAMW wie 
folgt: 
Es macht aber einen Unterschied, ob die künstliche Zufuhr von Flüssigkeit 
und Nahrung lediglich ein vorübergehender Eingriff darstellt oder ob eine 
langdauernde Intervention vorgesehen ist. (…) Eine Patientenverfügung 
kann auch die Einwilligung bzw. Ablehnung zur Spende von Organen oder 
Transplantation beinhalten. Für die Entnahme von Organen, Geweben 
oder Zellen ist gemäss Art. 8 Transplantationsgesetz die Zustimmung des 
Spenders nötig. Fehlt eine dokumentierte Zustimmung oder Ablehnung 
der verstorbenen Person und bestehen auch gegenüber den Angehörigen 
keine diesbezüglichen Äusserungen, ist die Zustimmung der nächsten 
Angehörigen einzuholen.121 
Unklar abgefasste Verfügungen müssen also im Kontext, d.h. wann sie ge-
schrieben wurden, untersucht werden. Im Zweifelsfall wird man davon aus-
gehen, dass die eindeutig festgehaltenen Anordnungen zu respektieren sind 
und die unklaren Äusserungen ignoriert werden dürfen, ausser sie lassen 
(eindeutige) Rückschlüsse auf den mutmasslichen Willen der Person zu.  
4.2.2.7  Begründete Zweifel am Inhalt 
Kommen bei der Durchsicht einer Patientenverfügung begründete Zweifel an 
deren Inhalt auf, und wird dieser in der Folge nicht entsprochen, ist dies 
durch die Ärztinnen oder Ärzte im Patientendossier entsprechend zu vermer-
ken (Art. 372 Abs. 3 ZGB). Auch kann jede der Patientin oder dem Patienten 
nahestehende Person die KESB anrufen (Art. 373 Abs. 1 ZGB). Begründete 
                                               
121 SAMW (2013), Patientenverfügung. Kap. 4.4, S. 11. 
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Zweifel am Inhalt lassen sich somit auf Zweifel am freien Willen zurückfüh-
ren.  
Wie bereits mehrmals erwähnt, gilt der Grundsatz, dass einer Patientenver-
fügung Folge zu leisten ist. Prinzipiell will der Gesetzgeber durch die Auf-
rechterhaltung der Patientenverfügung das Selbstbestimmungsrecht der Pa-
tientinnen und Patienten gewährleisten. Wurde aber eine Patientenverfügung 
vor langer Zeit errichtet (ohne Aktualisierung) und bestehen erhebliche Zwei-
fel daran, dass ihre aktuelle Abfassung dem jetzigen Willen der Patientin  
oder des Patienten entspricht, dann fehlt der Patientenverfügung die ge-
wünschte Wirksamkeit. Oder als anderes Beispiel: 
„Heikel sind Verfügungen, die ihren Grund in einer streng religiösen bzw. 
sektiererischen Weltanschauung haben. Insofern ist zweierlei zu beden-
ken: Einerseits muss die in einer Patientenverfügung getroffene Anord-
nung weder objektiv vernünftig sein noch der herrschenden Anordnung 
entsprechen. Vielmehr ist (…) die persönliche Überzeugung des Patien-
ten beachtlich, falls der Betroffene beim Abfassen der Verfügung urteils-
fähig war und diese nicht seinem aktuellen mutmasslichen Willen wider-
spricht.“122 
Ist der klare und eindeutige Wille der Patientin oder des Patienten nicht eru-
ierbar, kann mittels vorhandener Beschreibung der individuellen Werthaltung 
(Lebenseinstellungen, Wünsche, Ängste, Erwartungen und Hoffnungen in 
Bezug auf Gesundheit und Krankheit) Aufschluss darüber gewonnen werden, 
was die betroffene Person unter Lebensqualität und Würde in Bezug auf die 
aktuelle Situation oder allenfalls in Bezug auf das Sterben versteht. Insofern 
dienen Angaben zur subjektiven Werthaltigkeit zur Orientierung „in Situatio-
nen, in welchen nicht absehbar ist, ob eine medizinische Behandlung erfolg-
reich ist oder in welchen sich der Verfügende nicht explizit zu bestimmten 
Massnahmen geäussert hat.“123 
Medizinische Massnahmen sind, selbst wenn sie planbar sind, im Verlauf 
nicht immer absehbar, da jeder medizinische Eingriff ein Risiko birgt mit un-
geahnten Folgen. Folglich lässt sich schwer vorausahnen, was in der gege-
                                               
122 Aebi-Müller (2014), Rz 174. 
123 SAMW (2013), Patientenverfügung. Kap. 4.1, S. 9. 
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benen Situation effektiv erforderlich ist. Dann macht es Sinn, Therapieziele 
festzulegen. Dazu ebenfalls die Richtlinien der SAMW-Patientenverfügung: 
„Mit der Beschreibung der Therapieziele kann dargelegt werden, ob und 
in welchen Situationen Massnahmen primär der Erhaltung des Lebens 
oder der Behandlung von Schmerzen und krankheitsbedingten Sympto-
men wie Angst, Unruhe, Atemnot etc. dienen sollen. Eine solche Be-
schreibung der Therapieziele gibt dem Behandlungsteam wichtige Infor-
mationen über den Patientenwillen in einer konkreten Situation; Mittel 
und Wege werden aber offen gelassen.“124 
Auch wenn Patientenverfügungen als Mittel zum Selbstbestimmungsrecht 
durch das medizinische Personal zu befolgen sind, so beeinflussen begrün-
dete Zweifel am Inhalt klar die Wirksamkeit einer Patientenverfügung und 
können schlimmstenfalls dazu führen, dass der beabsichtigte Wille in der 
Praxis nicht umgesetzt wird. 
4.3 Die Rolle der Kindes- und Erwachsenenschutzbehörde 
Psychisch erkrankte Personen weisen oftmals einen Schutzbedarf auf, den 
sie selbständig nicht abzudecken vermögen. Der Gesetzgeber hat als zu-
ständige Behörde zum Schutz der schwächeren Gesellschaftsmitglieder die 
KESB festgelegt. Ihre gesetzliche Grundlage findet sich im ZGB. Bei der 
KESB handelt es sich um eine Fachbehörde, welche interdisziplinär zusam-
mengesetzt sein muss. Im Kanton Zürich z.B. wurden im EG KESR die Vor-
gaben des Bundes dahingehend konkretisiert, dass der Kindes- und Erwach-
senenschutzbehörde zwingend Mitglieder mit dem Fachwissen in den Berei-
chen Recht und Soziale Arbeit angehören müssen. Die KESB hat die Aufga-
be, den Schutz von Personen sicherzustellen, die nicht selbständig in der 
Lage sind, die für sie notwendige Unterstützung einzuholen, und sorgt für 
eine korrekte und möglichst einheitliche Rechtsanwendung.  
In Bezug auf Patientenverfügungen schreitet die KESB dann ein, wenn sie 
angerufen wird, wobei die Anrufung im Sinne von Art. 373 ZGB unter Angabe 
der Gründe schriftlich zu erfolgen hat. Der Wortlaut von Art. 373 Abs. 1 ZGB 
gibt wieder, dass allein nahestehende Personen, wozu auch medizinisches 
                                               
124 SAMW (2013), Patientenverfügung. Kap. 4.2, S. 9. 
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Personal gehören kann, die KESB anrufen können125. Selbstverständlich 
muss die KESB aber auch einer bloss mündlichen Mitteilung von Amtes we-
gen nachgehen126.  
Art. 373 Abs. 2 ZGB sieht vor, dass die KESB analog dem Einschreiten beim 
Vorsorgeauftrag vorgehen kann.  
Laut ZK-Boente lässt Art. 373 Abs. 1 ZGB es entgegen der Meinung der Lite-
ratur aber nicht zu, dass die Behörden von sich aus einschreiten: „Soweit die 
Interessen der vorsorgenden Person nicht gewahrt sind, ist ein Einschreiten 
der Erwachsenenschutzbehörde von Amts wegen aufgrund von Art. 373 Abs. 
1 nicht möglich. Eine analoge Anwendung von Art. 368 ZGB ist nicht begrün-
det.“127 Anderer Meinung dazu Rosch et al.: „Sind die Interessen der verfü-
genden Person gefährdet oder nicht mehr gewahrt, so muss die Erwachse-
nenschutzbehörde in analoger Anwendung von Art. 368 Abs. 1 ZGB auch 
von Amtes wegen tätig werden (Art. 373 Abs. 2 ZGB).“ 128 
Gemäss ZK-Boente könnte die KESB aber trotzdem von Amtes wegen ein-
schreiten in Fällen von Art. 388 ff. ZGB oder per Art. 381 Abs. 2 und 3 ZGB, 
bei Fehlen einer wirksamen Patientenverfügung129.  
Gründe für die Anrufung der KESB können sein, dass 
- der Patientenverfügung ohne Grund nicht entsprochen wird,  
- die Interessen der urteilsunfähigen Person gefährdet oder nicht mehr 
gewahrt sind, 
- die Patientenverfügung nicht auf dem freien Willen der Person beruht. 
Wird die KESB involviert, so hat sie die Aufgabe, den mutmasslichen Willen 
in Bezug auf medizinische Behandlungen so weit wie möglich zu eruieren 
und für entsprechende Umsetzung besorgt zu sein.  
Dies bedeutet, dass die KESB bei Notwendigkeit mit konkreten Handlungen 
und Weisungen bei Patientenverfügungen eingreifen kann. Sie kann prüfen, 
ob ein Abweichen gerechtfertigt ist, ob Formgültigkeit und Wirksamkeit gege-
                                               
125 Zum Begriff nahestehende Personen siehe auch BGE 137 III 67. 
126 Vgl. CHK-Breitschmid/Kamp, N 1 zu Art. 373 ZGB. 
127 ZK-Boente. N 16 zu Art. 373 ZGB. 
128 Rosch et al. (2011). N 2 zu Art. 373 ZGB. 
129 Vgl. ZK-Boente. N 17 zur Art. 373 ZGB. 
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ben sind oder trifft Vorkehrungen zur Durchsetzung der Verfügung130. Zur 
verbesserten Durchsetzung ihres Entscheides kann sie die erteilten Weisun-
gen mit der Androhung einer Bestrafung i.S.v. Art. 292 StGB kombinieren131. 
Das Ziel des gesetzlichen Auftrags der KESB ist wiederum sicherzustellen, 
dass das Selbstbestimmungsrecht derjenigen Personen, welche eine Patien-
tenverfügung erstellt haben, gewahrt und geschützt werden soll. Dazu gehö-
ren insbesondere Personen, welche von einer psychischen Erkrankung be-
troffen sind. Weil sich die Patientenverfügung in erster Linie an die behan-
delnden Ärzte und Ärztinnen richtet, kommt der Erwachsenenschutzbehörde 
eine wesentlich geringere Rolle zu als etwa beim Vorsorgeauftrag132. „Die 
Behörde muss zudem weitere Massnahmen anordnen, falls sich die Interes-
sen eines urteilsunfähigen Patienten als gefährdet erweisen, bspw. die Ab-
setzung einer in der Patientenverfügung bezeichneten Vertretungsperson 
und die Einsetzung eines Vertretungsbeistandes für medizinische Behand-
lungen (Art. 373 Abs. 2 ZGB, Art. 368 ZGB).“133 
4.4 Die Grenzen einer Patientenverfügung am Beispiel der FU 
Das Selbstbestimmungsrecht des Einzelnen findet da seine Grenzen, wo der 
Schutz von Dritt- oder übergeordneten Eigeninteressen beginnt134. Gilt es, 
die betroffene Person selbst oder die Gesellschaft vor einer Person zu schüt-
zen, dann können vom Gesetz vorgesehene Massnahmen gegen den Willen 
von Personen ergriffen werden. Man spricht in diesem Zusammenhang von 
Zwangsmassnahmen. Das Wort selbst erklärt, dass mittels Zwang, d.h. auch 
gegen den Willen, Personen zu ihrem eigenen Schutz oder dem Schutz Drit-
ter zur Behandlung oder Betreuung behandelt oder untergebracht werden 
dürfen. Dies im Sinne der Fürsorge. Eine Zwangsmassnahme ist die soge-
nannte Fürsorgerische Unterbringung (FU). Sie ist einzig auf die Personen-
vorsorge ausgerichtet135. Das Ziel der FU ist keine Bestrafung, sondern soll 
ganz im Gegenteilt der Wiedereingliederung in die Gesellschaft dienen, wo-
                                               
130 Vgl. Aebi-Müller (2014), Rz 182.  
131 Vgl. Widmer Blum (2010), S. 21 f. 
132 Vgl. BSK-Wyss (Fn. 213), N 1 zu Art. 373 ZGB. 
133 Aebi-Müller (2014), Rz 182. 
134 SAMW (2005), Rechte der Patientinnen und Patienten auf Selbstbestimmung, Präambel. 
135 BBI 1973 III 27. 
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bei angenommen wird, dass dies auch im Sinne und zum Wohl der betroffe-
nen Personen ist.  
Die FU bewirkt eine Einschränkung der Bewegungsfreiheit, zumal die Person 
in einer adäquaten Einrichtung zur Therapierung untergebracht wird136. 
Rechtlich gesehen berühren Zwangsmassnahmen die Bewegungsfreiheit, 
welche Teil der persönlichen Freiheit ist137. Von einer FU sind immer Men-
schen mit einer psychischen Erkrankung betroffen, deren Schwächezustand 
und Schutzbedürftigkeit ausgewiesen sind138. 
Die gesetzlichen Grundlagen für die FU finden sich in Art. 426 ff. ZGB sowie 
im kantonalen Gesetz. Darin ist festgehalten, wie das Verfahren korrekt ab-
zulaufen hat und welche Beschwerdemöglichkeiten offen stehen. Da es sich 
bei der fürsorgerischen Unterbringung um einen starken Eingriff in die per-
sönliche Freiheit eines Einzelnen handelt (z.B. durch Einweisung in eine ge-
schlossene Abteilung einer geeigneten Einrichtung), muss die Rechtsmäs-
sigkeit genau beachtet werden. Um die Rechtsmässigkeit zu gewährleisten, 
darf eine FU nur durchgeführt werden, wenn die nachfolgenden Vorausset-
zungen kumulativ erfüllt sind:  
- Die FU muss geeignet sein, den erforderlichen Schutz zu erbringen 
(Verhältnismässigkeit)139. 
- Die FU muss nötig sein, das angestrebte Ziel zu erreichen („Geeig-
netheit der Massnahme“140). Dies bedeutet, dass alle freiwilligen oder 
ambulanten Massnahmen erste Priorität geniessen. 
Gemäss Art. 432 ZGB kann jede Person, die in einer Einrichtung unterge-
bracht wird, eine Person ihres Vertrauens beiziehen, die sie während des 
Aufenthalts und bis zum Abschluss aller damit zusammenhängenden Verfah-
ren unterstützt. Damit soll sichergestellt werden, dass jemand nicht einfach 
weggesperrt wird. Ist keine Vertrauensperson vorhanden und die Person 
nicht urteilsfähig, informiert die Institution die zuständige KESB, welche sich 
                                               
136 Vgl. Art. 383 bis 385 ZGB. 
137 Vgl. Art. 10 und 31 BV und Art. 28 ZGB. 
138 Zu Erläuterungen der Begriffe „Schwächezustand und Schutzbedürftigkeit“ siehe auch 
 Rosch et al. (2011). N 6 ff. zu Art. 426 ZGB. 
139 Vgl. BGE 134 III 289 E. 4 
140 Rosch et al. (2011). N 11 zu Art. 426 ZGB. 
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um eine angemessene Vertretung kümmert. Damit soll der Schutz der Per-
sönlichkeit der eingewiesenen Person gewährleistet werden.  
Bei medizinischen Massnahmen zur Behandlung einer psychischen Störung 
im Rahmen einer FU erstellt der behandelnde Arzt oder die behandelnde 
Ärztin einen Behandlungsplan und zieht die betroffene Person (oder ihre Ver-
trauensperson) bei (Art. 433 Abs. 1 und 2 ZGB). Dies ist der Moment, wo 
eine allfällig vorhandene Patientenverfügung so weit wie möglich berücksich-
tigt werden muss (Art. 433 Abs. 3 ZGB). „Das Selbstbestimmungsrecht gem. 
Art. 388 Abs. 2 ZGB findet Anwendung.“141 
Es gibt somit keine zwingende Berücksichtigung der Patientenverfügung, da 
diese dem Schutzinteresse der betroffenen Person widersprechen könnte. 
So ist es beispielsweise nicht möglich, in einer Patientenverfügung festzuhal-
ten, dass keine FU angeordnet werden darf oder dass ganz allgemein von 
Zwangsmassnahmen abgesehen werden muss. Mithin ist es auch nicht mög-
lich, per Patientenverfügung eine ungeplant angesetzte Therapie zu verhin-
dern, wenn diese zur Genesung beitragen könnte142. Solch erwähnte Wil-
lensäusserungen in einer Patientenverfügung wären widerrechtlich und 
müssten folglich nicht umgesetzt werden.  
Da sich die an einer psychischen Krankheit leidenden Personen innerhalb 
kurzer Zeitabschnitte oftmals wiederholt in derselben Klinik wiederfinden, 
gehen die Kliniken dazu über, mit diesen eine Patientenverfügung zu erstel-
len, um für den nächsten Aufenthalt vorbereitet zu sein. Selbstverständlich ist 
dies nur möglich, wenn die Patientin oder der Patient soweit stabil ist, dass 
die Urteilsfähigkeit gegeben ist. Ansonsten käme die Patientenverfügung 
nicht rechtmässig zustande. Hier steht insbesondere das medizinische Per-
sonal in der Pflicht, transparent darzulegen, was in einem akuten Krankheits-
schub angezeigt ist resp. wie weit der geäusserte Patientenwille in der ange-
dachten Situation berücksichtigt werden kann. Somit ist sichergestellt, dass 
auch bei einer fürsorgerischen Unterbringung das Selbstbestimmungsrecht 
so weit möglich berücksichtigt wird. Als Beispiel hierfür findet sich in Anhang 
2 und 3 dieser Arbeit die Vorlage einer Patientenverfügung mit psychiatri-
                                               
141 Rosch et al. (2011). N 6 zu Art. 435 ZGB. 
142 Botschaft Erwachsenenschutz (2006). S. 7068. 
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schem Schwerpunkt, ausgestellt vom Sanatorium Kilchberg ZH, und die da-
zugehörige Wegleitung. 
Die Grenzen einer Patientenverfügung beim FU finden sich also richtiger-
weise innerhalb des Gesetzes wieder. Nicht vergessen werden darf, dass 
sich neben dem medizinischen Fortschritt auch die Behandlungsansätze der 
Psychiatrie in einem steten Wandel befinden und es somit wichtig ist, dass 
Patientenverfügungen auf ihre Aktualität überprüft werden. 
5. Schlussfolgerungen 
5.1 Verknüpfung der einzelnen Erkenntnisse 
Wie im ersten Teil der Arbeit aufgezeigt wurde, sind die Ursachen von psy-
chischen Erkrankungen und ihre Symptome vielschichtig und nicht immer 
leicht zu diagnostizieren. Wichtig ist, dass für eine wirksame Vorsorge und 
Therapie bei psychischen Erkrankungen auch das soziale Umfeld mit einbe-
zogen wird. Nur so kann auf die mentale Gesundheit eingewirkt werden.  
Die Relevanz der Thematik Psychischen Erkrankung und deren Auswirkun-
gen auf die Gesellschaft zeigen sich deutlich aufgrund des ausgewerteten 
statistischen Datenmaterials der Schweiz, aber auch anderer Länder. Rund 
jede sechste Person leidet in der Schweiz an einer mutmasslichen psychi-
schen Erkrankung, nur ein verschwindend kleiner Teil davon lässt sich be-
handeln. Die dadurch anfallenden direkten und indirekten Kosten sind im-
mens hoch und belasten die Volkswirtschaft immer mehr. Die Politik ist drin-
gend angehalten, hierfür Lösungen zu finden, insbesondere sollen auch Prä-
ventivmassnahmen für die Entstigmatisierung ergriffen werden.  
Die allgemeine demografische Auswertung hat klar ergeben, dass die Le-
benserwartung des Einzelnen steigt und damit einhergehend auch die Zu-
nahme von psychischen Erkrankungen und den sich daraus ergebenden 
Herausforderungen. 
Die Patientenverfügung als Instrument des Rechts auf Selbstbestimmung 
scheint geeignet zu sein, für den Fall des Eintritts der Urteilsunfähigkeit Vor-
kehrungen zu treffen, zu welchen medizinischen Massnahmen gegriffen wer-
den soll und welche zu unterlassen sind. Problematisch wird die Achtung 
bzw. die Befolgung der einmal verfassten Patientenverfügung im Falle von 
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Wachkoma oder Demenz. In beiden Bereichen ist es schwierig festzustellen, 
ob der aktuelle Wille mit dem in der Patientenverfügung zum Ausdruck ge-
brachten Willen übereinstimmt. Das Selbstbestimmungsrecht orientiert sich 
aber nicht nur an der Fähigkeit, selber entscheiden zu können, sondern steht 
in direktem Zusammenhang mit der Persönlichkeit und mit der Würde eines 
Menschen143. 
Das Selbstbestimmungsrecht entspricht sodann auch der Willensfreiheit, 
wenn man bedenkt, dass die rechtsgültige Patientenverfügung die Willens-
bildungsfähigkeit und die Willensumsetzungsfähigkeit beinhaltet. Aus medizi-
nischer Sicht ist die Patientenverfügung ein geeignetes Instrument zur Vor-
sorge bei Beeinträchtigung der kognitiven Fähigkeiten.  
Als ethisch korrekt darf die Sichtweise des Gesetzgebers bezeichnet werden, 
das Selbstbestimmungsrecht bzw. die Urteilsfähigkeit nicht einfach zu beja-
hen oder zu verneinen, sondern jeden Einzelfall durch interdisziplinär zu-
sammengesetzte Kreise differenziert zu betrachten. Im Sinne der Wahrung 
des Selbstbestimmungsrechtes hat der Gesetzgeber diesbezüglich einen 
zeitgemässen Weg beschritten. Adäquat scheint auch der Umstand, dass 
das Verfassen einer rechtsgültigen Patientenverfügung nicht an übermässige 
Formalismen gebunden ist, was deren Praxistauglichkeit erleichtert.  
Die Ausgangsfrage beantwortend ist zunächst festzustellen, dass die He-
rausforderung bei psychischen Erkrankungen im Zusammenhang mit Patien-
tenverfügungen in der Schwierigkeit besteht, den ursprünglichen Willen des 
Patienten zu respektieren und festzustellen, ob und wann der Patient noch 
willensbildungsfähig und willensumsetzungsfähig war. Denn gerade bei psy-
chischen Erkrankungen sind die Grenzen zwischen urteilsfähig und urteilsun-
fähig fliessend. 
Schwierigkeiten in der Umsetzung einer Patientenverfügung ergeben sich 
auch dann, wenn die aktuelle Willensäusserung nicht mit derjenigen in der 
Patientenverfügung übereinstimmt, also faktisch ein Widerruf vorliegt. Liegt 
keine Urteilsunfähigkeit vor, ist der Widerruf zu akzeptieren, anderenfalls ist 
die Patientenverfügung zu befolgen, wenn es keine Anzeichen dafür gibt, 
dass die Patientenverfügung nicht dem mutmasslichen aktuellen Willen wi-
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derspricht. Dies herauszufinden ist die Aufgabe des medizinischen Perso-
nals, unter Beizug der Vertrauensperson respektive der gesetzlichen Vertre-
ter. An dieser Stelle muss festgehalten werden, dass aus medizinischer Sicht 
das Ermöglichen einer weitest gehenden individualisierten Form von Patien-
tenverfügungen in der Praxis zu unklaren Anweisungen für das medizinische 
Personal führt. Dies mit der Folge, dass individuelle Auslegungen und Hal-
tungen in die Ermittlung des Patientenwillens einfliessen.  
Gestreift wurde der unterschiedliche Ansatz zwischen jener Ausrichtung, die 
dem Inhalt der Patientenverfügung den Vorrang gibt, und jene, welcher dem 
aktuell geäusserten Willen den Vorzug gibt. Wenn man ein Selbstbestim-
mungsrecht auch den psychisch Erkrankten zugesteht (insbesondere bei 
Demenzerkrankungen), dann ist der von diesem geäusserten Willen gegen-
über dem Inhalt der Patientenverfügung der Vorrang einzuräumen (es hat 
den Anschein, dass dies die Entwicklung ist). Dies bringt aber mit sich, dass 
die Rechtssicherheit in Bezug auf das Selbstbestimmungsrecht wieder relati-
viert wird. 
Die KESB ist jene Behörde, welche bei Unklarheiten und Ungereimtheiten in 
der Umsetzung einer Patientenverfügung beigezogen werden kann. Dies ist 
sinnvoll, da ihr Grundanliegen der Schutz des Schwachen ist.  
In den letzten Jahren hat sich aber auch das Gesetz und die Rechtsprechung 
dahingehend gewandelt, als das Selbstbestimmungsrecht des Einzelnen im 
allgemeinen, aber insbesondere im medizinischen Bereich einen immer 
grössen Stellenwert erlangt hat. Aus rechtlicher Sicht gewährleistet die Pati-
entenverfügung das Recht auf selbstbestimmte Entscheidungen, wie mit dem 
eigenen Körper im Falle von schwerwiegenden und lebensbedrohenden Er-
krankungen umgegangen werden soll. Diese Meinung teilt auch das Bun-
desgericht: „Die Patientenverfügung stellt ein Instrumentarium dar, mit wel-
chem die Person ‚Herr‘ über ihren eigenen Körper bleibt und zwar auch 
dann, wenn die Urteilsfähigkeit der betreffenden Person abhandenkommt.“144 
Oder: „Die Urteilsfähigkeit als Notwendigkeit zur rechtsgültigen Verfassung 
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einer Patientenverfügung ist für den Gesetzgeber ausreichend und zwar 
auch dann, wenn der gesetzliche Vertreter etwas anderes will.“145  
Anhand der zitierten bundesgerichtlichen Entscheidungen ist ersichtlich, dass 
die aktuelle Rechtsprechung den mutmasslichen Willen als Ausdruck des 
Rechts auf ein selbstbestimmtes Leben eruieren und respektieren will. Es 
wird spannend sein zu sehen, wie sich die diesbezügliche gerichtliche Praxis 
entwickeln wird.  
5.2 Erkenntnisse für die Praxis der sozialen Arbeit 
Die demografische Entwicklung, welche erwiesenermassen eine Zunahme 
an Personen mit einer psychischen Erkrankung mit sich bringen wird, erfor-
dert in grossem Masse das Mitwirken der sozialen Arbeit auf verschiedenen 
Ebenen. So sind Personen mit einer psychischen Erkrankung oftmals 
schutzbedürftig, urteils- und handlungsunfähig. Diese Ausgangslage und die 
immer höhere Wertung des Selbstbestimmungsrechts in der Gesellschaft 
rechtfertigt es, dem Instrument der Patientenverfügung durch die soziale Ar-
beit die nötige Beachtung zu schenken. Die soziale Arbeit befasst sich mit 
Menschen in schwierigen Lebenssituationen, Menschen, die oftmals nicht in 
der Lage sind, sich selbst zu helfen. Diese Entwicklung erfordert gezieltes 
Intervenieren von Seiten der sozialen Arbeit, um die Eigenständigkeit und 
damit verknüpft das Selbstbestimmungsrecht dieser Menschen so lange wie 
möglich aufrechtzuerhalten.  
Es fragt sich nun, wo und wie die soziale Arbeit ansetzen kann, damit das 
Erstellen einer Patientenverfügung als Instrument des Selbstbestimmungs-
rechts durch die soziale Arbeit gefördert werden kann. Dies mit dem Ziel, 
dass Personen, welche an einer psychischen Erkrankung leiden, eine Patien-
tenverfügung vor Eintritt einer allfälligen Urteilsunfähigkeit erstellen. Dies ist 
insofern möglich, als dass sich die soziale Arbeit im entsprechenden medizi-
nischen und sozialen Arbeitsfeld bewegt und als Vermittlerin auftreten kann. 
Die Unterstützung durch die soziale Arbeit könnte wie folgt umgesetzt wer-
den: 
 Präventives Vorgehen/Sensibilisierung für die Thematik im Sinne von 
Aufklärung und Information (z.B. in Kliniken, Arztpraxen, Beratungs- 
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und Anlaufstellen für das Alter oder für Menschen mit einer psychi-
schen Erkrankung, Spitex, KESB, etc.) 
 Bestärkung des Willens der betroffenen Person und Festigung des 
Willens gegenüber dem medizinischen Personal 
 Aktives Begleiten und Unterstützung bei der konkreten Umsetzung 
(Kontaktaufnahme mit geeigneten Anlaufstellen, Besorgen einer Vor-
lage, Begleitung zur Besprechung mit dem Hausarzt bzw. der Haus-
ärztin, Begleitung/Unterstützung bei der Eruierung des eigenen Wil-
lens) 
 Wahrnehmung und Erfassung des geäusserten Patientenwillens (Au-
tonomie) und bei Notwendigkeit Vertretung gegenüber dem medizini-
schen Personal 
 Systemorientiertes Vorgehen bei der Umsetzung  
 Vertretung der sozialen Arbeit als wichtigen Teil der Interdisziplinarität 
in der KESB, insbesondere auch bei Unklarheiten im Zusammenhang 
mit Patientenverfügungen. 
5.3 Reflexion und Ausblick 
5.3.1 Methodisches Vorgehen 
Nach der Analyse der Fragestellung wurde dargelegt, was unter einem 
selbstbestimmten Leben zu verstehen ist. Diese Untersuchung wurde an-
hand der bestehenden gesetzlichen Bestimmungen vorgenommen, da das 
Gesetz jener Rahmen ist, welcher bestimmt, wann und wie eine Patienten-
verfügung rechtsgültig zustande kommt. Die Analyse wurde in der Folge mit 
den Bestimmungen des neuen Erwachsenenschutzrechts abgeglichen und 
integriert, wobei auch praxisrelevante Sonderfälle in der Analyse berücksich-
tig wurden. Spezifische Problemstellungen in Bezug auf die Anwendungs-
tauglichkeit in der Praxis wurden erläutert. Die rechtlich relevanten Tatsa-
chen wurden ermittelt und subsumiert und in Bezug auf die Fragestellung 
gewertet, resp. ausgewertet. Die Erarbeitung erfolgte unter anderem auch 
durch den Einbezug von statistischem Material. 
Master-Thesis Nicoletta Giger  
 
 
 Seite 61  
5.3.2 Angetroffene Schwierigkeiten und Grenzen der Arbeit 
Schwierigkeiten ergaben sich darin, dass sich gezeigt hat, dass die anste-
hende Entwicklung nicht nur die Schweiz, sondern den ganzen europäischen 
Raum betrifft. Um die Relevanz der Thematik auszuweisen, war es praktisch 
nicht möglich, sich in der Analyse nur auf die Schweiz zu beschränken. Ins-
besondere im medizinischen Bereich gibt es viele internationale Institutionen, 
welche für die Schweiz ebenfalls relevant sind (z.B. WHO oder OECD). Auch 
die europäische Rechtsprechung findet ihre Beachtung, so z.B. durch weg-
weisende Urteile durch den Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte. 
Eine detaillierte Auswertung oder ein Rechtsvergleich der einzelnen Länder 
hätte den Rahmen dieser Arbeit aber bei Weitem gesprengt. 
Anhand des gewählten Vorgehens (ausgehend von den gesetzlichen Be-
stimmungen) konnte auf die gestellte Ausgangsfrage nur im Rahmen des 
Rechtskontexts und der entsprechenden Analyse geantwortet werden. Unter-
fragen wie z.B. „Wo fängt die Fürsorge an“, „wann ist Zwang anzuwenden“, 
„wie weit darf Selbstbestimmung gehen“ konnten deshalb nur gestreift, aber 
nicht vertieft dargestellt werden.  
So wäre es auch sehr interessant gewesen, die Ausgangsfrage aus der Per-
spektive der Medizin/Psychologie zu analysieren, insbesondere was den Be-
griff der Urteilsfähigkeit betrifft. Somit wäre es möglich gewesen, diesen zent-
ralen Begriff umfassender darzulegen. Auch wären die Probleme im Zusam-
menhang mit der Patientenverfügung in der Praxis zu eruieren, z.B. durch 
Befragungen von medizinischem Personal, Betroffenen und Angehörige oder 
Behördenmitgliedern der KESB. Äusserst spannend wäre zudem die vertiefte 
Auswertung der Kostenfrage und deren Auswirkungen auf den Arbeitsmarkt 
oder die Volkswirtschaft. 
All diese Unterfragen würden Raum für eigene wissenschaftliche Arbeiten 
bieten, womit klar festgestellt werden muss, dass der Umfang der Fragestel-
lung dieser Arbeit zu allgemein gehalten war. Dadurch konnte nur eine An-
näherung an die Thematik aus rechtlicher Sicht erstellt werden. Die Erarbei-
tung dieser rechtlichen Rahmenbedingungen und deren Analyse in dieser 
Arbeit können aber als geeignete Grundlage für weitere wissenschaftliche 
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Untersuchungen und Forschungen in Bezug auf Patientenverfügungen he-
rangezogen werden.  
5.3.3 Ausblick 
Das Inkrafttreten des neuen Kindes- und Erwachsenenschutzrechts setzt 
klare Akzente bei der Autonomie des Einzelnen. Dies war auch der Haupt-
grund, weshalb sich auch die SAMW entschied, ihre Richtlinien Zwangsmas-
snahmen in der Medizin zu überarbeiten. Eine Subkommission unter dem 
Vorsitz von Prof. Dr. med. Paul Hoff hat hierfür einen Richtlinienentwurf aus-
gearbeitet. Das Ziel des Entwurfs war es, einen Rahmen zu schaffen, wel-
cher die praktische Umsetzung von aktuellen ethischen und rechtlichen Prin-
zipien in medizinischen Bereichen ermöglicht. Interessierte Organisationen 
und Personen konnten sich dazu bis Ende September 2015 vernehmen las-
sen. Es darf angenommen werden, dass die definitive Fassung Anfang 2016 
veröffentlicht wird. 
Ebenfalls hat der Politiker Alec von Graffenried im März 2014 ein Postulat 
eingereicht, welches den Bundesrat beauftragt zu prüfen, ob Menschen ab 
dem 50. Altersjahr verpflichtet werden können, gegenüber ihrer Krankenver-
sicherung eine Erklärung abzugeben, ob sie eine Patientenverfügung ge-
mäss dem neuen Erwachsenenschutzrecht verfasst haben oder nicht. Das 
Postulat ist bis dato unbehandelt.  
Das Thema Patientenverfügung wirft viele Fragen emotionaler und persönli-
cher Natur auf. Die Verfasser werden aufgefordert, sich mit grundlegenden 
Themen wie Krankheit und Tod auseinanderzusetzen, welche Fragen emoti-
onaler und persönlicher Natur sind. Wohl nicht jeder ist gewillt, sich willentlich 
und wissentlich in das Thema zu vertiefen. Ganz allgemein wird es aber inte-
ressant sein zu erfahren, wie sich die Patientenverfügung als Instrument des 
Selbstbestimmungsrechts im Kontext mit den Disziplinen Recht, Medizin so-
wie Psychiatrie weiterentwickelt und welche Rechtsprechung sich abzeich-
nen wird.  
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Psychiatrische Diagnosen nach ICD-10: Übersicht 
 
Kapitel V 
 
Psychische und Verhaltensstörungen (F00-F99). 
 
Gruppen: 
 
F00-F09 Organische, einschliesslich symptomatischer psychischer Störungen 
F10-F19 Psychische und Verhaltensstörungen durch psychotrope Substanzen 
F20-F29 Schizophrenie, schizotype und wahnhafte Störungen 
F30-F39 Affektive Störungen 
F40-F49 Neurotische, Belastungs- und somatoforme Störungen 
F50-F59 Verhaltensauffälligkeiten mit körperlichen Störungen und Faktoren 
F60-F69 Persönlichkeits- und Verhaltensstörungen 
F70-F79 Intelligenzminderung 
F80-F89 Entwicklungsstörungen 
F90-F99 Verhaltens- und emotionale Störungen mit Beginn in der Kindheit und 
Jugend 
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Patientenverfügung mit
psychiatrischem Schwerpunkt
Fassung 09/14
EINLEITUNG UND ALLGEMEINE HINWEISE
Diese am Sanatorium Kilchberg entwickelte Vorlage bietet Personen mit psychischen Erkrankungen die Möglichkeit,
eine individuelle Patientenverfügung zu erstellen. Sie können das Formular ausdrucken und handschriftlich ausfüllen
oder auf Ihren Computer herunterladen und elektronisch bearbeiten. Bitte beachten Sie, dass in beiden Fällen Ihre Un-
terschrift von Hand erforderlich ist, damit das Dokument als Patientenverfügung wirksam werden kann.
Das Formular ist thematisch gegliedert. Es ist nicht erforderlich, dass Sie zu allen Themenbereichen Angaben machen.
{ Jene Bereiche, die seitlich mit einem schwarzen Punkt markiert sind, erfordern konkrete Angaben oder sind zumin-
dest für die praktische Umsetzung der Patientenverfügung von grosser Wichtigkeit.
_ Bei jenen Bereichen, die seitlich mit einem Kreis versehen sind, werden genauere Angaben sehr empfohlen, sind aber
nicht zwingend.
Zu allen anderen, nicht gekennzeichneten Bereichen machen Sie bitte nur dann Angaben, wenn aus Ihrer Sicht ein
persönlicher Regelungsbedarf besteht. Falls Sie auf Angaben verzichten, streichen Sie bitte den jeweiligen Abschnitt
gut sichtbar durch oder fügen Sie jeweils den Hinweis «keine Angaben» in den entsprechenden Abschnitt ein.
Das Formular kann bei Bedarf durch eine weitere Patientenverfügung, welche die Behandlung körperlicher Erkrankun-
gen regelt, ergänzt werden. Damit soll erreicht werden, dass alle Ihre Wünsche und Anordnungen für medizinische Be-
handlungen – unabhängig davon, ob es sich um eine körperliche oder psychische Erkrankung handelt – in einem
Dokument zusammengefasst sind.
Wichtige Hinweise:
Bei Verwendung dieser Vorlage ist die Beachtung der dazugehörigen Wegleitung (www.sanatorium-kilchberg.ch) sehr
zu empfehlen.
Um im Bedarfsfall eine rasche Verfügbarkeit der Patientenverfügung zu gewährleisten, empfiehlt es sich, einen ent-
sprechenden Vermerk mit Angaben zum Hinterlegungsort auf Ihrer Krankenversicherungskarte eintragen zu lassen.
Die Erstellung einer Patientenverfügung braucht Zeit. Nutzen Sie Momente, in denen es Ihnen gut geht und Ihnen
ein Nachdenken über sich selbst nicht allzu grosse Mühe bereitet. Meist ist es hilfreich, in mehreren Schritten vor-
zugehen und bestimmte Themen zunächst mit Vertrauten oder Fachpersonen zu besprechen. Überlegen Sie bereits
vor der Erarbeitung dieser Musterverfügung, welche Dinge Sie gerne regeln wollen, damit Sie Ihre Anliegen nicht
aus dem Blick verlieren.
sanatoriumKILCHBERG
PRIVATKLINIK FÜR PSYCHIATRIE
UND PSYCHOTHERAPIE
Sanatorium Kilchberg AG
Alte Landstrasse 70
CH-8802 Kilchberg
Telefon +41 44 716 42 42
Telefax +41 44 716 42 14
info@sanatorium-kilchberg.ch
www.sanatorium-kilchberg.ch
In diesem Dokument wird aus Gründen der Lesefreundlichkeit nur die männliche Form von Personenbezeichnungen
verwendet. Gemeint und angesprochen sind jedoch immer sowohl männliche als auch weibliche Personen.
Patientenverfügung mit
psychiatrischem Schwerpunkt
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A Personalien
Wegleitung S. 4–6
A1 ANGABEN ZUR EIGENEN PERSON
Name *
Vorname *
Adresse *
PLZ / Ort *
Geb. Datum *
* Pflichtfelder «Diese Felder müssen ausgefüllt sein».
A2 VERTRAUENSPERSON(EN)
Die Vertrauensperson wird über Ihre Einweisung in eine psychiatrische Klinik benachrichtigt und hilft Ihnen bei
der Wahrnehmung Ihrer Rechte sowie bei der Durchsetzung dieser Patientenverfügung. Eine genauere Um-
schreibung der Standardaufgaben einer Vertrauensperson findet sich in der Wegleitung.
A2.1 Vertrauensperson
Name
Vorname
Adresse
Telefon Nr. P Telefon Nr. G
Mobile Nr. E-Mail
A2.2 Weitere Vertrauensperson
Wir empfehlen, mindestens eine weitere Vertrauensperson zu benennen, falls die oben genannte Person im Be-
darfsfall nicht zur Verfügung stehen sollte.
Name
Vorname
Adresse
Telefon Nr. P Telefon Nr. G
Mobile Nr. E-Mail
Meine behandelnden Ärzte und Therapeuten sind gegenüber der/den genannten Vertrauensperson(en) von der
Schweigepflicht entbunden, soweit es zu deren Aufgabenerfüllung notwendig ist.
A2.3 Ergänzende Angaben zum Aufgabenbereich der Vertrauensperson(en):
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A3 VERTRETUNGSBERECHTIGE PERSON(EN)
Für die medizinische Behandlung ausserhalb einer psychiatrischen Klinik können Sie eine vertretungsberechtigte
Person ernennen. Diese Person kann im Falle Ihrer Urteilsunfähigkeit stellvertretend für Sie über medizinische
Massnahmen entscheiden.
Ich habe für diesen Bereich keine Regelung getroffen, bzw. möchte den Bereich nicht regeln.
Ich habe diesen Bereich in einer zusätzlichen Patientenverfügung geregelt. Sie befindet sich im Anhang.
Meine in Abschnitt A2 genannte(n) Vertrauensperson(en) sind auch die vertretungsberechtigte(n) Person(en).
Ich bestimme folgende Person als medizinische Vertretungsperson:
Name
Vorname
Adresse
Telefon Nr. P Telefon Nr. G
Mobile Nr. E-Mail
Weitere vertretungsberechtigte Person
Name
Vorname
Adresse
Telefon Nr. P Telefon Nr. G
Mobile Nr. E-Mail
B DIAGNOSEN / SYMPTOME /
BEEINTRÄCHTIGUNGEN
Wegleitung S. 7
B1 PSYCHIATRISCHE DIAGNOSEN
Hier können Sie die Ihnen bekannten psychiatrischen Diagnosen für Ihre Erkrankung aufführen. Die zusätzlichen
Angaben zum Datum der Diagnosestellung und zur diagnosestellenden Person/Einrichtung können helfen, im Be-
darfsfall genauere Informationen einzuholen.
Die Nennung von Diagnosen ist nicht zwingend. Wahlweise oder ergänzend können Sie die Symptome und Be-
einträchtigungen im folgenden Abschnitt (B2) umschreiben.
Diagnose(n): gestellt von? wann?
Ich entbinde meine vorbehandelnden Ärzte und Therapeuten von der beruflichen Schweigepflicht.
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B2 PSYCHISCHE SYMPTOME UND BEEINTRÄCHTIGUNGEN
Eine Beschreibung der psychischen Symptome und Beeinträchtigungen empfiehlt sich vor allem dann, wenn die
Diagnose nicht hinreichend gesichert oder Ihnen unbekannt ist.
B3 KÖRPERLICHE ERKRANKUNGEN
Leiden Sie zusätzlich an körperlichen Erkrankungen? Wenn ja, welche?
B4 ALLERGIEN / UNVERTRÄGLICHKEITEN
Sind bei Ihnen allergische Reaktionen oder Unverträglichkeiten bekannt (bspw. bei bestimmten Lebensmitteln,
Medikamenten oder Pflegeprodukten)? Auf welche Substanzen reagieren Sie allergisch und welche Symptome
treten dabei auf?
Substanzen Symptome
Bekannte belastende Nebenwirkungen von Medikamenten notieren Sie bitte in Abschnitt D3.2.3.
C MEINE PERSÖNLICHKEIT
Wegleitung S. 8
Die Patientenverfügung kommt erst dann zur Anwendung, wenn Sie urteils- bzw. äusserungsunfähig sind. Auch in die-
sem Fall soll Ihr Wille soweit wie möglich bei der Behandlung Beachtung finden. Die nachfolgenden Fragen zu «Meine
Persönlichkeit» helfen dem Behandlungsteam, Sie kennenzulernen und die therapeutischen Massnahmen besser auf
Ihre Bedürfnisse abzustimmen.
C1 MOTIVATION
Was hat mich zur Erstellung dieser Patientenverfügung veranlasst?
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C2 EINSTELLUNGEN UND WERTE
Was bedeutet für mich Lebensqualität? Was ist mir persönlich wichtig (bspw. individuelle Werte, Religion, Le-
bensmotto)?
C3 PERSÖNLICHE BEDÜRFNISSE UND PRÄFERENZEN
C3.1 Was tut mir gut? Was mache ich gerne?
C3.2 Was tut mir nicht gut? Was bereitet mir Mühe?
C4 EINSCHÄTZUNG DES EIGENEN BEFINDENS, KRISENSITUATIONEN UND KRISENBEWÄLTIGUNG
Sie sind Experte/Expertin für Krisensituationen. Ihre Erfahrungen stellen für das Behandlungsteam wertvolle In-
formationen dar, um Ihnen möglichst frühzeitig und effektiv helfen zu können.
C4.1 Wie bin ich, wenn es mir gut geht? Was gelingt mir in diesen Situationen?
C4.2 Was sind bei mir erste Anzeichen einer Krise («Frühwarnsymptome»)?
C4.3 Wie bin ich, wenn es mir schlecht geht? Was gelingt mir in solchen Situationen nicht mehr?
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C4.4 Ab wann brauche ich zur Bewältigung einer Krise Hilfe?
C4.5 Auswirkungen einer Krise
Beschreiben Sie mit wenigen Stichworten, wie sich eine Krise bei Ihnen auswirken kann (bspw. Ängste, innere An-
spannung, sozialer Rückzug, Weglaufen, Verlust der Äusserungsfähigkeit).
C4.6 Mögliche Risiken
Welche Risiken oder Gefährdungen gibt es für mich in einer Krisensituation?
Welchen Risiken sind andere aufgrund meiner Krise möglicherweise ausgesetzt?
C4.7 Was hilft mir am meisten, wenn die oben beschriebene Krisensituation eintritt?
C4.8 Weitere Vorkehrungen, die im Falle einer Krise zu treffen sind:
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D Einweisung, Aufnahme und Behandlung
Wegleitung S. 9–12
D1 WAHL DER EINRICHTUNG/KLINIK
Sie können Wünsche äussern, welche Einrichtung oder Klinik Sie im Falle einer Behandlungsbedürftigkeit bevor-
zugen. Liegt Ihre Patientenverfügung dem einweisenden Arzt oder der Behörde vor, so sind Ihre Wünsche soweit
wie möglich zu berücksichtigen. In erster Linie hängt jedoch die Wahl der Einrichtung von deren Platzangebot
und Eignung für Ihre Behandlung ab.
D1.1 Bevorzugte Einrichtungen/Kliniken
1.
2.
3.
D1.2 Abgelehnte Einrichtungen/Kliniken
Sollten Sie eine Einrichtung ablehnen, bitten wir Sie, die Gründe hierfür zu benennen. Ihre Begründung kann hilf-
reich bei der Suche nach Alternativen sein.
1.
2.
3.
D2 EINTRITT
Wünsche betreffend Aufnahmesituation (Ablauf, Gesprächsführung, Information nahestehender Personen usw.)
D3 AUFENTHALT UND BEHANDLUNG
D3.1 Therapeutische Massnahmen
Nachfolgend können Sie angeben, welchen therapeutischen Massnahmen (bspw. Ergotherapie, Entspannungs-
übungen, Gruppengespräche, Psychotherapie) Sie besonders positiv oder ablehnend gegenüber stehen.
D3.1.1 Gewünschte therapeutische Massnahmen
D3.1.2 Abgelehnte therapeutische Massnahmen
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D3.2 Medikamente (Psychopharmaka)
D3.2.1 Mit welchen Medikamenten (Psychopharmaka) haben Sie gute Erfahrungen gemacht?
Name Medikament Dosis (falls bekannt)
D3.2.2 Mit welchen Medikamenten (Psychopharmaka) haben Sie keine guten Erfahrungen gemacht?
Name Medikament Dosis (falls bekannt)
D3.2.3 Belastende Nebenwirkungen
Jedes Medikament kann Nebenwirkungen haben, die sich aber bei jeder Person unterschiedlich auswirken und als
unterschiedlich erträglich wahrgenommen werden. In der nachfolgenden Liste können Sie der Reihe nach auf-
führen, welche Nebenwirkungen Sie belasten. Bitte beginnen Sie mit der Nebenwirkung, die Sie als am meisten
belastend empfinden.
Nebenwirkung Name Medikament (falls bekannt)
1.
2.
3.
4.
D3.2.4 Zusätzliche Bemerkungen zu Medikamenten
D3.3 Behandlungsteam
Im Bestreben eine möglichst sichere und vertrauensbildende Umgebung zu schaffen, können Verhaltensweisen
der therapeutischen oder pflegerischen Bezugsperson(en) vor allem in Krisensituationen wichtig sein.
D3.3.1 Welche Verhaltensweisen einer therapeutischen oder pflegerischen Bezugsperson schätze ich in
Krisensituationen besonders?
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D3.3.2 Falls möglich, bevorzuge ich eine:
weibliche Bezugsperson männliche Bezugsperson Das Geschlecht spielt keine Rolle.
Begründung (bei Bevorzugung einer männlichen oder weiblichen Bezugsperson)
D3.4 Rahmenbedingungen eines Klinikaufenthaltes
Nicht nur die therapeutischen und medizinischen Massnahmen, sondern auch die Rahmenbedingungen eines
Klinikaufenthalts (Besuche, Rücksicht auf individuelle Bedürfnisse, Regelungen häuslicher und familiärer Ange-
legenheiten) haben Einfluss auf die Genesung. Sie können in den folgenden Abschnitten zu diesen Bereichen Ihre
Wünsche äussern.
D3.4.1 Besuche /Kontakte
Erwünschte Besuche / Kontakte
Name, Vorname Telefon Nr. Mobile Nr.
Unerwünschte Besuche / Kontakte
Name, Vorname Telefon Nr. Mobile Nr.
D3.4.2 Ergänzende Bemerkungen
Bspw. betreffend der Beziehung zu den genannten Personen, Zeitpunkt der Kontaktaufnahme.
D3.4.3 Individuelle Bedürfnisse
Gibt es spezielle Dinge (Gewohnheiten, Diätvorschriften, religiöse Praktiken, persönliche Gegenstände usw.), die
Ihnen besonders wichtig sind und die Sie während eines Klinikaufenthalts nicht aufgeben möchten?
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D3.4.4 Familie und häusliche Angelegenheiten
Haben Sie Wünsche und Anordnungen, die sich im Falle eines Klinikaufenthalts auf familiäre und häusliche An-
gelegenheiten beziehen (bspw. Versorgung von Kindern und Haustieren, Regelung administrativer Belange, Be-
aufsichtigung der Wohnung)? Falls ja, ist es wichtig, dass Sie für die einzelnen Bereiche eine zuständige Person
benennen, mit der Sie die Aufgabenzuteilung vorab besprochen haben.
D3.5 Behandlungsziele und Erwartungen
Welche generellen Erwartungen und Ziele verbinden Sie mit einermedizinischen Behandlung in Krisensituationen
(bspw. möglichst schnelle und effektive Behandlung, möglichst viel Ruhe und Möglichkeiten der Regeneration)?
D3.6 Behandlung gegen oder ohne meinen Willen
Bei psychischen Erkrankungen kann in Ausnahmefällen eine Behandlung ohne oder gegen Ihren Willen erfolgen,
wenn eine schwere gesundheitliche Schädigung oder eine Gefährdung von Dritten nicht anders abgewendet wer-
den kann. Wir empfehlen diesen Abschnitt nur auszufüllen, wenn Sie bereits Erfahrungen mit solchen Massnah-
men gemacht haben oder Gefahr laufen, in eine entsprechende Situation zu geraten. Ihre Angaben stellen keine
im Voraus gegebene Einverständniserklärung zu diesen Massnahmen dar.
Ich ziehe der Reihe nach folgende Behandlungen vor:
1.
2.
3.
D3.7 Zusätzliche Regelungen zu Aufenthalt und Behandlung
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E Unterschriften
Wegleitung S. 13
E1 EIGENHÄNDIGE UNTERSCHRIFT
Diese Patientenverfügung habe ich unter Zuhilfenahme der dazugehörigen Wegleitung erstellt.
Ich wurde bei der Erstellung der Patientenverfügung beraten von:
Name
Funktion der Person
Diese Patientenverfügung entspricht meinem freien Willen. Ich wurde von anderen Personen nicht unter
Druck gesetzt und habe mich nicht unter Druck gesetzt gefühlt.
Ort
Datum *
Unterschrift *
* Pflichtfelder «Diese Felder müssen ausgefüllt sein».
E2 ÄRZTLICHE BESTÄTIGUNG DER URTEILSFÄHIGKEIT
Für die Gültigkeit der Patientenverfügung ist eine ärztliche Bestätigung Ihrer Urteilsfähigkeit nicht zwingend er-
forderlich. Sie kann aber dennoch bei der Durchsetzung der Verfügung hilfreich sein.
Titel
Name
Vorname
Hiermit wird bestätigt, dass die oben genannte Person im Hinblick auf die Themen und Inhalte
dieses Dokuments zum angegebenen Zeitpunkt urteilsfähig ist.
Ort
Datum
Unterschrift
Bemerkungen
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FAnhang
Wegleitung S. 13
F1 WEITERE PATIENTENVERFÜGUNG
Falls Sie eine ergänzende Patientenverfügung (betreffend körperliche Erkrankungen oder medizinische Verfü-
gungen zum Lebensende) besitzen, fügen Sie diese bitte als Anhang hinzu und tragen Sie hier das Datum der Er-
stellung dieser Verfügung ein. Achten Sie bitte darauf, dass die Verfügungen keine einander widersprechenden
Anordnungen enthalten.
Erstelldatum
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Wegleitung „Patientenverfügung mit psychiatrischem Schwerpunkt“ 
(Beispiel anhand Wegleitung vom Sanatorium Kilchberg/ZH) 
Wegleitung
«Patientenverfügung mit
psychiatrischem Schwerpunkt»
Fassung 09/14
Diese Wegleitung soll Ihnen beim Ausfüllen des Formulars «Patientenverfügung mit psychiatrischem Schwerpunkt» als
Hilfestellung dienen. Beide Dokumente wurden am Sanatorium Kilchberg entwickelt und sind aufeinander abgestimmt.
Grundsätzlich ist die Vorlage so konzipiert, dass sie auch ohne Wegleitung verwendet werden kann. Dennoch ist deren
Gebrauch sehr empfehlenswert, da sie neben nützlichen allgemeinen Hinweisen zur Patientenverfügung (Teil I) sp«zielle
Erläuterungen zu den einzelnen Themenbereichen (Teil II) enthält. Die Wegleitung sowie das Formular «Patientenver-
fügung mit psychiatrischem Schwerpunkt» wurden auf der Grundlage des neuen Kindes- und Erwachsenenschutz-
rechts erstellt, das seit 1. Januar 2013 in Kraft ist.
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I Allgemeine Hinweise zur
Patientenverfügung
1. ZIEL UND ZWECK EINER PATIENTENVERFÜGUNG
Das Gesetz sieht vor, dass jede urteilsfähige1 Person als Ausdruck der Selbstbestimmung, Anordnungen für künf-
tige Behandlungen treffen kann. Die Patientenverfügung gilt gegenüber jeder Einrichtung oder Person, die im Falle
Ihrer Urteilsunfähigkeit professionell mit Ihrer Behandlung betraut ist. Durch die vorsorgliche Festschreibung
Ihres Willens in einer Patientenverfügung sichern Sie die Durchsetzung Ihrer Bedürfnisse und Wünsche, wenn Ihr
gesundheitlicherZustand es nicht mehr erlaubt, Ihren Willen angemessen zu äussern. Solange Sie urteilsfähig sind,
können Sie selbst in der jeweiligen Situation durch Zustimmung oder Ablehnung über Behandlungsmassnahmen
entscheiden. Die Patientenverfügung ist in diesem Falle rechtlich nicht massgebend. Sie kann aber dennoch hilf-
reich sein, um Ihre Wünsche besser zu verstehen und gemeinsam mit Ihnen den weiteren Behandlungsverlauf zu
besprechen.
Der Inhalt der Patientenverfügung richtet sich ganz nach Ihrem individuellen Regelungsbedarf. So können Pa-
tientenverfügungen je nach dem Anordnungen in Bezug auf die Behandlung von körperlichen und/oder psychi-
schen Erkrankungen beinhalten. Der Schwerpunkt dieser Wegleitung und des zugehörigen Formulars liegt im
Bereich der psychischen Erkrankungen. Das ausgefüllte Formular kann aber jederzeit durch eine zusätzliche Pa-
tientenverfügung mit somatischem Schwerpunkt ergänzt werden (siehe dazu F Anhang).
1.1 GRENZEN DER PATIENTENVERFÜGUNG
Grundsätzlich sind die in einer Patientenverfügung getroffenen Anordnungen für das behandelnde medizinische
Personal verbindlich. Allgemein gilt jedoch, dass in einer Patientenverfügung keine Regelungen getroffen wer-
den können, die widerrechtlich sind oder gegen ethische Grundwerte verstossen. So können Sie beispielweise
nicht über den Umweg der Patientenverfügung die aktive Sterbehilfe verlangen.
Im Bereich der Psychiatrie hat der Gesetzgeber zudem Ausnahmen vorgesehen, um der besonderen Schutzbe-
dürftigkeit bei psychischen Erkrankungen Rechnung zu tragen. Die Patientenverfügung wird dadurch nicht ausser
Kraft gesetzt, sondern ist so weit wie möglich zu respektieren. Zudem ist eine Abweichung von den Bestimmun-
gen der Patientenverfügung nur in einem sehr engen Rahmen erlaubt und muss in jedem Falle begründet sein.
Da die Verbindlichkeit der Patientenverfügung bei Inhalten, die psychische Erkrankungen betreffen, eingeschränkt
ist, empfehlen wir Ihnen, sich bei Erstellung einer Verfügung die Urteilsfähigkeit ärztlich bestätigen zu lassen.
Mit einer Patientenverfügung können Sie nicht
• Massnahmen oder Unterlassungen verlangen, die gegen geltende Gesetze oder gegen ethische
Grundwerte verstossen.
• unter allen Umständen zu Hause bleiben, wenn eine Unterbringung notwendig ist.
• bestimmte Behandlungen erzwingen, die nicht angezeigt sind oder von der Einrichtung nicht angeboten
werden.
• im Rahmen einer Fürsorgerischen Unterbringung (FU) sämtliche Behandlungsmassnahmen ablehnen.
• die Einweisung in eine bestimmte Einrichtung durchsetzen. Ihre Wünsche bezüglich Wahl der Einrichtung
sind aber soweit wie möglich zu berücksichtigen.
• Regelungen zur Vermögens- und Personensorge oder zur rechtlichen Vertretung treffen. Hierfür bedarf
es der strengeren Formvorschriften des Vorsorgeauftrages.
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Formelle Anforderungen an eine Patientenverfügung
Die Patientenverfügung muss schriftlich verfasst, datiert und eigenhändig unterzeichnet sein. Ein Unterschrif-
tenstempel genügt nicht. Zudem muss sie ihrem Verfasser eindeutig zugeordnet werden können. Im Gegensatz
zu einem Testament oder Vorsorgeauftrag muss eine Patientenverfügung nicht vollständig von Hand geschrie-
ben, sondern darf auch maschinell erstellt sein. Ebenso erfüllt die Verwendung einer standardisierten Vorlage
die formellen Anforderungen, sofern sie datiert und eigenhändig unterschrieben ist. Ein eventuell vorhandener Bei-
stand muss die Patientenverfügung nicht mitunterzeichnen und darf nicht stellvertretend für die betreffende Per-
son als gesetzlicher Vertreter unterschreiben.
Hinweise zur Erstellung der Patientenverfügung
Die Formularform dieser Vorlage folgt einem einfachen, nachvollziehbaren Aufbau und enthält die wichtigsten
Fragestellungen, die sich im Zusammenhang mit der Behandlung von psychischen Erkrankungen stellen. Es steht
Ihnen frei, zu welchen Themen Sie Stellung nehmen und zu welchen nicht. Lücken sind nicht nur erlaubt, sondern
auch empfehlenswert, wenn für Sie persönlich bei bestimmten Fragen kein Regelungsbedarf besteht. Gleichzeitig
haben Sie an verschiedenen Stellen die Möglichkeit, die Vorlage nach Ihren eigenen Wünschen zu ergänzen.
Je konkreter Sie über sich und Ihre Beeinträchtigungen, aber auch über Ihre Stärken und Schwächen Auskunft
geben können, desto besser lässt sich die Behandlung auf Ihre Bedürfnisse abstimmen. Nutzen Sie daher bei der
Erstellung der Patientenverfügung Ihre Kenntnisse im Umgang mit der Erkrankung sowie Ihre Erfahrungen mit
früheren Krisen und deren Bewältigung.
Aufbewahrung und Kenntnisgabe der Patientenverfügung
Es liegt in Ihrer Verantwortung, dass die Patientenverfügung im Bedarfsfall für den behandelnden Arzt verfügbar
ist. Die Wahl des Hinterlegungsortes bzw. die Erreichbarkeit des Bewahrers Ihrer Patientenverfügung kann dabei
entscheidend sein.
Die aufnehmende Klinik oder Einrichtung ist nur verpflichtet, anhand der Krankenversicherungskarte abzuklären,
ob eine Patientenverfügung existiert.
Verschiedene Patientenorganisationen bieten gegen eine Gebühr an, die Patientenverfügung für Sie aufzube-
wahren. Zur Hinterlegung kommen aber beispielsweise auch nahestehende Personen, Ihr Hausarzt, Therapeut
oder Anwalt in Frage. Sie können die Patientenverfügung auch bei sich zu Hause an einer gut zugänglichen Stelle
aufbewahren oder bei sich tragen.
Aktualisierung / Änderung / Widerruf der Patientenverfügung
Es wird empfohlen, die Patientenverfügung in bestimmten Zeitabständen (Ein- oderZweijahresrhythmus) zu über-
prüfen. Mit der regelmässigen Überprüfung soll sichergestellt werden, dass die getroffenen Anordnungen und
Wünsche weiterhin Ihrem aktuellen Willen entsprechen.
In jeden Fall sollten Sie bei wesentlichen Veränderungen Ihrer Lebenssituation sowie nach erneuten Krisen eine
Überprüfung und allfällige Anpassungen vornehmen.
Die Nichtbeachtung der Formvorschriften hat die Ungültigkeit der Patientenverfügung zur Folge.
Es ist zu empfehlen, auf derVersicherungskarte Ihrer Krankenkasse einen entsprechenden Vermerk eintragen
zu lassen mit dem Hinweis, wo die Patientenverfügung aufbewahrt wird. Der Eintrag ist freiwillig. Weitere
Auskünfte erhalten Sie bei Ihrer Krankenkasse.
• Nehmen Sie sich Zeit bei der Erstellung der Patientenverfügung und nutzen Sie Momente, in denen es
Ihnen gut geht und Ihnen ein Nachdenken über sich selbst nicht allzu grosse Mühe bereitet.
• Falls Sie Hilfe benötigen, lassen Sie sich beraten. Der Rahmen einer Therapie eignet sich gut für die
Erstellung einer Patientenverfügung. Ihr Therapeut kann Sie unterstützen und Ihnen bei konkreten
Fragen Hinweise geben.
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Für Änderungen einer Patientenverfügung gelten dieselben Anforderungen wie bei der Erstellung. Das heisst, Ihre
Urteilsfähigkeit muss gegeben sein, die Änderungen müssen schriftlich erfolgen, mit dem aktuellen Datum ver-
sehen und von Ihnen eigenhändig unterzeichnet werden.
A Personalien
A1 ANGABEN ZUR EIGENEN PERSON
Die Patientenverfügung muss Ihnen eindeutig zugeordnet werden können. Als Mindestangaben gelten Name,
Vorname und das Geburtstagsdatum. Die Angaben zu Adresse und Wohnort können bei derZuweisung in eine Kli-
nik oder Einrichtung eine Rolle spielen.
A2 VERTRAUENSPERSON(EN)
A2.1 Vertrauensperson
Wenn es Ihnen besonders schlecht geht und Sie nicht mehr in der Lage sind, freiwillig Hilfe in Anspruch zu nehmen,
kann es sein, dass eine Fürsorgerische Unterbringung (FU) erforderlich wird. Für diesen Fall können Sie zu Ihrer Un-
terstützung und Entlastung eineVertrauensperson ernennen, die Ihnen während des Klinikaufenthaltes zurSeite steht.
Die Einsetzung einerVertrauensperson ist sehr empfehlenswert. Allerdings sollten Sie sich gut überlegen, wen Sie
einsetzen wollen und wer sich dazu eignet. Die nachfolgenden Informationen zu den Aufgaben einerVertrauens-
person und die Checkliste zur Eignung dienen Ihnen als Orientierungshilfe bei der Auswahl.
Welche Aufgaben hat eine Vertrauensperson?
• Die Vertrauensperson wird – soweit möglich – über Ihre Einweisung benachrichtigt.
• Sie informiert Sie über Ihre Rechte und Pflichten während des Klinikaufenthalts und hilft Ihnen bei deren
Wahrnehmung.
• Auf Ihren Wunsch wird die Vertrauensperson bei der Ausarbeitung des Behandlungsplans einbezogen.
• Sie hilft Ihnen, Ihre Wünsche und Bedürfnisse zu vertreten und nimmt bei Bedarf an Gesprächen teil.
• Sie erhält eine Kopie der Anordnungen, die ohne oder gegen Ihren Willen erfolgen und hat das Recht,
selbständig ein Rechtsmittel zu ergreifen.
• Sie ist befugt, Sie auch ausserhalb der regulären Besuchszeiten aufzusuchen, sofern keine schwerwiegen-
den Gründe dagegen sprechen.
• Die Vertrauensperson kann die Erwachsenenschutzbehörde anrufen, wenn sie der Ansicht ist, dass Ihre
Patientenverfügung nicht oder nicht angemessen befolgt wird.
Wer kann Vertrauensperson sein?
Als Vertrauenspersonen kommen nur einzelne Personen, nicht aber Organisationen in Frage. Die ausgewählte
Person muss urteilsfähig und in der Lage sein, ihren Auftrag wahrzunehmen. Sie können beispielsweise Partner,
Angehörige, Freunde, Seelsorger, Hausärzte, aber auch Beistände als Vertrauensperson einsetzen.
Es lohnt sich, etwas genauer zu überlegen, wer sich als Vertrauensperson eignet. Die folgende Checkliste2 kann
Ihnen als Orientierungshilfe dienen.
Die Vertrauensperson kann nicht stellvertretend für Sie medizinische Entscheidungen treffen. Für die Ein-
sichtnahme in Krankenakten, Protokolle und weitere behandlungsrelevante Dokumente benötigt die Vertrau-
ensperson Ihre Bevollmächtigung (siehe dazu die Erläuterungen unter A2.3).
Wenn Sie Ihre Patientenverfügung digital erstellt haben, empfiehlt es sich, die geänderte Fassung vollständig
neu auszudrucken, mit aktuellem Datum und Unterschrift zu versehen und frühere Fassungen zu vernichten.
Sind mehrere Versionen im Umlauf, ist zwar nur die letztdatierte massgebend, aber für das Behandlungsteam
ist unter Umständen nicht ersichtlich, ob es über die aktuellste Version verfügt.
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Bevor Sie jemanden einsetzen, ist es ratsam, die betreffende Person anzufragen und mit ihr den zugedachten
Aufgabenbereich zu klären. Das hilft Ihnen nicht nur bei derWahl, sondern ermöglicht es auch der gewünschten
Person, sich eigene Gedanken zu machen und auf die Aufgabe vorzubereiten.
A2.2 Weitere Vertrauensperson
Krisen treten oft völlig unvorhergesehen ein. Möglicherweise ist Ihre Vertrauensperson aber gerade zu diesem
Zeitpunkt nicht verfügbar. Um im Bedarfsfall die gewünschte Unterstützung zu erhalten, ist die Einsetzung einer
weiteren Vertrauensperson empfehlenswert. Mit der Nennung einer Ersatzperson erhöhen sich Ihre Chancen, bei
Bedarf eine von Ihnen ausgewählte Person zur Seite zu haben.
A2.3 Ergänzende Angaben zum Aufgabenbereich meiner Vertrauensperson(en)
Die unter A2.1 aufgeführten Aufgaben entsprechen dem vom Gesetzgeber vorgesehenen Umfang. Bei Bedarf kön-
nen Sie jedoch Einschränkungen oder Ergänzungen vornehmen. Mögliche Erweiterungen des Aufgabenbereichs
betreffen vor allem die Einsicht in Krankenakten und weitere behandlungsrelevante Dokumente sowie die Betei-
ligung bei der Erarbeitung eines Behandlungsplans. Einschränkungen sind grundsätzlich bezüglich aller unter A2.1
genannten Aufgaben möglich.
Falls Sie mit dem oben beschriebenen Aufgabenbereich einverstanden sind und keine Anpassungen wünschen,
streichen Sie diesen Bereich durch oder fügen sie den Hinweis «keine Angaben» ein.
Beispiele für die Erweiterung des Aufgabenbereichs:
• «Meine Vertrauensperson X soll in alle meine Krankenakten und Dokumente Einsicht nehmen können,
die mit meiner Behandlung im Zusammenhang stehen.»
Beispiele für Einschränkungen des Aufgabenbereichs:
• «Meine Vertrauensperson soll nur für die Durchsetzung der Patientenverfügung zuständig sein.»
• «Meine Vertrauensperson X soll bei der Erarbeitung des Behandlungsplanes nicht einbezogen werden.»
• «Meine Vertrauensperson soll nur in den nachfolgend von mir aufgeführten Fällen informiert, bzw.
hinzugezogen werden.»
Bitte beachten Sie:
Auch wenn die von Ihnen angefragte Person zugestimmt hat und in der Patientenverfügung ausdrücklich als
Vertrauensperson benannt wird, ist sie im Bedarfsfall rechtlich nicht zur Übernahme ihrer Funktion verpflichtet.
Checkliste zur Wahl der Vertrauensperson
Bei der Wahl der Vertrauenspersonen können folgende Überlegungen hilfreich sein:
• Wer kennt meinen Willen am besten, bzw. von wem fühle ich mich gut verstanden?
• Ist diese Person den Aufgaben gewachsen? Kann sie sich durchsetzen und meinen Willen vertreten?
• Kann sie zwischen ihren eigenen Interessen und meinem Willen unterscheiden oder könnte sie in einen
Interessenkonflikt geraten?
• Ist es mir wichtig, dass die Person über medizinisches Wissen verfügt?
• Hat die Person genügend Kapazitäten und wie gut ist sie erreichbar?
• Ist sie grundsätzlich bereit, diese Aufgabe im Bedarfsfall zu übernehmen?
• Darüber hinaus können auch folgende Fragen von Bedeutung sein:
• Inwiefern soll diese Person Einsicht in die Krankenakten oder andere Dokumente erhalten?
• Soll sie in die Behandlungsplanung3 einbezogen werden?
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A3 VERTRETUNGSBERECHTIGE PERSON(EN)
Für die medizinische Behandlung ausserhalb einer psychiatrischen Klinik können Sie eine sogenannte «vertre-
tungsberechtigte Person» ernennen. Diese kann stellvertretend für Sie über medizinische Massnahmen ent-
scheiden, die zum Beispiel die Behandlung körperlicher Erkrankungen betreffen. Dabei hat sie sich nach Ihrem
mutmasslichen Willen zu richten. Es ist daher empfehlenswert, sich mit dieser Person über Ihre Wünsche und
Vorstellungen auszutauschen.
Die vertretungsberechtigte Person kann mit der Vertrauensperson identisch sein. Sie hat jedoch dann unter-
schiedliche Kompetenzen, je nach dem, ob es sich bei Ihrem Leiden um eine körperliche Erkrankung handelt oder
Sie sich zur Behandlung einer psychischen Erkrankung in einer psychiatrischen Klinik befinden. Selbstverständ-
lich steht es Ihnen frei, für die medizinische Vertretung eine andere Person zu bestimmen.
Durch das Ankreuzen eines der Felder in diesem Abschnitt zeigen Sie dem Behandlungsteam an, ob und gege-
benenfalls wo Sie die Vertretung für medizinische Massnahmen geregelt haben. Solche Regelungen finden sich
typischerweise auch in anderen Standardvorlagen. Sollten Sie eine weitere Patientenverfügung (mit somatischem
Schwerpunkt) verfasst haben, achten Sie bitte darauf, dass Sie keine einander widersprechenden Angaben ma-
chen.
Als Entscheidungshilfe für die Bestimmung der medizinischen Vertretungsperson kann ebenfalls die Checkliste
für die Wahl der Vertrauensperson (siehe A2.1) herangezogen werden.
Für die Behandlung von psychischen Erkrankungen in einer psychiatrischen Klinik ist ein solches
Vertretungsrecht ausgeschlossen.
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B Diagnosen / Symptome /
Beeinträchtigungen
B1 PSYCHIATRISCHE DIAGNOSEN
Unter B1 können Sie alle Ihnen bekannten psychiatrischen Diagnosen aufführen. Deren Nennung ist jedoch nicht
zwingend.
B2 PSYCHISCHE SYMPTOME UND BEEINTRÄCHTIGUNGEN
Falls Sie unter B1 keine Diagnose benennen, können Sie unter B2 alternativ Ihre Symptome umschreiben. Welche
psychischen Beeinträchtigungen erleben Sie? Gibt es vielleicht bestimmte Situationen, in denen sich die Beein-
trächtigungen besonders bemerkbar machen?
Auch wenn Sie Diagnosen angegeben haben, ist eine zusätzliche Umschreibung der Symptome hilfreich. Das gilt
insbesondere, wenn die Diagnosestellung schon längere Zeit zurückliegt oder sie Ihnen nicht als gesichert er-
scheint.
B3 KÖRPERLICHE ERKRANKUNGEN
Falls Sie zusätzlich an körperlichen Erkrankungen leiden, haben Sie hier die Möglichkeit, Angaben über die Dia-
gnosen und/oder das Beschwerdebild zu machen. Informationen hierzu erlauben dem Behandlungsteam, ein
ganzheitliches Bild Ihres Gesundheitszustandes zu erhalten.
B4 BEKANNTE ALLERGIEN / UNVERTRÄGLICHKEITEN
Es ist möglich, dass Sie in einer ungewohnten Umgebung mit Substanzen (bspw. Lebensmittel, Medikamente,
Pflegeprodukte, Textilien) in Kontakt geraten, die bei Ihnen Allergien oder Unverträglichkeiten auslösen. Sollte
Ihnen bekannt sein, dass Sie auf bestimmte Stoffe mit körperlichen Symptomen reagieren, tragen Sie diese bitte
in die Liste ein. Falls Ihnen keine Allergien oder Unverträglichkeiten bekannt sind, streichen Sie diesen Abschnitt
gut sichtbar durch.
Bekannte belastende Nebenwirkungen von Medikamenten notieren Sie bitte in Abschnitt D3.2.3.
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C Meine Persönlichkeit
In diesem Abschnitt geht es um Sie als Persönlichkeit mit Ihren Wertvorstellungen und grundlegenden Bedürfnissen,
Ihren Stärken und Schwächen. Für Ihr Behandlungsteam ist es wertvoll zu erfahren, wer Sie sind, um die medizinischen
und therapeutischen Massnahmen auf Ihre Person abstimmen zu können. Auch in Krisensituationen, in denen Sie ur-
teilsfähig sind, aber Mühe haben, Ihre Bedürfnisse und Wünsche zu äussern, kann eine genauere Kenntnis Ihrer Per-
sönlichkeit hilfreich sein, um gemeinsam mit Ihnen Lösungsmöglichkeiten und Bewältigungsstrategien zu entwickeln.
Die Beantwortung der nachfolgenden Fragen erfordert ein hohes Mass an Selbstbeobachtungsgabe. Lassen Sie sich
daherZeit und wählen Sie Momente aus, in denen es Ihnen gut geht und Sie sich stabil genug fühlen, um über sich selbst
nachzudenken. Sie können die Themen dieses Abschnitts auch mit Ihrem Therapeuten oder anderen nahestehenden
Personen besprechen. Möglicherweise braucht es mehrere Schritte, um sich über die gestellten Fragen Klarheit zu ver-
schaffen. In jedem Falle lohnt es sich – auch zurVorbeugung künftiger Krisensituationen – Grundzüge der eigenen Per-
sönlichkeit in Worte zu fassen.
C1 MOTIVATION
Für die Ermittlung Ihres Willens kann es hilfreich sein, die Beweggründe für die Erstellung der Patientenverfügung
zu kennen. Gab es beispielsweise eine spezielle Erfahrung, die in Ihnen den Wunsch geweckt hat, für bestimmte
Situationen Regelungen zu treffen? Wenn ja, um welche Erfahrung handelt es sich?
C2 EINSTELLUNGEN UND WERTE
Hier geht es um die Frage, was Lebensqualität für Sie bedeutet. Was ist Ihnen persönlich wichtig bei Ihrer Le-
bensgestaltung (bspw. eine bestimmte Weltanschauung oder Religion, Familie oder Freunde, Lebensmotto, Ziele)?
Aus diesen Angaben lässt sich erschliessen, wie die Behandlung ausgerichtet werden kann, so dass Ihre ge-
wohnten Lebensweisen möglichst wenig durchbrochen werden.
C3 PERSÖNLICHE BEDÜRFNISSE UND PRÄFERENZEN
C3.1 Was tut mir gut? Was mache ich gerne?
C3.2 Was tut mir nicht gut? Was bereitet mir Mühe?
Sie kennen sich am besten. Überlegen Sie sich, was Ihnen gut tut und was nicht, welche Tätigkeiten Sie gerne ver-
richten und bei was Sie allenfalls Mühe haben. Finden Sie heraus, wo Ihre Interessen liegen und was Sie even-
tuell gerne ausprobieren möchten. Durch diese Überlegungen haben Sie die Möglichkeit, für sich und das
Behandlungsteam einen Katalog zu erarbeiten, der Ihre Bedürfnisse widerspiegelt.
C4 EINSCHÄTZUNG DES EIGENEN BEFINDENS, KRISENSITUATIONEN UND KRISENBEWÄLTIGUNG
In den Fragen C4.1 bis C4.8 geht es um die Beschreibung von persönlichen Krisensituationen. Überlegen Sie
sich, wie Sie bisher einen typischen Krisenverlauf erlebt haben. Eine genauere Beschreibung liefert Ihrem Arzt
wichtige Anhaltspunkte, wo Sie im Falle einer erneuten Krise gerade stehen und welcher Handlungsbedarf sich
daraus ergibt. Das rechtzeitige Erkennen bietet die Möglichkeit, ein weiteres Fortschreiten der Krise abzuwenden
und trägt zu deren Bewältigung bei.
Folgen Sie dem Fragenkatalog und überlegen Sie sich, wie Sie die einzelnen Stadien einer Krise erleben, ange-
fangen vom krisenfreien Zustand über Frühwarnsymptome und ernsthafte Warnhinweise bis hin zu einem ausge-
prägten Krisenzustand. Wie reagiert Ihr Körper in den einzelnen Stadien? Was spielt sich in Ihren Gedanken ab?
Welche Gefühle nehmen Sie wahr und was sind typische Verhaltensweisen, die Sie in den verschiedenen Stadien
bei sich beobachten?
Besonders wichtig für das Behandlungsteam sind Ihre persönlichen Erfahrungen der Krisenbewältigung sowie
Hinweise dazu, was Ihnen bislang geholfen hat, Krisen zu überwinden (C4.7).
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D Einweisung, Aufnahme und Behandlung
D1 WAHL DER EINRICHTUNG4 / KLINIK
D1.1 Bevorzugte Einrichtungen / Kliniken
D1.2 Abgelehnte Einrichtungen / Kliniken
Unter D1.1 und D1.2 haben Sie die Möglichkeit, Ihre Wünsche bezüglich der Zuweisung in eine bestimmte Ein-
richtung oder Klinik anzubringen. Ein solcher Wunsch kann sich beispielsweise ergeben, wenn die Nähe zur ge-
wohnten Umgebung oder zur Familie für Sie eine wichtige Rolle spielt oder wenn Sie bereits gute Erfahrungen mit
einer Einrichtung gemacht haben, deren vertrautes Umfeld Sie schätzen. Auf der anderen Seite besteht auch die
Möglichkeit anzugeben, welche Einrichtungen Sie ablehnen. Dabei wäre es wünschenswert, wenn Sie eine kurze
Begründung angeben, damit für Sie allenfalls eine bessere Alternative gefunden werden kann.
Beginnen Sie die Liste D1.1 mit der von Ihnen am meisten bevorzugten Einrichtung und die Liste D1.2 mit jener
Einrichtung, die für Sie am wenigsten in Frage kommt. Die Listen müssen nicht nach Art der Einrichtung geord-
net werden. Sie können bspw. nacheinander Krankenhaus X, Psychiatrische Klinik Y und Wohn- und Pflegeheim
Z nennen.
Die geeignete Art der Einrichtung wird durch den einweisenden Arzt bestimmt. Durch Ihre Rangfolge können Sie
jedoch deutlich machen, welcher Einrichtung Sie bei gleichem oder ähnlichem Angebot, den Vorzug geben.
Ihre Angaben sind als Wünsche zu verstehen und daher in der Durchsetzbarkeit beschränkt. In erster Linie hängt
die Auswahl der Einrichtung von deren Platzangebot und der Eignung für Ihre Behandlung oder Betreuung ab.
Ihre Wünsche werden dabei nach Massgabe der Möglichkeiten berücksichtigt.
Damit Ihren Wünschen von Anfang an entsprochen werden kann, sollte Ihr Wille bereits bei der Einweisung be-
kannt sein. Hierbei spielt die Hinterlegung der Patientenverfügung sowie deren Verfügbarkeit zum Zeitpunkt der
Einweisung eine wesentliche Rolle (ausführlicher hierzu Kapitel I «Allgemeine Hinweise»).
D2 EINTRITT
Der Moment des Eintritts in eine Einrichtung erfolgt oft in einer Krisensituation, die ein besonders behutsames
Vorgehen erfordert. Dieser Abschnitt bezweckt, Ihnen das Ankommen und Eingewöhnen zu erleichtern. Hier kön-
nen Sie angeben, wie Sie sich den Eintritt vorstellen, ob Sie beispielsweise wünschen, dass jemand über Ihre
Aufnahme möglichst rasch informiert wird, ob Sie in der Eingewöhnungsphase lieber weniger Kontakte oder eine
intensivere Betreuung wünschen.
D3 AUFENTHALT UND BEHANDLUNG
D3.1 Therapeutische Massnahmen
D3.1.1 Gewünschte therapeutische Massnahmen
D3.1.2 Abgelehnte therapeutische Massnahmen
Der Begriff der therapeutischen Massnahme ist hier sehr weit zu verstehen. Behandlungsangebote wie Kunst-
therapie, körperorientierte Therapien und Entspannungsübungen gehören ebenso dazu wie psychotherapeuti-
sche Gespräche, Gruppentherapien oder organisierte Sport- und Freizeitaktivitäten.
Im Abschnitt D3 haben Sie die Möglichkeit, auf Ihr Therapieprogramm Einfluss zu nehmen. Vielleicht haben Sie
festgestellt, dass Ihnen eine ergänzende Ergotherapie gut tut oder Sie wissen, dass Sie Entspannung am besten
durch Bewegung an der frischen Luft erreichen können. Auf der anderen Seite haben Sie vielleicht auch negative
Erfahrungen mit bestimmten Therapieformen gemacht, die Sie als nicht hilfreich empfunden haben.
Bei den von Ihnen gewünschten Therapien ist zu beachten, dass diese angezeigt sein sollten und abhängig vom
Angebot der jeweiligen Einrichtung sind.
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D3.2 Medikamente (Psychopharmaka)
Als Psychopharmaka bezeichnet man Medikamente zur Behandlung psychischer Erkrankungen. In diesem Ab-
schnitt geht es darum, anhand Ihrer Informationen ein für Sie gut geeignetes Medikament zur Behandlung Ihrer
psychischen Beschwerden zu finden.
Wenn Sie zusätzlich die Gabe von Medikamenten regeln wollen, die körperliche Erkrankungen betreffen, können
Sie im Abschnitt D4.2.4 Angaben dazu machen.
D3.2.1 Mit welchen Medikamenten haben Sie gute Erfahrungen gemacht?
D3.2.2 Mit welchen Medikamenten haben Sie keine guten Erfahrungen gemacht?
In den beiden Abschnitten B3.2.1 und B3.2.2 können Sie positive und negative Erfahrungen, die Sie bislang mit
Psychopharmaka gemacht haben, anbringen und so die Wahl eines für Sie geeigneten und verträglichen Medi-
kamentes zur Behandlung Ihrer psychischen Erkrankung unterstützen. Angaben zur bisherigen Dosierung stellen
für den Arzt ergänzende Informationen dar, um den Wirkungsgrad derMedikamente bei Ihnen einschätzen zu kön-
nen. Wenn Sie sich bezüglich der Dosis nicht sicher sind, machen Sie bitte keine Angaben und streichen das Text-
feld durch.
D3.2.3 Belastende Nebenwirkungen
Die Wirkung von Medikamenten macht sich nicht nur durch eine Linderung der Beschwerden bemerkbar, sondern
auch durch Nebenwirkungen, die sich in vielen Fällen nicht vermeiden lassen.
Diese Nebenwirkungen zeigen sich je nach Person auf unterschiedliche Weise und werden als mehr oder weni-
ger belastend wahrgenommen. Hierbei spielt auch die persönliche Bewertung eine Rolle. Ihre Angaben über die
für Sie am meisten belastenden Nebenwirkungen geben dem Arzt Hinweise, welche Medikamente für Ihre Be-
handlung weniger in Frage kommen, um das Ausmass der Belastung möglichst klein zu halten. Meist stehen für
die Behandlung einer psychischen Erkrankung verschiedene Medikamente zur Verfügung. Ihr Arzt wird bei der
Auswahl darauf achten, dass innerhalb einer geeigneten Substanzklasse das für Sie verträglichste Medikament
zum Einsatz kommt.
D3.2.4 Zusätzliche Bemerkungen zu den Medikamenten
Wenn Sie die Gabe von Medikamenten regeln wollen, die körperliche Erkrankungen betreffen, können Sie diese
Angaben hier anbringen.
D3.3 Behandlungsteam
Nicht nur die medizinische Behandlung, sondern auch eine vertrauensbildende Umgebung spielt für den Prozess
der Genesung eine wichtige Rolle. Damit Ihr Behandlungsteam optimal auf Sie eingehen kann, erhalten Sie in die-
sem Abschnitt die Möglichkeit, Ihre Wünsche bezüglich Verhaltensweisen Ihrer therapeutischen und pflegeri-
schen Bezugspersonen anzubringen.
D3.3.1 Welche Verhaltensweisen einer therapeutischen oder pflegerischen Bezugsperson schätze in
Krisensituationen besonders?
Für eine Bezugsperson, die Sie nicht bereits von früheren Begegnungen kennt, ist es anfangs schwierig einzu-
schätzen, wie sie einen guten Kontakt zu Ihnen finden kann. Ihre diesbezüglichen Wünsche können eine wichtige
Orientierungshilfe sein. Wenn Sie beispielsweise Mühe haben, in belastenden Situationen auf andere Menschen
zuzugehen oder um Hilfe zu bitten, kann es sinnvoll sein, hier den Wunsch zu äussern, dass die Bezugsperson
Ihnen aktiv Hilfe anbietet oder regelmässig nach Ihren Bedürfnissen fragt. Vielleicht wünschen Sie sich aber vor
allem zu Beginn eher geringen Kontakt mit dem Personal und etwas Zurückhaltung. Überlegen Sie in aller Ruhe,
welche Verhaltensweisen Sie bei früheren Erfahrungen als hilfreich empfunden haben und welche nicht. Gerade
in einer Krisensituation kann es schwer fallen, solche Wünsche von sich aus anzubringen.
Bekannte Unverträglichkeiten oder allergische Reaktionen auf Medikamente notieren Sie bitte in Abschnitt B4.
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D3.3.2 Geschlecht der Bezugspersonen
Das Geschlecht der Bezugsperson kann für den Aufbau einer vertrauensvollen therapeutischen Beziehung eben-
falls bedeutsam sein. Sollte es Ihnen grundsätzlich leichter fallen, zu einer weiblichen oder aber zu einermännlichen
BezugspersonenVertrauen zu entwickeln, haben Sie hier die Möglichkeit, einen entsprechendenWunsch zu äussern.
Wenn für Sie das Geschlecht der Bezugsperson keine Rolle spielt, kreuzen Sie bitte das entsprechende Feld an.
Bitte beachten Sie, dass Ihrem Wunsch nicht in jedem Fall entsprochen werden kann.
D3.4 Rahmenbedingungen eines Klinikaufenthaltes
D3.4.1 Besuche / Kontakte
Meist tut es gut, Besuche von Freunden oder nahestehenden Person zu erhalten. Auch regelmässige Besuche der
Seelsorge können wohltuend sein. Mit den Angaben zu erwünschten Besuchen kann Ihnen das Behandlungs-
team zur Seite stehen, damit Sie Ihre persönlichen Kontakte pflegen können. Andererseits kann das Team Sie
auch vor unerwünschten Besuchen schützen, wenn es weiss, dass der Kontakt zu bestimmten Personen eher be-
lastend für Sie ist.
Eine vorausschauende Stellungnahme zu diesem Thema ist vor allem dann sinnvoll, wenn es Ihnen in Krisensi-
tuationen schwer fällt, sich abzugrenzen oder Ihr Bedürfnis nach Kontakt offen anzusprechen.
D3.4.2 Ergänzende Bemerkungen
Mit ergänzenden Angaben zu Ihren Kontaktwünschen können Sie beispielsweise angeben, in welchen Situationen
persönliche Kontakte für Sie besonders wichtig sind und in welchen Situationen Sie eher Ruhe und Zurückgezo-
genheit wünschen. Sie können auch beschreiben, in welcher Beziehung Sie zu den zuvor genannten Personen
stehen und warum Ihnen an bestimmten Begegnungen besonders viel gelegen ist.
D3.4.3 Individuelle Bedürfnisse
Mit einem Klinikaufenthalt geht immer eine Veränderung der gewohnten Umgebung einher. Um diesen Effekt
etwas zu mildern, kann es hilfreich sein, gewisse Gegenstände (bspw. Fotos, Bücher, religiöse Objekte, Musik,
Spiele, Kleidungsstücke, Kuscheltiere) auch während des Klinikaufenthaltes zur Verfügung zu haben. Auch be-
stimmte Gewohnheiten oder Rituale, die Sie gerne in der Klinik weiterführen möchten, können Sie hier als Wunsch
anbringen. Bitte bedenken Sie, dass diesbezüglich aus organisatorischen oder therapeutischen Gründen Ein-
schränkungen gemacht werden können.
Darüber hinaus können Sie auf spezielle Essgewohnheiten und Ernährungsvorschriften hinweisen. Folgen Sie bei-
spielsweise einer speziellen Diät? Ernähren Sie sich vegetarisch oder vegan? Gibt es bestimmte Nahrungsmittel,
die Sie nicht zu sich nehmen möchten (bspw. Schweinefleisch, Rindfleisch)?
D3.4.4 Familie und häusliche Angelegenheiten
Wenn Sie notfallmässig in eine Klinik oder Einrichtung eintreten müssen, kann es sein, dass keine Zeit mehr be-
steht oder Sie nicht mehr in der Lage dazu sind, notwendige Dinge im häuslichen Umfeld zu regeln.
Insbesondere, wenn Sie für Kinder oder Haustiere sorgen und die Aufgaben nicht sofort durch den Partner über-
nommen werden können, haben Sie in diesem Abschnitt die Möglichkeit, konkrete Vorkehrungen zu treffen.
Für Kindesbelange ist grundsätzlich die Kindes- und Erwachsenschutzbehörde zuständig. Sie entscheidet nach
dem Kindeswohl über die Betreuung der Kinder, wenn kein sorge- bzw. obhutberechtigter Elternteil zurVerfügung
steht. Sie können allerdings Vorschläge für eine Betreuung anbringen und konkrete Personen (bspw. nahe Ver-
wandte, Nachbarn, Freunde) benennen, denen Sie die Aufgabe gerne anvertrauen möchten. Darüber hinaus kön-
nen Sie eine Person benennen, die sich in Ihrer Abwesenheit um die häuslichen Belange kümmert. Treffen Sie
keine Anordnungen, sieht das Gesetz ein Vertretungsrecht zugunsten des Ehegatten oder des eingetragenen Part-
ners, der im gleichen Haushalt lebt oder Ihnen regelmässig Beistand leistet, in folgendem Umfang vor:
1. Rechtshandlungen den üblichen Unterhalt betreffend
2. Die ordentliche Verwaltung des Einkommens und übriger Vermögen
3. Die Befugnis, die Post zu öffnen
Für weitergehende Rechtshandlungen im Rahmen der sogenannten ausserordentlichen Vermögensverwaltung
muss der Ehegatte oder der eingetragene Partner die Zustimmung der Erwachsenenschutzbehörde einholen.
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D3.5 Behandlungsziele / Erwartungen
Sie können in diesem Abschnitt Vorstellungen über die Ziele Ihrer Behandlung äussern (bspw. ein möglichst ra-
sche und effektive Behandlung oder eine möglichst behutsame Regeneration)
D3.6 Behandlung gegen oder ohne Willen
Insbesondere bei psychischen Erkrankungen kann in Ausnahmefällen eine Behandlung ohne oder gegen Ihren
Willen erfolgen, wenn eine schwere gesundheitliche Schädigung oder eine Gefährdung von Dritten nicht anders
abgewendet werden kann.
Die Massnahmen dürfen nur in einem engen Rahmen angeordnet werden. Das Behandlungsteam ist gehalten, die
am wenigsten einschneidende Massnahme zu wählen, um den Behandlungszweck zu erfüllen. Die in einer Pa-
tientenverfügung getroffenen Anordnungen sind dabei zu berücksichtigen.
Massnahmen in diesem Sinne können beispielsweise die Abschirmung in einer reizarmen Umgebung, eine be-
stimmte medikamentöse Behandlung oder das Anbringen von Schutzvorrichtungen sein, um die Gefahr schwerer
Selbstverletzungen oder Verletzungen Dritter abzuwenden.
Es wird dringend empfohlen, diesen Abschnitt nur auszufüllen, wenn Sie bereits Erfahrungen mit solchen Mass-
nahmen gemacht haben oder Gefahr laufen, in eine entsprechende Situation zu geraten.
Wenn Sie sich für das Ausfüllen dieses Abschnittes entscheiden, ist es ratsam, die Möglichkeiten sowie die Mo-
dalitäten mit einer Fachperson zu besprechen.
D3.7 Zusätzliche Regelungen zu Aufenthalt und Behandlung
Falls Sie zum Themenbereich Aufenthalt und Behandlung weiteren Regelungsbedarf haben, der in den vorausge-
henden Abschnitten noch nicht thematisiert wurde, dann besteht hier die Möglichkeit zu Ergänzungen.
Ihre Angaben stellen keine im Voraus gegebene Einverständniserklärung zu diesen Massnahmen dar.
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E Unterschriften
E.1 EIGENHÄNDIGE UNTERSCHRIFT
Die Patientenverfügung muss datiert und eigenhändig unterschrieben werden. Ein eventuell vorhandener Bei-
stand muss nicht mitunterzeichnen und darf nicht stellvertretend für Sie als gesetzlicher Vertreter unterschrei-
ben. Die Benutzung eines Unterschriftenstempels reicht nicht aus. Können Sie nicht eigenhändig unterschreiben,
kann ein beglaubigtes Handzeichen oder die öffentliche Beurkundung (durch einen Anwalt oder Notar) die Un-
terschrift ersetzen.
E.2 ÄRZTLICHE BESTÄTIGUNG DER URTEILSFÄHIGKEIT
Eine ärztliche Bestätigung Ihrer Urteilsfähigkeit ist für die Gültigkeit des Dokuments nicht erforderlich. In Bezug
auf die Durchsetzung der Patientenverfügung kann eine solche Bestätigung aber sinnvoll sein und wird daher
empfohlen.
FAnhang
F1 WEITERE PATIENTENVERFÜGUNG
Sogenannte somatische Patientenverfügungen regeln den Umgang mit körperlichen Erkrankungen sowie Ent-
scheidungen am Lebensende. Wenn Sie die Erstellung einer solchen Verfügung in Erwägung ziehen, finden Sie eine
Übersicht der vorhandenen Mustervorlagen auf der Webseite des Bundesamtes für Justiz.
Falls Sie bereits eine somatische Patientenverfügung erstellt haben, können Sie diese mit der vorliegenden
Patientenverfügung zusammenführen.
Die Zusammenführung der beiden Dokumente erlaubt Ihnen, alle Regelungen für zukünftige Behandlungen an
einem Ort zu vereinen, und verschafft Ihrem behandelnden Arzt einen Überblick über Ihre Anordnungen in Bezug
auf sämtliche medizinischen Massnahmen. Wenn Sie sich entschliessen, eine weitere Verfügung zu erstellen,
achten Sie bitte darauf, dass sich Ihre Anordnungen nicht widersprechen.
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